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Theater eingeladen. Ich weiß, daß die Herren von unserer Fraktion hingehenwollen. Sie sehen,
die Reihen sind sowieso schon stark gelichtet. Bei einer Abstimmung haben Sie die Beschlußun¬
fähigkeitdes Hauses.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Wiinscht der Herr Berichterstatter noch
das Wort zu diesem Punkt der Tagesordnung? (Nein!) Widerspruchgege» den Antrag ist nicht
erfolgt. Ich stelle fest, daß der Antrag angenommenist.

Ich bitte diejenigen,die dafür sind, daß wir uns jetzt vertagen, sich von ihren Plätzen zu
erheben. Das ist die Mehrheit. Die nächste Sitzung findet morgen vormittag 9 Uhr statt. (Zu¬
rufe: 11 Uhr! Es ist doch im Aeltestenrat 11 Uhr ausgemacht worden!)

(Schluß 7 Uhr 20 Minuten.)

Fünfte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Freitag, den 15. Juli 1921.

(Beginn 9 Uhr 10 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Aenderung der Satzung der Landesbank der Rhcinprovmz.
3. Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischen Fraktion, bei der Reichs-

regierung dahiu vorstellig zu werden, daß die Eisenbahnbauten Osberghausen-Marieuheideund
Kettwig-Velbert mit größter Beschleunigung vollendet werden sowie zu dem vorliegenden
Abändcrungsantrag.

4. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend den
Betrieb weiterer Nebenzweigedurch die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz.

5. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltuugskostender Pro-
vinzilll-Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921
bis 31. Dezember 1921.

6. Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Verwaltuugskosteuder Landes¬
bank der Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

7. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungstosten der Pro-
vinzial-Lebensversicherungsanstaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921
bis 31. Dezember 1921.

8. Antrag der Ild Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Polizeistrafgelderfondsund des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis
31. März 1922.

9. Antrag der II d Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderungenin dem Statut der Feuerwehr-Uufallkasseder Rheinprovinz.

11. Antrag der II d Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischenFraktion auf Erweiterung
der vom Provinzialausschußzur Neuaufstellungder Anstalts-Hausordnungenbestellten Kommission.
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12. Autrag der II» Fachkommission,betreffend Gewährung von Arbeitsprämien au Fürsorge-
Zöglinge.

13. Antrag der Ha Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstunnucnanstalten
zu Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Euskirchen, Kempen,Kölu, Neuwied llnd Trier, sowie über
die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Unterstützuugsfondsder früheren Vereins-
Taubstunnnenanstaltzu Köln und des Unterstütznngsfondsfür entlassene Taubstumme für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

14. Antrag der II a Fachkommission zu dein Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900, sowie Haushaltspläne IderFürsorgecrziehuugs-
austlllten Fichtenhain,Rheindahlen, Solingen und Euskirchen für das Rechuungsjahrvom 1. April
1921 bis 31. März 1922.

15. Autrag der II» Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Fortgang in der Errichtung einer weiteren Provinzial-Fttrsoigccrzichungsanstaltfür schul¬
entlassenemännlicheZöglinge katholischen Bekenntnisses,verbunden mit einer Zwischenanstalt
bei Euskirchen.

16. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Begutachtung des Entwurfs eines Gesetzes zur Abänderung des Ruhrtalspcrrengesctzcsvom
5. Juni 1913.

17. Antrag der II^Fachlommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brau¬
weiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

18. Antrag der IV. Fachkommission,betreffend Entschädigung der an infektiöserPferde-Anämie
gefallenen uud notgcfchlachtetcn Tiere.

19. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung der Viehseuchen-Entschädigungs-Satzungfür die Rheinprovinz.

20. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltuug der Fonds zur
Gewährungvon Viehcntfchädigungen für das Rechnungsjahrvom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

21. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des ProvinzialanZschusfes, betreffend
die Verlängerung des zwischen dem Provinzialverbande der Rheinproviuz und der Landwirt-
fchaftskammer der Rheinprovinz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaftlichen
WinterfchulenabgeschlossenenVertrages.

22. Antrag der II d Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Errichtung von Gedenkzeichen an die im Kriege gefallenen Beamten, Angestellten,Arbeiter und
Zöglinge der RheinischenProvinzicilverwaltung.

23. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung von landwirtschaftlichenWinterschulenin Wipperfttrth uud Grevenbroich.

24. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Errichtung einer weiteren landwirtfchaftlichenWinterschulcim Kreise Moers.

25. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Vornahme von Wahlen zum Wasscrbeirat.

26. Antrag der IV. Fachkommission auf Weitcrbewilliguugdes Westfonds.
2?. Antrag der IV. Fachkommission'zu dem Autrage des Abgeordneten Simon-Bitburg auf Erhöhung

der Provinzilllzuschüsse für die Landwirtschaftsschuleuin Vitburg nud Eleve.
28. Antrag der IV. Fachkommission, betreffend Erhöhung des Provinzialzuschusses für die landwirt¬

schaftliche Versuchsstationin Kempen.
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29. Antrag der IV. Fachkommission Zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaft¬
lichen Angelegenheitennebst

Anlage ^, Voranschlagfür die Prooinzial-Wein- und Obstbaufchulezu Trier,
Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach,
Anlage t), Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulein Ahrwciler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.
30. Autrag der I1K Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltung des Laudarmen-

wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.
31. Antrag der 1IK Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre 1920

erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Almenzwecke gemäß § 5 Abs. 3 des Gesetzesvom
2. Juni 1902, betreffenddie Ueberweisung weiterer Dotationsrenten au die Provinzialverbände.

32. Antrag der I. Fachkommission zu dem Autrag des AbgeordnetenHauck und Genossenauf Ge¬
währung einer Freifahrtkarte an jeden Abgeordnetenfür sämtliche Bahnen innerhalb der Rhein¬
provinz, evtl. anf Ueberweisungdes Antrags an die Staatsregierung.

33. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan
«.) zur Zahlung von Ruhegehältern:c. an Provinzialbeamte und von Witwen- uud Waiscu-

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
b) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengcldernan

nicht ruhegehaltsberechtigteBeamte, Angestellteund Arbeiter bczw. dereu Hinterbliebene,
°) über die Dr. Klein-Stiftung für das Rechnungsjahrvom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

34. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Pro-
vinzialausschußund die Zentralverwaltungsbehördefür das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922.

35. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ablauf der Dienstzeit der Landesräte Dr. Mewes, Vonsmann uud Reinbach,

36. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungen und auderen per¬
sönlichen Ausgaben für die bei der LandesversicherungsanstaltNheinprovinz beschäftigtenPro-
vinzilllbecuntcn für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

37. Antrag der I. Fachkommission Zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen-
schaftsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichenVerufsgenofsenschaftfür das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

38. Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Sterbekasseder Beamten der Rheinischen Provinzialverwaltung uud Aenderung des Reglements
über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzialbeamten der Rheinprovinz vom 12. März 1909.

39. Bericht der von dem Provinziallandtag bestelltenKommissionzu dem Entwurf eines Gesetzes
über die Erweiterung der Selbständigkcitsrechteder Provinzen.

40. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Versetzung des Landeshauptmanns, Wirtlichen Geheimen Ober-Regienmgsrats Dr. von
Renvers in den Ruhestand.

41. Bericht der vom Provinziallandtag gewählten Kommissionzu dem Bericht uud Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die Wahl eines Amtsnachfolgers für den in den Ruhestand
tretenden Landeshauptmann, Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat Dr. vou Renvers und
Vornahme der Wahl.

42. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligungenaus dem Dispositionsfonds des Provinziallcmdtags (Ständefonds).
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43. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzial-
museen zu Bonn und Trier flir das Rechnungsjahrvom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

44. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für das Nechnungs-
jähr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

45. Antrag der II a Fachkommission zu dem Antrag der unabhängigen sozialdemokratischen Partei,
betreffend Anwendung der Strafpraxis in den Fürsorgeerziehungsanstaltcnsowie Berufsberatung
und Unterbringung der Zöglinge in Arbeitsstätten.

46. Antrag der II«, Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
Umarbeitung der „Vorschriften des Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung der
FürsorgeerziehungMinderjähriger" sowie des Reglements für die Rheinischen Provinzial-Für-
sorgeerziehungsanstaltendurch eine besondere Kommission.

47. Antrag der II a Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
anderweite Beschäftigung der industriell beschäftigtenFürsorgezöglinge wegen der steigenden
Arbeitslosigkeit sowie die handwerklichebezw. hauswirtschaftlicheAusbildung der in privater
Fürsorge untergebrachtenZöglinge.

48. Antrag der II a Fachkommission, betreffenddie Provinzialkommissionen.
49. Bericht der „Kommission für die Taubstummen-,Blinden-, Hebammen-und Fürsorgeerziehungs-

nnstalten" über das Ergebnis der Untersuchung,betreffenddie Beschuldigungeugegen die Pro-
binzial-Hebammenlehranstaltzu Köln und ihren Leiter Professor Dr. Frank.

50. Antrag der I. Fachkommission,betreffend Schadloshaltung der Bevölkerungdes besetzte» Ge¬
bietes für die ihr durch die Besatzung erwachsendenSchäden, Schadenersatzleistungfür die
Kommunal-, Provinzialbeamten und Abänderung des Okkupationsleistungsgesetzes.

51. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Antrag der Ientrumsfrattion, die Reichsregierungzu
ersuchen,mit größter BeschleunigungMaßnahmen verkchrstechnischer und finanzieller Art zur
wirtschaftlichen Existenzfähigkeit des Kreises Monschau einzuleiten.

52. Antrag der III. Fachkommission zn dem Antrag des AbgeordnetenIansen-Lammersdorf, be¬
treffend Starkstromleituugen auf Provinzialstraßen.

53. Antrag der I. und III. Fachkommiffion zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Erhöhung der Straßenuuterhaltungsrenten.

54. Antrag der I. Fachlommissiouzu dem Haushaltsplan für die Verwaltuug der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1921 bis 31. März 1922.

55. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzialstraßeiwerwaltungnebst
Anlage H,, Voranschlag über die Verwendung der Eiscnbahnmittcl,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung der Mittel zur Unterstützungdes Gemeiude-

und Kreiswegebaues
^r das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

ü6. Antrag der HI. Fachkommiffion zu dem Antrag des AbgeordnetenKrawinkel,betreffend Aende¬
rung der Amtsbezeichnungfür die Landesbauinspektorenund die bei der Zentralverwaltung
tätigen Landesbnuräte.

^7- Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des LandesbausekretärsMaerker beim Landesbauamt
Siegburg, betreffendden Bau einer Dienstwohnungoder Gewährung eines Baudarlchens.

58- Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der AbgeordnetenIanfen-Lammersdorf, Meyer
und Müller-Duisburg auf Anstellung der Provinzialstraßenmeisterauf Lebenszeit.
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59. Antrag der I. und IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses,
betreffend Erhöhung des Stammkapitals der gemeinnützigenSiedlungsgesellschaftm. b. H.
„RheinischesHeim" in Bonn.

60. Antrag der Ilb Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts
von Geisteskranken,Idioten, Epileptikern, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rhcin-
provinz, welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruchauf öffentliche Armenpflegehaben, für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

61. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrag der Gutsverwaltung des Rittergutes Grittern
zu Hückelhoven auf Uebernahmeder Kosten der Regulierung und der dauernden Unterhaltung
des Roerflusfes auf den Provinzialverband.

62. Antrag der 1IK Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Krüppelfürsorgeauf Gruud des
Gesetzes vom 6. Mai 1920 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

63. Antrag der Ild Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Kosten oer baulichenBeauf¬
sichtigung,größerer baulicher Ergünzungsarbeiten und der Erneuerung maschineller Anlagen in
den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

64. Antrag der II a Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
Bildung einer Provinzial-Lehrerkammerfür die Lehrkräfte der Provinzialverwaltuug.

65. Antrag der II«, Fachtommifsion zu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei ans Erlaß
einer zeitgemäßenDienstanweisungfür die Lehrkörperaller Provinzial-Lehranstalten unter Mit¬
wirkung der Lehreikammer.

66. Antrag der II». Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Nlinden-Unterrichts-
anstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus), sowie den
Unterstützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

67. Antrag der II» Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischenPartei auf Aenderung des
8 2 der Aufnahmebedingungenfür die Schülerinnen in den Provinzial-Hebammenlehrnnstalten.

68. Antrag der Ha, Fachkommission zu den Anträgen der sozialdemokratischen Partei und der un¬
abhängigen sozialdemokratischen Partei, betreffendBewilligung von Freistellen für Schülerinnen
in den Hebammenlehranstlllten.

69. Autrag der Ha, Fachkommission zu dein Haushaltsplau über das Helmmmenwcseu einschließlich
der Hebammenlehranstaltenzu Köln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922.

70. Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorberichtzu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der
einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis
31. März 1922

und

Haupt-Haushaltsplan für die Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1, April 1921
bis 31, März 1922.

VorsitzenderVielen: Meine Damen uud Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Schriftführer
sind heute die Herreu Abgeordneten Elfes und Hauck. Die beiden Herren find unten in der
Geschäftsorduungskonimissioi!.Deshalb nehmenwir an Stelle von Herrn Elfes Herrn vou Stedman
>md an Stelle des Herrn Hauck vielleicht Herrn Hoff. Herr Hoff, würden Sie bereit sein, an
stelle von Herru Hauck heute Schriftführer zu sein, weil Herr Abgeordneter Hauck in die KoM'
m'sstonssttzuug muß? (Abgeordneter Hoff: Ja!) Es erhebt sich lein Widerspruchdagegeu.
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Es ist folgender Antrag eingegangen:
„Bei der großen Futternot in den RegierungsbezirkenTrier und Koblenz ist es zur
Durchhaltung des nötigen Viehstammes dringend erforderlich, größere Mengen Rauh-
futter aus audereu Gegenden einzuführen. Die Staatsrcgiemng wird gebeten, diese
Einfuhr durch Ermäßigung der Eiscnbahutarife für Rcmhfutter zu erlcichteru,

Freiherr von Salis, von Stedman, Lensing, Maus, Küppers, Freiherr von Loö,
Freiherr von Spics-Büllesheim, Kemmaun, Freiherr voll PlettenbcrgMehrum,
Dr. Schüler, Dr. Efch, Az Rulof, Ley, Dr. Cappallo, Kranz, Knopp, Schmitz,

Graf Adelmann, Jausen. Meyer".
Die Sache wird wohl an die IV. Fachkommission gehen müssen.
Ich möchte Ihnen vorschlagen, daß wir in die Tagesordnung eintreten, daß wir aber wegen

der geringen Besetzungdes Hauses, falls es gewünscht wird, zu einzelnenPunkten längere Aus¬
führungen zu machen, diese Punkte vielleicht in der Tagesordnung zurücksetzen.Wir wollen also
die Sachen, die sich fchnell erledigen, zunächst wegnehmen und die übrigen Sachen, bei denen größere
Besprechungen erforderlichsind, etwas in der Tagesordnung zurückstellen.

Abgeordneter Koch (zur Geschäftsordnung): Meine Damen und Herren! Ich halte es
für dringend notwendig, daß wir die Sitzung bis 11 Uhr vertagen. Es hat doch leinen Zweck,
vor einer solchen Besetzungdes Hauses zu beraten. Es wird dringend notwendig sein, daß die
Fraktionen noch zu verschiedenen Sachen Stellung nehmen.

VorsitzenderVielen: Damit wir vorankommenund eine Uebersicht gewinnen, ob wir
Morgen fertig werden,halte ich es doch für wünschenswert, daß wir es so machen, daß ich die Sachen
aufrufe und daß wir, wenn der Wunfch vorliegt, zu der Sache zu sprechen, und wenn eine Fraktion
glaubt, vor vollbesetztem Hause eine Sache behandeln zu wollen, diese Sache in der Tagesordnung
zurücksetzen und die Sachen, die sich leicht erledigen lassen, vorwegnehmen.

Wenn Sie bedenken,daß nach der neuen Geschäftsordnungdie Sachlage so wäre, daß,
wenn nach einer Stunde eine Wortmeldung nicht vorliegt, die Sache überhaupt als erledigt betrachtet
wird, so werden Sie keine Bedenkengegen diesen Vorschlaghaben können.

AbgeordneterKoch: Ich halte den Antrag aufrecht.
Abgeordneter Dr. Iarres (zux Geschäftsordnnng): Ich halte den Vorschlag des Herrn

Präsidenten für durchaus richtig. Es gibt doch auf der Tagcsorduuug eine Menge von Punkten,
°ie sich ohi^ Erörterung erledigen lassen. (Sehr richtig!) Es wird außerordentlichfchwicrig sein,
heute und morgen zu Ende zu kommen. Wenn wir die Geschäfte nicht erschweren wollen, so möchte
ich doch Herrn Kollegen Koch bitten, dem Vorschlagezu folgen und dasjenige, wozu das Wort
nicht besonders gewünfcht wird — und das find eine ganze Reihe von Punkten —, heute zu erledigen.
Das hindert doch in keiner Weife die Ausfprachemöglichkeit hier im Hause.

Abgeordneter Hoffmann (zur Geschäftsordnung): Nach Lage der Sache und besonders
"ach den Ausführungen des Herrn Dr. Iarres möchte ich sagen, daß wir unter den Verhältnissen
!"cht jetzt tagen können, denn die Begründung, die der Herr AbgeordneteIarres der Sache gibt,
^ doch die, daß, wenn wir um 11 Uhr begiuuen, wie im Aeltestenrat doch auch beschlossenwar,
s'ch die Sachen auch ruhig ohne Diskussionerledigen und uns dadurch keiue besondere Zeit geraubt
'°ud. Die Tagung um 11 Uhr ist von den meisten als richtig angenommenworden. Da wir
bü letzten Tage schon solch lange Verhandlungen gehabt »nd die reine Pferdekur durchgemacht
^ben, ist es doch nicht möglich,es heute wieder so zu machen. Jeder Abgeordnetemuß doch die
Möglichkeit haben, an sämtlichenVerhandlungen teilzunehmen. Ich bezweifle daher die Beschluß¬
fähigkeit des Hauses.
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Vorsitzender Vielen: Die Beschlußfähigkeit des Hauses ist bezweifelt worden. Wir brauchen
wohl nicht auszuzählen.

Abgeordneter Dr, Iarres: Ich bitte, dann die nächste Sitzung auf V2I0 Uhr anzuberaumeu.
VorsitzenderVielen: Ich beraume die ueue Sitzung auf 9V2 Uhr an.

(Schluß 9 Uhr 20 Minuten.)

(Wiederbeginn 9 Uhr 30 Minuten.)
VorsitzenderVielen: Meine Damen und Herreu! Ich eröffne die neue Sitzung, Ich

möchte Ihnen den Vorschlag machen,bis 11 Uhr zu sitzen, dann eine Pause bis 2 Uhr zu machen
und dann weiter zu tagen. Ich empfehle, bis 11 Uhr die kleinen Sachen zu erledigen, die sich
ohne Diskussion erledigen lassen.

AbgeordneterKoch: Ich bedaure, an meinem Standpunkt festhalten zu muffen. Es hat
keinen Zweck, daß wir ohne vorherige Frakiionsuerhandluugeu jetzt bis 11 Uhr tagen. Ich halte
es für richtig, daß' zunächstdie Fraktionen tagen. Dann kommenwir um 11 Uhr schneller vor¬
wärts. Es ist doch gehopst wie gesprungen,ob wir zunächst hier verhandeln uud dann die Fraktious-
sitzungcn abhalten oder umgekehrt. Aber es ist doch dann richtiger, wir halten erst die Fmktions-
fitzungeu und tagen dann. Ich halte meinen Antrag, die Verhandlung bis 11 Uhr auszusetzen,
aufrecht.

VorsitzenderVielen: Es ist Vertngungsantrag gestellt. Wer von den Damen und Herren
ist für die Vertagung? Die Vertagung ist abgelehnt.

Zu Punkt 2:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Proviuzial-
ausfchuffes, betreffend Aenderung der Satzung der Laudesbank der Rhein¬
provinz,

hat das Wort der Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Köttgen.
AbgeordneterDr. Köttgen: Meine Damen und Herren! Das jetzige Statut der Laudes¬

bank entsprichtnicht mehr den heutigen Verhältnissen, die bei der Landesbankentstandensind. Es
haben sich durch die Geldeutwertung ein ganz anderer Bedarf an Kommunalkrcdit,eine Girozentrale
und andere Geldansprüche entwickelt. Aber auch die inneren Verhältnisse der Landesbank sind
dadurch verschoben, daß sie jetzt in erheblichem Maße auf einen Znsammenfchlußmit den rheinischen
Sparkassen zusteuern. Infolgedessen hat schon ein früherer Landtag beschlossen, daß eine neue
Satzung vorgelegt werden muß. Die Satzung ist den Herren zugegangen. Ich brauche daher
nicht alle die Punkte zu verlesen. Besonders wichtig ist die Erhöhung des Stammkapitals der
Landesbank und die Beteiligung der öffentlichen Sparkassen, der Kreisbanken,der Stadtbanken, der
Gcnofsenschaftsverbcinde als stille Gesellschafter mit Einlagen auf eine Zeit von zehn Jahren und mehr.

Entsprechendder neuen Zusammensetzungder Lcmdesbank wird auch der Vorstand geändert
werden müssen, und zwar dahin, daß 8 Mitglieder auf Gruud einer Neuwahl vonl Provinzinl-
nusschuß und 4 vom Vorstände des Svariassenverbandes bestellt werden. Die Landesbauk hat
auch das Recht erhalte», überall Iweiganstalten zu gründen, sowohl in unserer Provinz als auch
im übrigen DeutschenReich. Dazu hat die I. Fachkommissionzum Ausdruck gebracht, daß das
Recht der Lcmdesbank zur Errichtung von Zweiganstalten innerhalb der Provinz nicht benutzt
werde,, soll, um Konkurrenzgeschäftegegen örtliche Sparkassen ufw. zu machen. Am Schluß der
Drucksllche ist eiu Irrtum, ebenso wie in der gestrigen Tagesordnung. Es heißt da, daß die
Sache zur unveränderten Annahme empfohlen werde. In Wirklichkeitmuß der Wortlaut wie
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folgt heißen: „Der Provinzmlausschuß wird ermächtigt, etwaige Aenderungen, von denen die
Genehmigungder Satzung in der Ministerialinstanz abhängig gemacht werden sollte, vorzunehmen."

Ich beantrage diese Aenderung in Uebereinstimmungmit der I. Fachtommission,wenn es
auch iu dem Druckexemplarnicht zum Ausdruck gekommen ist.

VorsitzenderVielen: Das Wort ist nicht gewünscht. Ich stelle die Annahme fest.
Iu Punkt 3:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischen
Fraktion, bei der Reichsregierung dahin vorstellig zu werden, daß die
Eisenbllhnbauteu Osberghausen—Marienheide und Kettwig—Velbert mit
größter Beschleunigung vollendet werden, sowie zu dem vorliegenden Ab-
änderungsantrag,

hat derselbeHerr Berichterstatter das Wort.
AbgeordneterDr. Kotigen: Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratischeFraktion

hatte den Antrag gestellt, bei der Reichsregierungdahin zu wirken, daß zur Förderung des Wirt¬
schaftslebensund zur Steuerung der Arbeitslosigkeitin den davon betroffenenGebieten die bereits
bewilligtenund beschlossenen, aber in der letzten Zeit eingestellten Eisenbcihnbautcn Osberghausen—
Marienheide und Kettwig—Velbert mit möglichster Beschleunigungzur Vollendung gelangen. Als
dieser Antrag bekannt wurde, bin ich an die Antragsteller herangetreten und habe sie im Einver¬
nehmen mit den AbgeordnetenAdenauer, Haas, Schäfer und Zaires gebeten, diesen Antrag doch
generell zu erweitern und auch auf die Frage der Erbauuug der Schnellbahn auszudehnen. Die
Herren Antragsteller haben fich damit einverstandenerklärt,

Daß die beiden Bahnstrecken,die von den Herren Antragstellern vorgeschlagenwerden,
sobald wie möglichim Interesse der Arbeitslosen zur Vollendung geführt werden müssen, darüber
war niemand in der I. Fachkommission im Zweifel. Diese Bahnbauten sind auch bereits bewilligt
und es handelt sich jetzt nur um die Ausführung.

Was die generelle Erweiterung betrifft, so steht jetzt in dem neuen, abgeändertenAntrage,
baß alle bewilligten Bahnbauten im Interesse der Steuerung der Arbeitslosigkeit baldmöglichst
beendet werden müssen. Ferner ist in dem neuen Antrage von der Schnellbahn die Rede. Ich
darf annehmen, daß in diesem Hause das Projekt der Schnellbahn von Dortmund iiber Essen und
Duisburg nach Köln hinreichend bekannt ist. (AbgeordneterHoffmann: Elberfeld-Barmcn darf nicht
bergessen werden! Abgeordneter Gerlach: Dann mußt Du die Linienführung bestimmen!) Ich
werde nachher darauf eingehen. Es handelt fich hier im wesentlichen um das Industriegebiet, um
die großen Nachbarstädte,um eine Strecke von 112 Km, um ein Gebiet, von dem einer der Herren
Redner hoffte, daß es einmal zu einer Industrieprovinz würde. Ich kann diese Hoffnung nicht
^ilen; ich würde den Gedanken der Industrieprobinz im Gegenteil für ein großes Unglück und
einen großen Fehler halten. Immerhin muß man anerkennen,daß dieses Gebiet besondere Bedeu¬
tung hat und daß die jetzigen Verkehrsverbindungenin dem Gebiete in leiner Weise den Ansprüchen
genügen. Das liegt daran, daß die große Staatsbahnlinie von Berlin nach Köln im wesentlichen
"ne Linie für den Fernverkehr und den Güterverkehr ist und daß der interlokaleVerkehr auf der
besondersdicht bevölkerten Strecke von Köln nach Dortmund nicht zu seinem Recht kommen kann;
er ist immer an die Fernzüge und an den starken Güterverkehr gebunden. Infolgedessenbesteht
hier scho,, lange der Wunsch, für diesen interlokale» Verkehr eine besondere Schnellbahn, etwa wie
sie von Köln nach Bonn geht und wie sie auch in anderen Ländern besteht, zu bekomme,!.Besonders
wird es wichtig sein, für diese Schnellbahn einen starren Fahrplan zn erhalten, so daß man mit



182 61. RheinischerProvinzmllandtag, 5. Sitzung an, 15, Juli 1921.

stündlichenoder halbstündlichenSchnellzügen das Gebiet in etwa IV2 Stunde» durchfahren kann.
Es denkt ja bei uns niemand daran, daß man diese Schnellbahn jetzt bauen könnte. Wir haben
dazu jetzt nicht das Geld, und wir sind auch sonst zu sehr mit Aufgaben überlastet. Aber jeder
von uns muß daran denken, daß die Möglichkeit, die Schnellbahn zn bauen, offengehaltenwird,
und daß die Vorarbeiten zur richtigen Zeit gemacht werden. Sie wissen, daß es im Ruhrgebiet
durch die neuen Vcrgmannswohnungen, durch die Vermehrung der Steinkohlenförderungund aus
anderen Gründen immer schwierigerwird, die Bahn durchzubringen. Wir müssendaher in bezug
auf den Erwerb von Grundstückenund die genaue Trassierung der Bahn rechtzeitigdie geeigneten
Maßnahmen treffen. Wenn wir das nicht tun oder die Genehmigungdazu verweigertwird, werden
wir später vor der Unmöglichkeit stehen, eine solche Schnellbahn überhaupt zu bauen.

Es handelt sich also nicht darum, daß wir heute das Gelb oder den Willen hätten, die
Bahn zn bauen, sondern es handelt sich darum, daß die Genehmigung zur Vornahme der Vor¬
arbeiten erzielt werden muß, damit durch rechtzeitigenErwerb der Grundflächen, durch rechtzeitige
Festlegung der Linie nnd durch andere Maßnahmen die Möglichkeitzum künftigen Van der Bahn
offengehaltenwird.

Das Projekt ist alt, über 20 Jahre kämpfen die Kommunalverbändeschon darum. Aber
die frühere Reichs- und Staatsbahnverwaltung hat niemals die Genehmigung dazu geben wollen.
Wir hatten gehofft, daß der neue Reichsverlehrsministcrder Sache günstigergegenübersteht, und wir
haben diese Hoffnung auch noch nicht fallen lassen. Aber leider kommen wir in der Sache nicht
so weiter, wie wir es erwartet hatten.

Ich bitte, daß der rheinischeProvlnziallandtag sich mit aller Energie dafür ausspricht,
daß endlich die Rcichseisenbahnverwallungdie Genehmigungzu den Vorarbeiten erteilt, damit beurteilt
werden kann, wie weit die Sache durchführbar ist, die Frage der Finanzierung geprüft werden kann
und alles das. So wie bisher kann die Sache nicht weitergehen. Es muß auf das Reichsverkehrs-
ministerium dahin gedrückt werden, daß möglichstbald die völlige, unbeschränkte Genehmigung zu
den Vorarbeiten herausgegebenwird.

Ich beantrage daher in Uebereinstimmungmit der I, Fachkommissionund den übrigen
Herren Antragstellern, auch den Passus wegen der Schnellbahn anzunehmen und ihn der Neichs-
regierung gegenübermit Energie und Kraft zu vertreten.

Vorsitzender Vielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Koch.
AbgeordneterKoch: Meine Damen und Herren! Ich habe eine weitere Ergänzung. Ich

wünsche, daß besondersdem beigischen Lande, welches unter der Erwerbslosigkeitsehr zu leiden hat,
geholfen wird. Seit Jahren leidet das bergische Land sehr unter der Erwerbslosigkeit, und die
Gemeinden sind nicht mehr imstande, die erforderlichenNotstandsarbeiten durchzuführen. Es ist
deshalb notwendig,daß hier Reich und Staat eingreifen und ebenfalls Notstandsarbeiten übernehmen.
Vom Landesberufsamt war man in Nemscheid und hat darüber beraten: Wie ist der Remscheider
Industrie zu helfen, daß es Arbeit gibt? Man glaubte helfen zu können,wenn man Staatsanfträge
nach Solingen und Remscheid und überhaupt in den bergischenBezirk bringen könnte. Aber
sämtliche Sachverständigenhaben erklärt: Damit kann der Remscheiderund der Solinger Industrie
nicht geholfen werden. Selbst wenn der Staat, die Post, die Eisenbahn sich mit Werkzeugnsw.
vollsaugt für 10 Jahre, werden die Remscheider Fabrikanten höchstens 2 oder 3 Tage Arbeit haben.
Der Remscheider und überhaupt der bergischen Industrie kann in der Hauptsachenur geholfen werden,
wenn der Export wieder funktioniert, insbesondere der Export nach dem Osten, nach Rußland.
Deswegen ist es dringend erforderlich, daß versucht wird, die Verträge mit Sowjet-Rnßland abzuschließen-
Dann ist auch der Remscheider Industrie geholfen.



61. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 15. Juli 1921. 183

Es haben dann weiter Arbeitgeber und Arbeitnehmer dringend gefordert, daß Notstands¬
arbeiten für das bergifche Land geschaffen werden, und zwar können da nur Bauten helfen. Der
Remscheider Industrie kann nur geholfen werden, wenn Kanalbauten, Eisenbauten und der Klein-
wuhnungsbllu gefördert wird. Dadurch beschäftigt man die Erwerbslosen direkt. Aber indirekt
gibt es dann auch Arbeiten für die Industrie.

Wir wünschen dringend, daß einmal die Strecke Köln-Solingen in Angriff genommen wird.
Wir hören ja aus dem Munde des Berichterstatters,daß an die Schnellbahndoch nicht zu denken ist,
und daß durch dieses Projekt eine Bekämpfung der Erwerbslosigkeitnicht stattfinden kann. Aber
wir bedürfen dringend baldiger Hilfe, und da ist es notwendig, nicht allein aus Verkehrsinteresse,
sondern zur Bekämpfung der Erwerbslosigkeit,um den belgischen Arbeitern Arbeit zu geben, daß
die Strecke Köln-Solingen baldigst in Angriff genommenwird. Dann sind die bergischen Städte
-- Barmen, Elberfeld, Solingen, Remscheid— imstande, den Arbeitslosen wirklich produktive
Arbeit zu schaffen.

Ich beantrage deshalb, noch hinzuzusetzen, daß zur Bekämpfungder Erwerbslosigkeit weitere
Eisenbahnbauten,insbesondere die Linie Köln-Solingen, baldigst in Angriff genommenwerden muß.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Dem ursprünglichen Antrage der

S. P. D.-Fraktion, der ja nur den Weiterbau der Bahn Kettwig-Velbertund Osberghausen-Marien-
heide wollte, konnte unsere Fraktion ohne weiteres zustimmen,weil das Motiv dieses Antrages eine
teilweiseBehebung der Arbeitslosigkeitwar. Es haben sich aber die Antragsteller der S. P. D.¬
Fraktion mit den Herren Abgeordneten Köttgen und Adenauer über eine Abänderung dieses
Antrages verständigt, indem das Projekt der Städtebahn hinzugefügtwurde. Der Vertreter unserer
Fraktion erhob in der I. Fachkommissiongegen diesen erweiterten Antrag, wie er der I. Fach¬
kommission vorlag, Einspruch, denn es war das Projekt einer „kommunalenoder gemischt-wirtschaft¬
lichen" Schnellbahn vorgesehen. Wir beantragten, diese Formulierung zu streichen, und verlangten
ferner, daß über die beiden Teile des Abänderungsantrages getrennt abgestimmtweiden sollte, aus
folgendemGrunde: Das Projekt der Städtebahn erfordert nach einem einigermaßensicheren Ueber-
schlag einen Kostenaufwand von einigen Milliarden Mark. Wir sagten uns weiter: Wenn jetzt
nuch zugestimmt worden ist, in dem Antrage an die Reichsregierungdie Formulierung „gemischt¬
wirtschaftlich"zu streichen, so ist es doch bei der Finanzlage des Reichs und der Kommunen klar,
°aß späterhin, wenn an die Ausführung dieses Projekts geschritten wird, die Kosten nicht aus all¬
gemeinen Mitteln gedeckt werden können, sondern Sie werden die Privatkapitalisten hinzuziehen
müssen. Es war uns auch klar, daß hinter diesem Projekt das R. W. E. bezw. die Stinnes-
Gruppc steht und daß diese die eigentlichen Motoren des Antrages waren, wenn es auch die Herren
AbgeordnetenKöttgen und Adenauer nicht wahrhabeu wollten, indem sie sagten, es sei ihnen nichts
davon bekannt, daß der Antrag auf Antrieb des R. W. E. erfolgt sei. Es steht für uns fest,
daß die kapitalistische Gesellschaftsordnungnicht vermag, derartig ungeheure Summen, wie sie das
Projekt der Städtebahn zu seiner Realisierung bedarf, aufzubringen. Das Unternehmenwird in
letzter Konsequenzdoch wieder auf die Finanzgruppe Stinnes übergehen,und da haben wir selbst
nicht einmal die Garantie, daß die Tarife dieser Bahn so werden, wie es die Allgemeinheitunbe¬
dingt verlangen muß.

Aus diesem Grunde enthalten wir uns der Abstimmungüber den Punkt a, der die Vor-
"beiten für die Städtebahn betrifft. Wir behalten uns vor, wenn die Vorarbeiten zu Ende sind
und es sich zeigen wird, wer nun eigentlichdiesen großen Plan finanzierenwird, zu diesem Projekt
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endgültig Stellung zu nehmen. Wir enthalten uns also zu Punkt 2, der Abstimmung, Wir
können nicht dagegen sein, weil mit der Ausführung in späterer Zeit eine teilweise Behebung der
Arbeitslosigkeitverbunden ist.

Mit Punkt 2, Ausführung der Eisenbahnbanten Osberghausen°Marienheideund Kettwig-
Velbert wird unsere Fraktion sich einverstandenerklären.

VorsitzenderGielen: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Abgeordneter Dr. Köttgen: Was zunächst die Ausführungen von Herrn Koch und seinen

Antrag betrifft, so nimmt Herr Koch an, daß bereits früher für die Bahnstrecke Solingen-Köln
Fonds bewilligt worden seien. Er weiß aber nicht genau, ob eine Gesamtsummezur Verfügung
steht. Es ist mir daher zweifelhaft, ob wir ohne Beratung in der Kommissiondiesen plötzlich
neuen Antrag von Herrn Koch jetzt hier annehmen dürfen.

Was ferner die Ausführungen des Herrn Knab betrifft, so möchte ich seiuen Bemerkungen
über die Kostenfrageund das R. W. E. folgendes hinzufügen: Herr Knab meint, es handelte fich
um eine Milliarde. Das weiß aber lein Mensch, sondern die Genehmigung zu den Vorarbeiten ist
nötig, um die Kosten wirklich festzustellen. Außerdem ist eine Milliarde immer nur gemeint bei der
jetzigen Papiermllik und der jetzigen Valuta; was eiu solches Projekt in Zukunft kosten wird, wird
erst der künftige Stand der Valuta lehren. Und gerade dann kann man die Bahn eventuell billiger
bauen, wenn rechtzeitgdie Vorarbeiten gemacht werden.

Was die Beteiligung der Privaten, insbesonderedes R. W. E. anlangt, die ja für Herrn
Knab anscheinend ein besonderer Stein des Anstoßes sein würde, so sind die vier Stadtverwaltungen,
die einstweiligenGeschäftsführer, in keiner Weise an das R. W. E. gebunden. Das N. W. E.
hat sich dagegen bereit erklärt, weil es einen hervorragendenFachmann hatte, bei der Geschäfts¬
führung mitzuwirken, und der Herr hat auch mitgewirkt. Aber wir find, wie gesagt, in keiner
Weise festgelegt,und dem R. W. E. ist auch nichts versprochen worden. Die Kommnnalverbände
und wer sonst als Gesellschafterdabei ist können tnn und lassen, was sie wollen,

VorsitzenderGielen: Wir kommen Znr Abstimmung. Wer von den Damen und Herren
ist gegen die Vorlage, wie sie von dem Herrn Berichterstatter vorgetragenund begründetworden ist?
Niemand. Die Vorlage ist einstimmigangenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Zusatzantrag, den Herr Koch vorgetragen hat.
Er lautet: „zur Bekämpfung der Erwerbslosigkeitweitere Eisenbahnbanten, insbesonderedie Linie
Köln-Solingen, baldigst in Angriff zu nehmen. Ich bitte die Damen und Herren, die für diesen
Zusatzantrag sind, die Hand zu erheben. Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Zu Punkt 4:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Betrieb weiterer Nebenzweige durch die
Provinzial-Feuerversicheiungsanstlllt der Rheinprovinz,

hat das Wort der Berichterstatter Herr AbgeordneterHoff.
Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren! Zur möglichstguten Ausnutzung des

kostspieligen Verwaltungsapparates hat die Provinzial-Feuerveisichernngsaustalt die Absicht, ihren '
Geschäftsbereich zu erweitern und neue Arten des Veificherungsgewerbesaufzunehmen. Das Nähere
ersehen Sie aus der Ihnen vorliegendenDrucksache Nummer 11. Ich glaube, daß eine weitere
Begründung sich wohl erübrigt.

Die Fachkommission I ersucht Sie, den Antrag des PruvinzialausschusseZanzunehmen, und
zwar „ut folgendemZusatz: „Der Prouinziallandtag wolle den Antrag des Provinzialcmsschusses
unverändert annehmen. Hinter dem letzten Wort „ermächtigt" soll hinzugefügt werde,,: feruer
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darüber, ob und in welcher Weise die Provinzial-Lebensversicherungsanstaltder Rheinprovinz an
dieser Ausdehnung der Versicherungstätigkeitteilnehmensoll".

In welcher Art dies möglichist, muß späterer Erwägung anheimgegeben werden.
Der Fachausschuß I nahm ferner bei der Beratung dieser Materie einen mehrheits¬

sozialistischenAntrag an, die Zahl der Verwaliungsratsmitglieder der Provinzial'Feuerversicherungs-
anstalt von 6 auf 10 zu erhöhen, und zwar erstens mit Rücksicht auf die Erweiterung der Geschäfte
und zweitens auch, um bisher nicht vertretenen Kreisen Gelegenheit zur Mitarbeit zu geben. Es
ist hierzu eine Statutenänderung notwendig, und die Verwaltung ist ersucht worden, dem nächsten
Provinziallandtag eine entsprechende Vorlage zu machen.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKemmann.
Abgeordneter Kemmann: Meine Damen und Herreu! Die ungünstige finanzielle Lage

der Rheinprovinz zwingt mit Naturnotwendigkeitdazu, neue Erwerbsquellen,neue Einnahmequellen
zu suchen; sie zwingt dazu, die bisher vorhandenenEinrichtungenauszugestaltenund weitere gewinn«
bringende Unternehmungenzu schaffen. Dieser Naturnotwendigkeitentspricht auch der vorliegende
Antrag. Mir und meinen Freunden ist der Antrag an und für sich durchaus sympathisch. Ich
kann aber nicht umhin, auf Grund in langjähriger Mitarbeit gesammelter Erfahrung in einem gewissen
Versicherungszweige, dessen Einbeziehungmit vorgesehen ist, davor zu warnen, diesen Versichernngs-
Weig zu betreiben. Es handelt sich um die Hagelversicherung. Es ist angeregt worden, daß die
Provinz auch die Hagelversicherung mit in den Bereich ihrer Tätigkeit hineinziehenmöge. Meine
Damen und Herren, auf Grund meiner langjährigen Erfahrung gerade auf diesem Gebiete kann
ich nur die schwersten Bedenkengegen eine derartige Uebernahmeaussprechen. Ich weiß, daß eine
provinzielleHagelversicherungunbedingt Fiasko machen würde und machen müßte. (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Während man sich gegen fast alle Vorkommnisse, für welche
Versicherungsmöglichkeitcn bestehen, weitgehendschützenkann, herrscht hinsichtlichvorbeugenderVor«
lehruugeugegen Schäden durch Hagel eine absolute Machtlosigkeit. Hagelschäden wirken katastrophal.
Während andere Schäden sich nur vereinzelt und in gleichmäßigemVerhältnis vorfinden, können
Hagelschäden ganze Landstrichetreffen und andere verschonen. Deshalb ist der gegebene Weg der,
daß die Hagelversicherungs^sellschaftensich über möglichst weite Gebiete erstrecken müssen. Im
allgemeinenbildet ganz Deutschland das Verbreitungsgebiet der einzelnenHageluersicherungsgesell-
schaften; wird ein Landesteil katastrophal betroffen, können die anderen Landesteile ausgleichen.
(Sehr richtig!) Deshalb ist auch bei der Hagelversicherungdie Gegenseitigkeit der gegebene Stand-
Punkt. Meine Damen und Herren, eine Hagelversicherungfür das Rheinland könnte katastrophal
wirken. Nach den Erfahrungen, die ich habe — ich habe jahrelang beim Abschätzungsverfahren
mitgearbeitet und war ehrenamtlichbei der größten Hagelversicherungsgesellschaft, die wir haben,
tätig -^, kann ich sagen, daß im allgemeinen gerade im Rheinland die Hagelgefahram allergrößtenist,
^s gibt gewisse Striche, die mindestensalle paar Jahre von vernichtenden Hagelschlägenbetroffen
werden. Auf Grund meiner Erfahrungen sowie auf Grund des Amtes, welches mir vom Provinzial-
ausschußübertragen ist, darin bestehend, den Vertrag mit der größten Hagelversicherungsgesellschaft,
d°r NorddeutschenHagelversicherungsgesellschaft, zu kontrollieren, kann ich Ihnen sagen, daß nach
bnn Durchschnitt der Ergebnisse von 17 Jahren die eingezahlten Vorprämien nicht nur nicht
Reicht haben, sonderndaß durchschnittlich der dreifache Betrag der Vorprämien notwendiggewesen ist,
Um die Schäden, die im Rheinland entstandensind, zu decken. Das Rheinland hat diese dreifachen
Vorprämien nicht zu zahlen brauchen, es hat ein Ausgleich dadurch geschaffen werden können, daß
">">iger hagclgefährlicheGegendeneinsprangen,

24
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Meine Damen und Herren! Ich halte mich für verpflichtet, ldiese Bedenkenhier vor der
breiten Oeffentlichleitauszusprechen,damit im etwaigenFalle nicht die Ansicht entsteht, die Provinz
hätte ihrer Verpflichtung, auch die Hagelversicherungmit hineinzuziehen,nicht genügt. Der Antrag
wird ja den Proviuzialausschuß beschäftigen;da werde ich meine Sachkenntnis in weitestemMaße
zur Verfügung stellen und nachweisen, daß die Einrichtung einer provinziellenHagelversicherung das
Schlimmste bedeutet, was der Provinz passierenkönnte (Zustimmung) und daß die Provinz in eine
provinzielle Hagelversicherungletzten Endes dasjenige, was sie aus anderen Versichernngszweigcn
herausholt, wieder hineinstecken würde, daß sie auf keinen Fall einen Gewinn erzielen würde. Ich
betone nochmals, daß erfahrungsgemäß das Rheinland einer der hagelgefährlichstenLandestcile des
ganzen DeutschenReiches ist.

Ich nehme davon Abstand, einen Antrag zu stellen. Ich halte mich aber als Sachkenner
für verpflichtet, Ihnen alle diese Bedenkenzu unterbreiten und vor der Einrichtung einer provin¬
ziellen Hagelversicherungdringend zu warnen.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr Generaldirektor Adams.
Generaldirektor Adams: Meine Damen und Herren! In der Vorlage sind die sämt¬

lichen Zweige aufgeführt, welche etwa übernommen werden könnten. Welche Zweige übernommen
werden können, wird ja nach dem Antrage des Pruvinzialausschusseserst später im Proviuzial¬
ausschuß entschiede» werden. Es ist alfo nicht sicher, daß alle Zweige auch sofort aufgenommen werden.

Was die Hagelversicherungangeht, so kann ich den Ausführungen meines Herrn Vor¬
redners nur zustimmen. Eine Hagelversicherung,die auf die Rheinprovinz beschränkt würde, würde
sich höchstwahrscheinlich recht schlecht rentieren. Wenn die Hagelversicherungaufgenommen werden
sollte, würde das in der Form geschehen, daß der Verband öffentlicher Feuerversichcrungsanstalten,
der sich über ganz Preußen erstreckt, mit der Hagelversicherungbefaßt wird, denn bei der Hagel¬
versicherungist tatsächlichdie Ausdehnung auf ein weites Gebiet notwendig, damit, wenn in der
einen Gegend starke Hagelschädensind, sich die Versicherungin den anderen Gegendenerholen kann.

Alfo den Bedenkendes Herrn Kemmann wird ganz zweifellosRechnung getragen werden.
(Hört, hört! rechts.)

VorsitzenderGielen: Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Abanderungsanträge sind
nicht gestellt. Ich stelle die Annahme der Vorlage fest.

Zu Punkt 5:
Antrag der I. Fachkommiffion zu dem Haushaltsplan über die Verwal-
tnngskosten der Provinzial-Feucrversicherungsaustalt der Rheinprovinz
für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921,

hat das Wort der Herr Berichterstatter Abgeordneter Hoff.
AbgeordneterHoff: Meine Damen und Herren! Es handelt sich hier um den Etat der

Provinzial-Feuerverficheruugsanstlllt. Sie finden den Haushaltsplan der Anstalt auf Seite 53-60
des Heftes. Die Summe der Ausgaben ist von 7175 000 Mark auf 11435000 Mark gestiegen,
also um 4 260 000 Mark. Während sich die sachlichen Ausgaben von 1244000 Mark auf
1734000 Mark, also um 490000 Mark erhöht haben, beträgt die Steigerung der persönlichen
Ausgaben 2 870000 Mark. Die Vezirksvertretungender Anstalten in Saarbrücken, Essen und
Düsseldorferfordern 1849 000 Mark gegen 1275000 Mark im Vorjahre. Die Ausgaben werden
durch die Einnahmen der Anstalt gedeckt.

Bei der Bewilligung dieses Haushaltsplans ist im FachausschußI auch die vielumstrittene
iMge der Erhebelbeiträge augeschnittenworden. Es ist Ihnen bekannt, daß zum Teil die Rent-
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Meister, zum Teil die Bürgermeister der Gemeinden oder die Oberbürgermeisterder Städte noch
gewisse Einkünfte aus dieser Tätigkeit haben. Es war natürlich bei der Kürze der Zeit eine
befriedigende Losung nicht zu finden, und es ist daher der Verwaltung aufgegebenwurden, einen
Ausweg zu finden und darüber dem nächsten Provinzicillandtag eine Vorlage zu macheu.

Die I. Fachkommission bittet um unveränderte Annahme dieses Haushaltsplans.
AbgeordneterKnab (zur Geschäftsordnung):Wir beantragen die'Abstimmung über diesen

Einzelhaushaltsplan unter der bejahendenFragestellung.
VorsitzenderVielen: Wer von den Damen und Herren ist für die Annahme dieses An«

träges des Herrn Berichterstatters? Der Antrag ist angenommen.
Wir kommen zu Punkt 6:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwal»
tungskosten der' Landesbank der Nheinprovinz für das Kalenderjahr vom
1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

Derselbe Herr Berichterstatter.
AbgeordneterHoff: Meine Damen und Herren! Die Fachkommission I hat mich be¬

auftragt, Ihnen die unveränderte Annahme des Haushaltsplans der Landesbank der Rheinprovinz
zu empfehlen. Die Entwickelungunseres Provinzialbankinstituts ist auch im abgelaufenenJahre
eine außerordentlichbefriedigendegewesen. Der Umsatz verdoppelte sich im Jahre 1920 und er¬
reichte die außerordentlicheHohe von 45 Milliarden Mark auf einer Seite des Hauptbuches. Die
Bilanz weist in Aktiven und Passiven eine Ziffer von 1699 456 000 Mark auf. Der Ucberschuß
beträgt 6140 90? Mark, wovon 1200 000 Mark der Provinz zufließen. Einige Zahlen aus dem
Geschäftsbericht dürften intereffieren:

Die Gesamtleistungin der Beschaffungvon Darlehen zeigen folgende Zahlen:
Uebernahmevon 4prozentiger Städteanleihe ....... 53 400000 Mk.
Kommunalbank ................ 127300000 „
Kurzfristige Darlehen .............. 340250000 .,
Vermittelung langfristiger Darlehen für Gemeinden .... . 187500 000 ,.

Insgesamt 708 450000 Mk.
Die Vermittelung für den Verband öffentlich-rechtlicherKreditanstalten erreichte eine Höhe

von nahezu 2 Milliarden Mark. Für das Reichsnotopferlieferte die Landesbank 500 Millionen
Mark Kriegsanleihe an das Reich ab.

Diese Zahlen, meine Damen und Herren, sprechen für sich. Trotz der fchweren wirtschaft¬
lichen Depression hält auch im laufenden Geschäftsjahr die aufsteigendeEntwickelung an.

Ganz außerordentlichzu leiden haben die Beamten und Angestelltender Landesbankvom
ersten bis zum letzten unter den völlig unzureichende!! Raumverhiiltnissen, sowohl bei der Düssel-
b°rfer Zentrale wie in noch stärkerem Maße bei der Kölner Niederlassung. Es ist unbedingtSache
b°r zuständigen Instanzen, dafür zu sorgen, daß auf diesem Gebiete sobald wie möglich eine
Aenderung eintritt.

Die im vorvorigenPunkt der Tagesordnung von Ihnen beschlossene Aenderung der Satzung
ber Landesbank wird zweifellosein weiteres Gedeihen dieses Instituts, an dem wir alle Interesse
haben, gewährleisten.

Ich empfehledem Hause nochmals die unveränderte Annahme dieses Haushaltsplans.
Bemerken möchte ich hierbei noch, daß bei der Beratung in der Fachkommission I ein

Autrag Iarre? angenommenwurde, der sich auf die Landesbank, auf die von mir vorhin vorge-
24"
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tragenen Haushaltspläne und auf den nachher noch kommendenEtat der Provinzial-Lebens-
versicherungsanstaltbezieht. Es ist ein Unding, daß diese gewerblichen UnternehmungenHaushalts¬
pläne aufstellen. Der FachausschußI hat deshalb folgendenAntrag angenommen:

„Der Provinzialansschuß wird ersucht, bei Aufstellung der neuen Grundsätze für die
Gestaltung der Provinzialhaushaltspläne zu berücksichtigen, daß nach Auffassung des
Fachausschusses I bei den gewerblichen Unternehmungen der Provinz, insbesondereder
Landesbank, der Feuerversicherungsanstaltund der Lebensversicherungsanstalt,besondere
Haushaltspläne überflüssigsind. Es wird genügen, in den Haushaltsplänen die von
den Anstalten anzuführendenUeberschüsse aufzunehmen".

Hierbei ist wohl der Wunsch angebracht, daß dann in Zukunft jedem Mitgliede des Hauses
ein Geschäftsberichtzugeht, damit es in der Lage ist, sich ein genaues Bild über die Entwicklung
der Unternehmungenzu machen.

AbgeordneterKnab (zur Geschtiftsordnuug):Wir beantragen, daß auch für die folgenden
Punkte der Tagesordnung die Fragestellung bei der Abstimmungin bejahendemSinne erfolgt.

VorfitzenderGielen: Wer von den Damen und Herren ist für die Annahme des An¬
trages? Angenommen!

Zu Punkt ?:
Antrag der I. Fachkommifsion zu dem Haushaltsplan über die Verwal¬
tungskosten der Provinzial-Lebensversicherungsanstalt der Rheinprovinz
für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921,

hat derselbe Herr Berichterstatter das Wort.
Abgeordneter Hoff: Auf Seite 65 bis 67 finden Sie den Haushaltsplan der Provinzial-

Lebensversicherungsanstalt, Die Verwaltungskosten dieser Anstalt sind gegen das Vorjahr um
weitere 468 500 Mark auf 974 000 Mark gestiegen. Die Summe setzt sich zusammen aus
654 000 Mark persönliche Ausgaben für Besoldungen,Pensionen usw. und 320000 Mark sächliche
Ausgaben. Auch hier decken sich die Ausgaben durch die eigenen Einnahmen der Anstalt.

Die l. Fachkommission empfiehlt die Annahme des Haushaltsplans.
Vorsitzender Gielen: Wer von den Damen und Herren ist für die Annahme? Angenommen!
Zu Punkt 9:

Antrag der IIK Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Polizeistraf¬
gelderfonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922,

hat das Wort der Berichterstatter Herr Abgeordneter von Itter.
Abgeordneter von Itter: Meine Damen und Herren! Zu den Haushaltsplänen der

Polizeistrafgelderfondsund des EhrenbreitsteinerallgemeinenArmenfonds ist nur zu bemerken,daß
Zuschüsse seitens der Provinz in keiner Weise erforderlichsind. Die Summen werden für ver¬
lassene Kinder verwandt. Die Fonds haben im vergangenen Jahre 213 559 Mark aufgebracht,
ein Mehr gegen das Vorjahr von 58306 Mark. Die Kommissionempfiehlt unveränderte Annahme.

VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht gewünscht. Wer von den Damen und Herren
ist für die Annahme der Vorlage? Die Vorlage ist angenommen.

Abgeordneter Hoffmann (zur Geschäftsordnung): Ich möchte beantragen, daß wir den
nächsten Punkt, wie überhaupt alle Anträge und Vorlagen zur Fürsorgeerziehungund zur erweiterte»
Armenpflege,nachher zusammen beraten, da sich daran sicher eine längere Diskussion anschließen
wird und die betreffendenRedner nicht zugegen find.
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VorsitzenderOielen: Erhebt sich Widerspruch gegen den Antrag? Das ist nicht der
Fall. Welche Punkte würden das sein? (Zuruf: Die Punkte 9 und 11!)

Zu Punkt 10:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderungen in dem Statut der Feuerwehr>Uufall-
kasse der Nheinpruvinz,

erteile ich das Wort dem Berichterstatter Herrn AbgeordnetenMaus.
AbgeordneterMaus: Meine Damen und Herren!, Die Feuerwehr-Unfallkasfe wurde im

Jahre 1893 von der damaligen Provinzial-Feuersozietiit,der jetzigen Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt, ins Leben gerufen, und zwar unter Mitwirkung der beteiligten Gemeinden. Der Zweck
dieser Unfallkassewar der, den bei dem Feuerlöschdienstoder den dazu angeordnete«Uebungen
verunglückten oder verletzten Feuerwehrleuten und deren HinterbliebenenEntschädigungzu gewähren.
Die Beiträge zu dieser Kasse wurden seitens der beteiligtenGemeinden gezahlt und betrugenPro Jahr
und Mitglied bis zum 1. Januar 1921 --- 60 Pfennig, feit dem 1. Januar 1921 -- 1,20 Mark.
Die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltzahlt die Hälfte der von den GemeindengezahltenBeiträge
gleichfallsin die Kasse ein. Bisher waren die Beträge, die den Feuerwehrleuten gezahlt wurden,
außerordentlich niedrig, indem sie bei Verheirateten höchstens10 Mark pro Arbeitstag und bei
Unverheiratetenhöchstens 7 Mark pro Arbeitstag betrugen. Auch waren die Renten für vorüber«
gehende oder dauernde Erwerbslosigkeit den heutigen Zeitverhältnifsen nicht mehr entsprechend.
Wenn nun die Kassenleistungen für die Unfälle erhöht werden müssen, so ist es klar, daß damit
gleichzeitig eine entsprechende Erhöhung der Beiträge Hand in Hand gehen mnß. Zunächst mußte
mit den beteiligten Gemeindenin Verbindung getreten werden. Diese haben zum Teil erklärt, daß
sie nicht in der Lage seien, höhere Beiträge zu zahlen, zum Teil haben sie erklärt, daß sie Hre
Feuerwehrleutenoch bei Privatgesellschaften in laufenden Kollektivunfallversicheruugen versichert hätten.
Es war errechnetworden, daß pro Jahr und Mann von den Gemeinden je 5 Mark im Durchschnitt
gezahlt werden sollten; unter Berücksichtigung der vorerwähnten Umstände mußte daher der Weg
der Staffelung gewählt werden, so daß es den einzelnen Gemeinden möglich ist, ihre Leute in
5 verschiedenenGruppen je nach Wunsch in der provinziellen Unfallkasse zu versichern, unter Berück¬
sichtigung der Privatversicherungen;die Beiträge der Berufsfeuerwehrenwürde der Beirat der Kasse
festsetzen, während die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltjährlich 30 000 Mark zu zahlen hat.
Die Aenderungenin den Satzungen der Kasse werden wie folgt vorgefchlagen. Im ß 1 soll eine
Aenderung dahingehend getroffen werden, daß nicht nur bei Feuerbränden und bei Uebungen der
FeuerwehrEntschädigungender Unfalllassegewährt werden sollen, sondernauch überall da, wo es sich
um Fälle der gemeinen Not und Gefahr handelt, so z. B. bei Eisenbahnunglücken, Wassernot und
Hanseinstürzen. Im ß 6 würden als von den Gemeinden zu zahlende Beiträge festzusetzensein:
W der 1. Gruppe 1,80 Mark, steigend bis 5 Mark in der Gruppe 5. Dementsprechend wurde
danu gemäß dem zu ändernden § 9 ausgezahlt werden: eine Entschädigungfür Verheiratete bei
d« Gruppe 1 beginnendmit täglich 10 Mark, steigend bis zu 30 Mark, und für Unverheiratete
"°n 7.50 Mark, steigend bis 22,50 Mark, bei Erwerbsbeschränkungen beginnendbei Verheirateten
Mit Ißt) Mark monatlichund steigend bis 500 Mark, bei Unverheiratetenbeginnend mit 120 Mark
^'s 360 Mark monatlichund bei den Witwenunterstützungen,beginnend in Gruppe 1 mit 80 Mark
und steigend auf 250 Mark in Gruppe 5 für die Witwen, und von 16 bis 50 Mark für jedes
Kind bis zu 15 Jahren, gleichfallsmonatlich.

Dann wäre noch erwünscht,daß im § 19 die Worte: „durch Beschluß des Provinzial-
landtages" durch die Worte: „durch Beschluß des Provinzialausschusfes"erfetzt werden, so daß es
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im neuen Statut heißen würde: „Aenderungen der Satzungen können nur durch Beschluß des
Provinzialausschusscserfolgen"; dies ist auch bei den übrigen Preußischen Provinzen überall der Fall.

Laut einstimmigemBeschlußder Fachkommission I habe ich Ihnen folgendenAntrag zur
Annahme zu empfehlen:

„Die vorgeschlagenen Aenderungenim Statut der Feuerwehr-Unfalllasseder Rheinprovinz
werden genehmigt uud der Provinzialausschuß ermächtigt, etwaige im Genehmigungs¬
verfahren verlangte Aenderungenzu beschließen".

Vorsitzender Gielen: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer von den Damen und Herren
ist für den vorgeschlagenen Antrag? Angenommen.

Wir kommen dann zu Punkt 13:
Antrag der Ha, Fachkommission zu dcu Haushaltsplänen der Provinzial-
Taubstummenllnstalten zu Aachen, Vrühl, Glberfeld, Essen, Eustirchen,
Kempen, Köln, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der
Wilhelm-Augustll-Stiftung, des Unterstützungsfonds der früheren Vereins¬
taubstummenanstalt zu Köln und des Uuterstützungsfonds für entlassene
Taubstumme für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Fischer.
AbgeordneterDr. Fischer: Meine Damen und Herren! Die einzelneu Haushaltspläne

der Provinzial-Taubstummenanstalten gehen iu Einnahme und Ausgabe mit 4V« Millionen Mark
gleich. Iu diesen 4V2 Millionen Mark steuert die Provinzialverwaltung 3 Millionen bei, so daß
der Zuschuß der Provinzialverwaltung rund 2 Drittel der Gesamteinnahmen beträgt. Von den
Ausgaben sind 63°/° für Besoldungenvorgesehen. Dieses Verhältnis hat die FachtommissionIla
als kein gutes bezeichnen müssen. Es ist in der Hauptsache darauf zurückzuführen,daß die Zahl
der Kinder, welche den Taubstummenanstaltenzugeführtwerden, gegenwärtig verhältnismäßig gering ist.
725 Kinder sind augenblicklich teilweise in den Anstalten, teilweisein den einzelnen Familien unter¬
gebracht. Es muß nach Ansicht der Fachkommission II» darauf hingewirkt werden, daß die Zahl
der Kinder erhöht wird und daß namentlich die Kinder bereits in einem jugendlicherenAlter, in
dem Alter, in dem sie schulpflichtig werden, den Provinzial-Taubstummenanstaltenzugeführt weiden.

In der Fachkommission II«, ist weiter darauf hingewiesen worden, daß das zahlenmäßige
Verhältnis der an Provinzial-Taubstummenanstaltenbeschäftigten Lehrer und Lehrerinnenzuungunsten
der Lehrerinnen sei. Die Kommissionhat den Wunsch geäußert, daß eine Nachprüfung des zahlen¬
mäßigen Verhältnisses erfolgen möge und daß, falls tatsächlichdie Lehrerinnen benachteiligtsind,
hierin bei der Neueinstellungvon Lehrkräften Abhilfe geschaffen werden soll.

Im übrigen beantragt die Kommission die unveränderte Annahme der Haushaltspläne.
Vorsitzender Gielen: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Wer von den Damen und

Herren ist für die Annahme? Angenommen.
Wir würden dann Punkt 16 nehmen:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend Begutachtung des Entwurfs eines Gesetzes
zur Abänderung des Ruhrtalsperrengesetzes vom 5. Juni 1913.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPfaff.
Abgeordneter Pfaff: Meine Damen und Herren! Das Staatsministerium legt Ihnen

den Entwurf eines Gesetzes zur Abänderung des Ruhitalsperrengesetzeszur Begutachtung vor. Sie
ftnoen die genaue Begründung in der Drucksache22. Der Entwurf sieht hauptsächlich eine finanzielle
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Verschiebungder Leistungen der Nutznießer des Ruhrtalsperrenwesensvor und versucht durch die
neue Fassung in der Hauptsacheeine gerechtere Verteilung der finanziellen Leistungen und Zuschüsse
herbeizuführen. Gleichzeitigsoll dabei der Ruhrtalsperrenverein, der in seiner finanziellen Trag»
fähigkeitgefährdet erscheint, unter allen Umständen leistungsfähigerhalten werden.

Die IV. Fachkommissionschlägt Ihnen die Zustimmung zu dem vorgelegten Gesetz¬
entwurf vor.

Vorsitzender Gielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp.
AbgeordneterOrlopp: Meine Damen und Herren! Wir werden dem Entwurf zustimmen,

behalten uns allerdings vor, bei der nächsten Sitzung des Landtags einen vollständigabgeänderten
Entwurf vorzulegen. Wenn wir heute dem Entwurf zustimmen, dann geschieht es nur aus dem
Grunde, um die Geuossenschaft finanziell sicherzustellen, damit sie nicht in den nächsten Monaten
unter den schwierigsten Verhältnissenleben muh. Das Gesetz für die Genofscnschaft des Ruhrtal-
sperrenvercinsbedarf aus dem einfachenGrunde schon dringend einer Umänderung, weil heute in
diesem Gesetz immer noch steht: „Die Umänderungen können geschehen mit Zustimmung seiner
königlichen Hoheit usw."

Dann ist in dem Statut zu dem Ruhrtalsperrenvereinfolgendes festgelegt: Die Mitglieder
verteilen ihre Stimmen je nach Zahlung der Beiträge. Da heißt es, daß bei einem Beitrag von
100—i()oy Mark der jeweilige Genossenschaftler eine Stimme hat und daß dann für jede weitere
10000 Mark eine weitere Stimme hinzukommt. Meine Damen und Herren, das ist selbst¬
verständlicheine kolossale Benachteiligung der Gemeinden gegenüber den Privatbesitzern einzelner
großer industrieller Werke oder auch kleinerer Zahler. Die Gemeinden mit ihren großen Wasser¬
werken usw. sind in den Genossenschaftsversammlungendadurch fast erledigt, weil sie durch die
kleineu Zahler erdrückt werden. Es muß hier eine Umänderung stattfinden, und zwar so, daß hier
gleichesRecht für den Privatbesitz wie für die Gemeinden zur Geltung kommt. Dasselbe Ver¬
hältnis haben wir ja auch in der Emschergenossenschaft, die die Abwäfserung vorzuuehmeu hat.
Dort ist ebenfalls die Nefetzungnach der Beitragszahlung. Das ist in unserem heutigenZeitalter,
wo wir doch in einem demokratischen Staat zu leben behaupten, einfach unhaltbar. Die Gemeinden
sind nicht in der Lage, ihre Wünfche in dem Maße zu vertreten, wie es notwendig ist.

Ich habe ferner darüber Beschwerde zu führen, daß in all diefe Genofsenschaften nicht die
Vertreter der breiten Volksmassenhineinkommen. Nein, im Gegenteil, man quetscht die Vertreter
^r breiten Vulksmasseneinfach an die Wand. In der Emscher-Abwässergenossenschaft ist es so,
^h in der Versammlung, die aus über 100 Personen besteht, 1? Sozialisten aller drei Richtungen
s'tzen und man diese 17 Sozialisten in den Generalversammlungender Gesellschaft systematisch au
die Waud drückt. Der Vorstand wird aus Industriellen und aus einzelnenLandräten zusammen¬
gesetzt. Die eiuzelnenKommissionenwerden nicht von den in der Masse lebendenLeuten besetzt,
sondernebenfalls von Generaldirektorenoder Landräten respektive Oberbürgermeistern. Wir haben
^n Versuch gemacht,Arbeitervertreter mit in den Vorstand hineinzubekommen.Das ist uns nicht
geglückt. Wir haben mit einem äußerst linksstehendenSozialisten augefangen und sind hinüber¬
gegangen bis zu einem ganz rechtsstehenden Sozmlisten, dem Landrat Hansmann. Aber auch diesen
lehnte man ab nach unserer Auffassung, weil er eben ein politischesGlaubensbekenntnishat.

Wenn wir heute der Sache zustimmen,dann, wie gesagt, nur aus dem Grunde, weil wir
b« finanzielle Sichelstellungfestlegen wollen.

Nun zu dem Gesetz noch ein paar Worte. Es heißt im 8 2 Ziffer 4 des Gesetzes:
"Die Genossenschaft kann auch Anlagen zur Verbesserungder Beschaffenheit des Wassers und der
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Wasserbeständein der Ruhr oder ihren Nebenflüssenherstellen oder sich an solchen beteiligen".
Wenn das gemachtwürde, wären wir jedenfalls einen Schritt weiter. Wir stehen als Sozialisten
auf dem Standpunkt, daß sich die ganzen Wassergenossenschaften besser zentralisierenlassen und daß
dadurch die Beiträge der Gemeinden um ein wesentlichesheruntergedrücktwerden können. Die
jetzige Zerrissenheit der Wasserbaugenossenschaften führt zu einer immer weitergehendenfinanziellen
Belastung. Die Genossenschaftdes Ruhitalsperrenvereins sowohl wie die Emschergenossenschaft
haben getrennte Verwaltungen. Beide Genossenschaftenhaben ihre eigenen Landmesser, obwohl
beides von einer Hand gemacht werden könnte. Wir fordern deshalb eine weitere Zentrcilisation
der Wasserbaugenossenschaften in unserer Provinz. Ich will nicht böswillig sein und annehmen,
daß man diese getrennten Genossenschaften deswegenerrichtet, um abgesägtenBeamten Stellung zu
verschaffen, wenn diese Vermutung auch naheliegt. Ich erinnere daran, daß der Vorsitzendedes
Ruhrtalsperrenvereins, der frühere Landrat Merstein, den die revolutionäre Welle hinwcggeschwcmmt
hat, zu gleicher Zeit auch Vorsitzender der Emschergenossenschaft ist und von beiden Seiten natürlich
sein Gehalt und seine Aufwandsentschädigungbezieht.

Wir werden Ihnen bei der nächsten Session einen neuen Gesetzentwurfvorlegen, der die
Interessen der Gemeinden besser vertritt, als es in dem alten Gesetz der Fall ist.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHold.
AbgeordneterHold: Meine Damen und Herren! Der Herr Vorredner hat vorhin

betont, daß es in der Emschergenossenschaft abgelehnt worden sei, ein Mitglied der rechtsstehenden
sozialistischen Partei, Herrn Landrat Hausmann, in eine Kommissionder Emschergenossenschaft zu
wählen. Meine Damen und Herren! Ich gehöre der Emschergenossenschaft seit ihrem Bestehen
als Abgeordneteran und fühle mich verpflichtet, diese Aeußerung etwas richtigzustellen. Es war
bisher in der Emschergenossenschaftüblich, daß, wenn Kommifsions-oder Vorstandsmitgliedergewählt
wurden, sie stets zunächstals stellvertretendeMitglieder gewählt wurden. Das ist in einer Kom¬
mission auch mit dem Herrn Landrat Hansmann geschehen.Der Herr Landrat Hansmann ist als
stellvertretendesMitglied in eine Kommission gewählt worden; in welche Kommission, kaun ich
augenblicklich nicht angeben. Herr Orlopp wird mir darin recht geben müssen, daß diese alte
Gepflogenheitauch bei dem Genannten erfolgt ist. Ich fühle mich verpflichtet, die Ausführungen
des Herrn AbgeordnetenOrlopp in diesem Sinne zu berichtigen.

Vorsitzender Gielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp.
AbgeordneterOrlopp: Ich habe von dem, was ich gesagt habe, kein Wort zurückzu¬

nehmen. In sämtlichen Kommissionen der Emschergenossenschaftsitzt nicht ein einziger Sozialdemokrat.
(Hört! Hört! links), im Vorstand ebenfalls nicht. (Hört! Hört! links) Wir haben nicht nur in
der letzten, fondern auch in der vorletztenGeneralversammlung ständig Leute aus unferem Lager
präsentiert; sie sind uns mit den gesamten Stimmen der Bürgerlichen abgelehnt worden. Ein
Verhältniswahlsystem lehnt man systematischab. Nichtig ist nur, daß ein Sozialdemokrat als
Stellvertreter in eine Kommission genommen wurde. Meine Herren, daß das nichts bedeutet,
wissen Sie. Als Stellvertreter tonnen Sie in zehn Kommissionen sitzen. Dann werden doch immer
zu denjenigenPunkten, die von ausschlaggebender Bedeutung sind, selbstverständlich die ordentlichen
Mitglieder dort sein. Wenn ich dem Stellvertreter einmal gut sein will, lasse ich ihn einmal zu
einer Sitzung, wenn unwesentliche Punkte auf der Tagesordnung stehen. Wenn ich aber böswillig
sein will, lasse ich ihn überhaupt nicht zu und gehe lieber selbst ständig in die Sitzungen. Es
kommt uns darauf an, in den Kommissionenals ordentlicheMitglieder zu sitzen, damit auch die
Arbeiter sich in das Getriebe der kapitalistischen Wirtschaftsordnunghineinfindenkönnen.
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VorsitzenderVielen: Das Wort wird nicht mehr gewünscht.Wer von den Damen und
Herren ist für die Annahme der Vorlage? Die Vorlage ist angenommen.

Zu Punkt 17:
Antrag der Ild Fachkommission zu dem Hanshaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Vranweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922,

hat das Wort die Berichterstatterin Fräulein Goscwinlel.
Abgeordnete Fräulein Gosewinkel: Der Haushaltsplan für das'Schmerzenskind der

Provinzialverwaltung, die Arbeitsanstalt Brauweiler, ist nach Seite 263 für 1921/22 auf zu¬
sammen 820 Köpfe berechnet. Außer etwa 100 männlichenund 200 weiblichen Korrigenden, 40
Landarmen und 30 Arbeitsscheuen sind in der Anstalt 450 männlicheStrafgefangene zum Pflege¬
satze von 12 Mark pro Tag und Kopf untergebracht. Der Haushaltsplan zeigt gegenüber einer
Einnahme von 2 859 000 Mark eine Ausgabe von 5 697 000 Mark, so daß seitens der Provinz ein
Zuschußvon 2 838000 Mark geleistetet werden muß. Der Zuschuß hat sich gegen das Vorjahr
um 1688 000 Mark vermehrt; davon entfallen 1565 085 Mark auf Besoldungen. Das ist viel,
wenn man die Summe nennen hört; in Wirklichkeit beträgt aber das Mehr des Zuschusses gegen¬
über dem vorjährigen Haushaltspläne nur 413 513 Mark, da im vorjährigen Haushaltsplan nur
der Friedensbetrag der Gehälter eingesetzt war, alles übrige unter Titel VI des Haupthaushalts-
plans aufgeführt wurde.

Das Mehr des Zuschussesentsteht hauptsächlichdurch Erhöhung des Ausgleichszuschlags
und der Kinderbeihilfe sowie durch Umwandlung von Stellen und durch planmäßige Gehaltsauf¬
besserungen.

Die Belegung der Anstalt Brauweiler hat in den letzten Jahren außerordentlichgewechselt,
?o daß nicht bloß die Verwaltung, sondern auch die Aufstellung und Einhaltung eines Haushalts¬
plans sehr erschwert wird. Zunächst sollte Vranweiler nur eine Anstalt für männlicheund weib¬
liche Korrigenden sein. Dann kamen Fürsorgezöglingedazu, die später nach Euskirchen überführt
wurden; irre Verbrecherwurden aufgenommen,für die später Dllren zur Verfügung stand. Dann
kamen die Strafgefangenen, von denen ich schon gesprochen habe. Nunmehr ist die Anstalt ge¬
zwungenworden, noch eine neue Aufgabe zu übernehmen: Die Anstalt Vranweiler, eingerichtet für
Korrigenden, soll Mädchen und Frauen, die auf Veranlassung der britischen Militärpolizeibehürde
wegen Herumtreibens mit britischen Militärpersonen festgenommen werden, aufnehmen und längere
Zeit festhalten. Da die Anstalt als Arbeitsanstalt durchausnicht geeignet ist, solche Personen aufzu¬
nehmen, hat die Provinzialverwaltung mit großem Nachdruck Protest erhoben. Aber alle Proteste
haben nichts genützt. Die Provinzialverwaltung ist gezwungen worden, solche Mädchen und Frauen
aufzunehmen. Die englische Besatzuugsbehördehat trotz allen Widerspruchs,trotz aller Proteste die
Anstalt für die genannten Zwecke beschlagnahmt. Vorläufig sollen in der Anstalt 200 Mädchen
untergebrachtwerden. Davon sind bereits 60 eingeliefertworden. Hierfür ist in den Haushalts¬
plan nichts aufgenommen,weil die Provinzialverwaltung mit allem Nachdruck darauf bestehen muß,
°aß das Reich die gesamtenKosten als Besatzuugskosten trägt.

Es ist nun eine Kommissiongewählt worden, die für diesen Teil der Anstalt eine Hcms-
urdnung aufstellensoll. Daß hier die Ordnung der Arbeitsanstalt nicht maßgebend sein kann, ist
selbstverständlich.Ich möchte dieser gewählten Kommissionmit auf de» Weg geben, daß sie sich
kl« sein möge wie in dieser Anstalt die freie Zeit von den Frauen und Mädchen ausgefüllt
werden soll.

25
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Erfreulicherweiseenthält der Haushaltsplan für Vrauweiler unter Titel III Nummer 12
eine Ausgabe von 150 000 Mark für Unterbringung weiblicherPersonen in anderen Anstalten.
Die ganze Einrichtung der Anstalt ist nicht dazu angetan, zu den Prostituierten der untersten und
schlimmstenKlasse auch solche aufzunehmen, die eigentlich noch in Fürsorge genommen werden
müßten, aber bereits über das Lebensalter hinaus sind. Wir Frauen sind der Probinzialverwaltung
dankbar dafür, daß sie durch Einsetzen der obengenanntenSumme es möglich macht, daß solche noch
besserungsfähigeMädchen in anderen geeignetenAnstalten untergebrachtwerden können.

Wie bereits im Plenum, so sind auch in der KommissionssitzungmancherleiBeschwerden
gegen die Leitung der Anstalt und gegen einzelnePersonen vorgebracht worden. Manche dieser
Sachen konnten seitens der Provinzialverwaltung aufgeklärt werden, über manche andere fehlte das
notwendigeMaterial. Die Fachkommission III» übergab die sämtlichen Beschwerden der zuständigen
Provinzialkommissionfür die Heil- und Pstegeanstalten. Diese Kommission wird gründlich und
sachlich alle Beschwerden prüfen und, wenn und wo es notwendig erscheinensollte, ganz energisch
auf den demokratischen Knopf drücken.

Die Ild Kommissionbittet, den Haushaltsplan für die Arbeitsanstalt Brauweiler, so wie
er Ihnen vorliegt, zu genehmigen.

Vorsitzender Vielen: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer von den Damen und Herren
ist für die Annahme der Vorlage?

AbgeordneterKnab: Ich hatte mich zum Wort gemeldet, (Abgeordneter!)>-. Iarres:
Jawohl, das ist richtig!)

VorsitzenderGielen: Ich bitte aber doch, sich hier bei dem Schriftführer zu melden,
damit Ordnung herrscht.

Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Es ist ein Punkt, der mich veranlaßt,

zu diesem Einzeletat noch Stellung zn nehmen. Wir haben als kommunistische Partei und als
Vertreter der Arbeiterschaft durchaus kein Interesse daran, der Bourgeoisie die Mittel dafür zu
bewilligen, daß sie die Opfer der heutigen Gesellschaftsordnungin Arbeits- und Strafanstalten
unterbringen kann. Aber es wnndert nns, daß in der Anlage H. zu der Arbeitsanstalt Brauweiler
uuter Titel VI eine Ausgabe vou 100 000 Mark vorgesehen ist, und zwar als spezielle Ausgabe
für die Außeukommandosder Strafcmstalt Bmuweiler. Ich habe die Gelegenheit wahrgenommen
nnd eine ganze Anzahl dieser Außenkommandosauf dem platten Lande aufgesucht und dort mit
den Gefangenen über die Verpflegung und über die Entschädigung,die sie für ihre Arbeit erhalten,
gesprochen. Ich habe dabei festgestellt, daß den Großagrariern diese Arbeitskräfte für 12 Mark
pro Tag von der Verwaltung überlassenwerden, (Hort! Hört! links,) Das sind ganz unerhörte
Löhne, die der heutigen Zeit durchaus nicht mehr entsprechen. 12 Mark zahlt ein Großagrarier
für die Arbeitskraft! Nun mögeu Sie vielleicht sagen: Das sind nicht vollwertige Arbeitskräfte.
Es gilt aber für diese laut Festsetzung durch deu Direktor der Anstalt, Herren von Inrotzky, genau
dieselbe Arbeitszeit, wie für die Arbeiter im freien Nrbeitsverhältnis. Also der landwirtschaftliche
Tarif findet in bezug auf die Arbeitszeit volle Anwendung. Seit dem 15. April hat vou Inrotzky
die Arbeitszeit auf 9 Stunden festgesetzt und seit dem 1. Juni auf 10 Stunden täglich. Das
entspricht selbst nicht den ministeriellen Vestimmuugcu über die Veschäftignngszeitder Strafgefangenen,
die generell auf 8 Stunden festgesetzt worden ist. Es ist auch festgestellt,daß die Strafgefaugenen
dasselbe Maß von Arbeit leisten wie die Arbeiter im freien Arbeitsverhältnis. (Rufe aus dem
Zentrnm: Angeschlossen!) Sie sagen: Ausgeschlossen! Sie kennen ihre Klassengenossen doch am
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allerbesten; wenn die unter den Arbeitern, die ihnen von der Arbeitsanstalt Brauweiler zugesandt
werden, „Faulenzer" finden, so weiden sie auch Mittel und Wege wissen, um sie aus ihrem
Betriebe wieder zu beseitigen. (Zuruf Huffmann: Die Adeligen kommennicht nach Brauweiler,
die kommen sonstwo hin!) Das ist festgestelltworden, nicht nur von uns, sondern auch von
kleineren Landwirten der Umgebung und von den landwirtschaftlichenArbeitern, die sonst auf den¬
selben Gütern beschäftigtsind. Es ist festgestelltworden, daß die Gefangenen in der Erntezeit
genau dieselbeAnzahl Fuhren leiste» wie die freien Arbeiter, die mit ihnen zusammenarbeiten.
Die Beschwerdender meisten Gefangenen ergehen über die Treibereien, denen sie von selten der
Aufseher ausgesetzt find. Getrieben von morgens bis abends, kaum eine Minute Rast, damit auch
der letzte Tropfen von Arbeitskraft aus den Sträflingen herausgeholt wird. Das ist festgestellt
worden. Es mußte auch von einzelnenAufsehern zugegebeuwerden, daß sie das Maß in etwa
überschrittenhatten. Es wäre noch zu untersuchen, ob nicht „gewisse Einflüsse" von feiten der
Gutsbesitzerauf die betreffendenAufseher ausgeübt werden! Es lagen diesbezügliche Beschwerden
vor; aber, wie, es fast immer geht, einen Großagrarier kaun man dabei niemals erwischen.(Heiter¬
keit rechts.) Wir haben deshalb schon vor dieser Aussprache die Gelegenheitwahrgenommenuud
auf die geringen Löhne hingewiesen und verlangt, daß den Sträflingen, für die zehnstündige
Arbeitszeit gilt, die übrigen zwei Stunden entfchädigt werden, entweder in Form von Lebensmitteln
oder in Form von Geld. Soviel mir gestern Herr Landesrat Horiun mitteilte, sind meine
Angaben über die zehnstündigeArbeitszeit von dem Direktor der Anstalt Vrauweiler bestätigt
worden. Ebenfo ist bestätigt worden, daß der Gutsbesitzerhöchstens 12 bis 15 Mark für den
einzelnenMann zu Zahlen hat. Es ist deshalb notwendig, daß fich alle Parteien darüber einig
werden, daß die Lohnfätze, die die Gutsbesitzerzu zahlen haben, wesentlich erhöht werden müssen.
Dann haben Sie nicht mehr notwendig, aus allgemeinenMitteln 100000 Mark für die Kosten
der Außenkommandosauszuwerfen; dann würden fie sich febst bezahlt machen. (Sehr richtig!
links.) Die Sträflinge würden in eine bessere Lage versetzt werden, indem ihnen für den großen
Kraftverlust — Sie wissen, daß für die Arbeit im Freien eine bessere Ernährung notwendig ist —
Zuschüsse gegeben werden. Wir sprechendie Erwartung aus, trotzdem wir im allgemeinen von
Ihnen sehr wenig erwarten (Heiterkeit), daß Sie diefem zustimmen, das können Sie, ohne fich
irgend etwas von Ihrem bllrgerlich°„fozialen"Standpunkte zu vergeben. (Bravo!)

VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht mehr gewünscht. Wir stimmen ab. Wer
von den Damen und Herren ist für die Annahme der Vorlage? Die Vorlage ist angenommen.

Die folgenden 4 Punkte werden wir noch nicht verhandelnkönnen, weil der Herr Bericht¬
erstatter noch nicht da ist.

AbgeordneterHuffmann (zur Geschäftsordnung): Ich halte es nicht für opportun, daß
"'an, ganz gleich, wer gesprochen hat und welche Kritik geübt worden ist, die Verwaltung mundtot
macht. Die Verwaltung muß auch zum Worte kommen.

Vorsitzender Gielen: Ich habe die Wortmeldung nicht gesehen. Es ist mir ohne ord¬
nungsmäßige Wortmeldung beim Schriftführer nicht möglich, jede Wortmeldung zu bemerken.

AbgeordneterHoffmann: Wenn aber eine Reihe von anderen Herren sich einfach vom
Platze aus melden können, so muß das auch jedem der Herren gestattet sein, (Zustimmung.) Es
'st jedenfalls fo, daß, ganz gleich, von welcher Seite fie geschehen ist, die Wortmeldung in jedem
Halle beachtet werden muß. Wenn aber von der Verwaltung aus sich ein Redner zum Worte
Meldet, der zu bestimmten Anklagen Stellung nehmen will, muß ihm die Möglichkeit dazu gegeben werden.

VorsitzenderGielen: Aber nicht während der Abstimmung. Das ist geschäftsordnungs-
"äßig nicht möglich. 25*
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Zu Punkt 22:
Antrag der III, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend Errichtung von Gedenkzeichen an die im Kriege
gefallenen Beamten, Angestellten, Arbeiter und Zöglinge der Rheinischen
Provinzialverwaltung,

ist Berichterstatter Herr AbgeordneterMilan.
AbgeordneterMilan: Meine Damen und Herren! Bezüglich der Errichtung von Gedenk«

zeichen für die im Kriege gefallenen Beamten, Angestellten,Arbeiter und Zöglinge der Rheinischen
Provinzialverwaltung hat die Fachkommission Ild zunächst einige Aufschlüsse von der Provinzial¬
verwaltung erhalten, die sich im allgemeinenauch in der Drucksache 24 vorfinden.

Der 56, Provinziallandtag hatte sich schon grundsätzlich mit der Anbringung einer solchen
Erinnerungstafel im Ständehaus einverstandenerklärt. Inzwischen hat sich aber herausgestellt, daß
die Anzahl der Gefallenen und derjenigenPersönlichkeiten,um die es sich hier handelt, bedeutend
größer gewordenist; es sind jetzt 200, so daß es nicht angebrachtist, die Sache so zu machen. Es
wird deshalb vorgeschlagen, außer hier im Stä'ndehaus auch kleinere Tafeln und Gedenksteine in den
einzelnenProvinzialanstalten anzubringen.

Meine Damen und Herren! In der üb Fachkommissionkam es nicht weiter zu einer
Besprechungdieser Angelegenheit in der Annahme, daß eine solche Debatte wohl lein besonderes
Ergebnis haben würde, besonders, da im Plenum bereits zu dieser Sache Stellung genommenwäre
und es wohl nicht zu erwarten wäre, daß die betreffenden Parteien, die diese Gedenkzeichen ablehnen,
zu einer anderen Auffassung kämen. Es kam deshalb direkt zur Abstimmung und die größere
Majorität hat die Sache angenommen. Es bittet also die Fachkommission IIK, den Antrag des
Provinzialausschussesunverändert anzunehmen,der da lautet:

„Der Provinziallandtag wolle die Errichtung von Kriegererinnerungszeichenin Form
von Gedenktafeln und kleinen Erinnerungszeichenund in sonstiger Form im Stände¬
haus und in den Provinzialanstalten genehmigen uud den Kostenbetragvon 70000 Mark
aus dem Haupthaushaltsplan dafür bereitstellen".

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Melich.
Abgeordneter Melich: Meine Damen und Herren! Die Freunde meiner Fraktion stellen

sich diesem Antrage des Provinzialausschussesablehnend gegenüber, und zwar mit folgender Begründung.
Bei der Diskussionüber diesen Antrag des Provinzialausschussesin der Kommission wurde

besondershervorgehoben,daß wir als Rheinländer verpflichtetseien, die Gefallenen des Krieges so
zu ehren, wie es in der Vorlage vorgesehenist. Hin und wieder einmal wollen die bürgerlichen
Parteien in irgendeinerForm zum Ausdruckbringen, daß für die Gefallenen des Krieges in irgend¬
einer Art etwas geschehen muß. Man muß betonen, daß diese Art, wie sie hier vorgeschlagen ist,
wohl die verkehrteste ist, die überhaupt gedacht werden kann. Ohne das Andenken an die Gefallenen
in irgendeiner Weise stören zu wollen, möchte ich betonen, daß Sie die gefallenenHelden, die doch
letzten Endes die Opfer Ihrer wahnsinnigenKriegspolitik gewesensind, nur dadurch ehren können,
daß Sie die veranschlagteSumme — und nach unserer Auffassung einen noch höheren Betrag —
dafür verwenden, um die Hinterbliebenen dieser Gefallenen ein Dasein fristen zu lafsen, das sich
jedenfalls in ganz anderem Rahmen bewegt, als es bis dato der Fall ist.

Angesichts der allem menschlichen Recht hohnsprechendenUrteile der Kriegsprozesse in
Leipzig (laute Oho-, Pfui- und Schluß-Rufe) . . .

VorsitzenderGielen (den Redner unterbrechend): Ich bitte, die Urteile des höchsten
Gerichtshofes nicht derartig herunterzumachen.
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AbgeordneterMelich: Es steht mir frei, meine eigene Auffassungdarüber zum Ausdruck
zu bringen. Meine Herren, ich frage niemand deswegenum Erlaubnis, und ich werde bei jeder
Gelegenheit genau dasselbe wiederholen, was ich Ihnen hier ins Gesicht schleudere.(Lauter Widerspruch.)
Angesichts des ablehnenden Standpunkts aller bürgerlichen Parteien in allen Parlamenten bei Anträgen
der Linksparteien — von der äußerstenLinken bis zur rechtssozialistischenPartei — auf Erhöhung
der Unterstützungenfür die Hinterbliebenen der Kriegsgefalleneu,angesichtsdieser Tatsache können
wir es uns nicht versagen, auf einen Umstand besondersaufmerksam zu machen, daß nämlich gerade
die Gedenktafeln,die dekorativ gehalten find, mit den Abzeichen und Kränzen, immer dazu angetan
sind, die alte Kriegshetzerpolitikauf diefe Art und Weife zu fördern. (Unruhe.) Ich habe Ihnen
schon vorhin gesagt, meine Damen und Herren, daß ich dem Andenken der Gefallenen absolut nicht
zu nahe treten will. Aber ganz komisch mutet es einen doch an, daß Vorstöße in bczug auf die
Unterstützungund das Inehrenhalten der Gefallenen von feiten der bürgerlichenParteien nur in
diesem ganz minimalenMaßstabe gemacht werden. Ich würde es eher begrüßen,wenn Sie irgendeine
enorme Summe in der Provinz dafür auswerfen würden, um einmal, wenn auch nur beschränkt auf
die Gefallenen innerhalb der Verwaltung, für diese 200 Gefallenen bezw. deren Hinterbliebene
etwas zu tun, was wirklich dem menschlichen Recht entspricht.

Ich betone nochmals ausdrücklich, daß meine Fraktion das Andenken der Gefallenen nicht
stören will, daß wir aber verlangen, daß in entgegengesetzterHinsicht für die Hinterbliebenenetwas
geschieht. Wir lehnen die Vorlage bezw. die beantragten 70000 Mark für diesen Zweck grund¬
sätzlich ab. (Sehr gut! links.)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp.
AbgeordneterOrlopp: Werte Anwesende! Trotzdem die Mehrzahl der Gefallenen dem

Arbeiterstande angehört hat, lehnen wir die Mittel für derartige Zwecke felbstverständlichab.
Wir wissen, daß diese Gedenksteine, Kriegerdenkmälerusw. überhaupt uur für uationalistifcheu Rummel
da sind (Sehr richtig! links.) Wir haben es an den alten Kriegerdenkmälern,die wir noch haben,
kleben müssen, daß ständig die Deutschnationalistenjeder Richtung hergehenund bei allen passenden
"der nicht passenden Gelegenheitendort deutsch-nationalistische Demonstrationenveranstalten. Wenn
Sie wirklich etwas tun wollen — und ich glaube da auch bestimmt im Sinne der Gefallenen zu
spreche« (Widerspruch rechts) —, Sie mögen das soviel bezweifeln,wie Sie wollen; Sie haben
den Gefallenenim Leben keine Ehre erwiesen (Sehr gut! links, laute Ohorufe rechts), und, nachdem fie
im Interesse des Kapitalismus auf dem Schlachtfeldegestorbensind, da wollen Sie den Leuten
hier eine Ehre erweisen. Sie würden nur dann den Leuten wirklich eine Ehre erweisen, wenn Sie
bie Hinterbliebenen der Gefallenen ordnungsmäßig ernähren würden (lebhafte Zustimmung links).
Nehmen Sie nur diefe kleine Summe von 70000 Mark und verteilen Sie diese 70 000 Mark
unter die 200 Familien, dann bekommtjede Familie 350 Mark, wovon sie sich wenigstensfür
14 Tage wieder einmal fatt essen kann. Könnten die Gefallenen heute fprechen und würden fie
gefragt werden: Was wollt Ihr: die Sättigung Eurer Familie auf 14 Tage oder einen Gedenkstein,
b" Euch ehren soll für die fernere Zukunft? so, meine ich, würden die Gefallenen fagen: Gebt
bas Geld, das unseren Namen ehren soll, unseren Familien für ihre Existenz. (Sehr richtig! links.)

Wir wollen auch den Gefallenen Gedenksteine fetzen und wir werden ihnen Gedenksteine
^tzen, und zwar dadurch, daß wir das kommende Geschlecht aufklären über die Greuel des Krieges,
^Mit es sich zum Grundsatz nimmt: Nie wieder Krieg! (Sehr richtig! links.)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterGerlach.
AbgeordneterGerlach: Meine Damen und Herren! Ich will nur ganz kurz beantragen.

b"ß die 70 000 Mark, die hier für Gedenktafeln vorgefehen sind, vom Provinziallandtag der
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Hauptfürsurgestellefür Kriegsbeschädigteund Hinterbliebene der Rheinprovinz zur Linderung der
besonderen Not der Hinterbliebenenüberwiesen werden möchten. (Bravo! links.)

Vorsitzender Gielen: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Der Herr Berichterstatter
hat das Schlußwort.

Abgeordneter Milan: Meine Damen und Herren! Was jetzt hier gesagt worden ist,
kann doch nicht ganz unwidersprochen bleiben. Es ist gesagt worden, es wäre die verkehrteste Art
der Ehrung, die wir machen könnten, wenn wir hier Gedenktafelnerrichteten. (Sehr richtig! links,)
Meine Damen und Herren, ich bin selbst der Meinung, daß eine werktätige Ehrung besser ist als
eine Ehrung durch Stein und Bild. (Sehr richtig! links.) Das ist sehr richtig. Aber weshalb
dies eine verkehrteEhrung sein soll, weiß ich nicht. In allen Vereinen, in allen Schulen, in allen
Anstalten werden diese Gedenktafeln, diese Ehrentafeln angebracht. (Zuruf links: Leider!) Die
Ehrung der Lebenden durch werktätige Arbeit halte ich auch für besser. Aber dies ist eine Er¬
innerung, und zwar eine Erinnerung, die sehr nötig ist. (Abgeordneter Hoffmanu: Eine sehr
traurige Erinnerung!) Ja, meine Damen nnd Herren, wo liegen denn die Gefallenen? Sie liegen
teilweisein fremder Erde begraben (Zuruf links: Durch ihre Schuld!), und niemand kümmert sich
darum. (Zuruf links: und ihre Familien verfallen der Tuberkulose!) Wenn die Familie einen
Verlust durch Tod erleidet, pflegt sie den Toten auch dadurch zu ehreu, daß sie einen Gedenkstein
ans sein Grab setzt. Hier handelt es sich um die Gefallenen im Kriege. Sie sind nicht gefallen,
wie die Herren dort sagen, für deu Kapitalismus, sondern für das Vaterland (lebhafte Zurufe links).
Weuu Sie glauben, daß dies nur die Meinung der Nationalisten sei, dauu irren Sie sich. Ich
bin z, V. Demokrat (Zuruf links: So sehen Sie aus!), und ich glaube doch, daß diese Gefalleueu
nicht für den Kapitalismus gefallen find, sondern für das Vaterland. (Zuruf Hoffmann: Das
sieht den Demokraten ähnlich!) Es ist ja manches anders geworden, als sie es sich vielleicht
gedachthaben; aber davon können wir hier nicht sprechen.

Meine Damen und Herren! Ich sage nochmals: Diese Gefallenen liegen dort in der
fremden Erde begraben (Zuruf Hoffmmm: nnd haben dort auch Denkmäler!), und niemand weiß
von ihnen in den betreffendenStädten. Es ist natürlich, daß mau iu den Orten die Gedenktafel»
anbringt, wo man sich ihrer vielleicht noch erinnert (Zuruf Melich: Wir setzen Ihnen mal einen
Grabstein!), und es können sich die Menschen noch darüber freuen, wenn sie die Namen Ihrer
Angehörigen verzeichnet finden als solche Männer, die tapfer und brav ihr Leben dahiugegeben
haben, mindestens doch für einen hohen Gedanken. (Bravo!)

VorsitzenderGielen: Ich schlage vor, zunächst über den Abänderungsantrag des Herrn
Abgeordneten Gerlach und dann über den Antrag des Herrn Berichterstatters abzustimmen.

Wer von den Damen und Herren ist für den Abänderungsantrag des Herrn Abgeordneten
Gerlach? (Zuruf Kuab: Seht das Kriegszentrum!) Das ist die Minderheit.

Wer von den Damen und Herren ist für die Annahme der Vorlage des Ausschusses? Das
ist die Mehrheit. (Zuruf Gerlach: Steine statt Brot!)

Zu Punkt 23:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung von landwirtschaftlichen Winter«
schulen in Wipperfürth und Grevenbroich,

hat das Wort Herr Abgeordneter Albers.
Abgeordneter Albers: Meine Damen und Herren! Namens der IV. Fachkommission

habe ich dein Plenum des 61. Pruviuzmllandtages folgendes zu berichten:
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Die IV. Fachkommissionhat sich eingehend mit dem Antrage des Pruvinzialansschnsses
auf Errichtung von laudwirtschaftlichenSchulen in Wipperfürth und Grevenbroich befaßt. Sie hat
einmütig die Notwendigkeitanerkannt und stimmt dein Antrage Zu.

Die IV. Fachkommissionbittet daher: Der Provinziallandtag wolle den Antrag des
Provinzialausschussesuuvcräudert auuehmen.

VorsitzenderVielen: Das Wort wird nicht gewünscht. Wir stimmcu ab. Wer vuu den
Dameu und Herren ist für die Annahme der Vorlage? Die Vorlage ist angenommen.

- Zu Punkt 24:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend Errichtung einer weiteren landwirtschaftlichen
Winterschule im Kreise Mors,

hat das Wort derselbeHerr Berichterstatter.
AbgeordneterAlbers: Desgleichen hat die IV. Fachkommission den Antrag auf Errichtung

einer landwirtschaftlichenSchule iu Rheinberg im Kreise Mors durchgearbeitetund auch hier die
Notwendigkeiteinstimmig anerkannt und einstimmig dem Antrage des Provinzialausschusseszuge-
stimmt. Die IV. Fachkommission bittet deshalb, der Pruviuzinllaudtag wolle mich hier den Antrag
des Provinzialausschussesunverändert annehmen.

Vorsitzender«Vielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterVambcrgcr.
Abgeordneter Vamberger: Meine Dameu uud Herren! So einfach, wie das hier

dargestelltwird, kann es doch nicht durchgehen. Wenn die IV. Fnchkummisfiou sich auch für die
Errichtung solcher Schuleu erklärt hat, so muß doch dabei gesagt werden, daß wir nicht mit der
Art und Weise der Einrichtung dieser Schulen uus cinverstaudenerklären können. Unser Ideal,
das Ideal der Einheitsschule,bedingt natürlich anch die Fachschulen,uud als solche werden auch
landwirtschaftliche Schulen einzurichten fein. Aber, imine Damen und Herren, wie das jetzt geschehen
ist, Zo geht es nicht weiter. Alle Mittel, alle Schulmittel, die hier irgendwie bewilligt werden,
stehen nur im Interesse von landwirtschaftlichenSchulen. Meine Damen und Herren, das mag
vor 100 Jahren feine Berechtigung gehabt haben, als die Rheinprovinznoch vorwiegend eine Agrikultur
Provinz war. Aber das stimmt doch heute uicht mehr. Heute fiud die Rheinlande vorwiegend
eine industrielle Provinz. Heute hat sich uebcu dem Ackerbautreibenden Stande doch auch ein
starker Industricstaud entwickelt,und was dem eine» Staude recht ist, ist doch dem auderu billig.
Wie würden Sie es beifpielsweifeaufnehmen, wenn wir mm für die Arbeiterschaft auch Schulen
verlangten? Die Arbeiterfchaft ist doch sehr interessiert an der Weiterbildung der Kreise, die ihr
angehören. Das Betriebsrätegesetzbeispielsweise erfordert die weitere Ausbildung der Arbeiterfchaft.
Meine Damen und Herren, dann ist es doch klar, daß auch die Arbeiterschaft sich weiterbilden muß.
Aber alle Mittel, die hier irgendwiezur Verfügung stehen — über die Millionen hinaus — stehen
einfach nur für die Landwirtschaftzur Verfügung, nicht aber auch für die Arbeiterschaft. Wohin
foll denn das führen? Wir können,obwohl wir sehr wohl wissen, daß die Bildung für deu laud¬
wirtschaftlichen Staud «och sehr notwendig ist, der Bewilligungsolcher Schulen nicht ruudweg zustimmen.
Im Gegenteil, wir könnten nur dann zustimmen,wenn Sie auch dafür zu habe» wären, daß der
Arbeiterfchaftdie gleichen Summen für ihre Bildungszwecke bewilligt werden.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterRath.
AbgeordneterRath: Meine Damen und Herren! Ich bin Mitglied des Kreisausschusses

und des Kreistages im Kreise Grevenbroich; ich war Berichterstatter bezüglichder landwirtfchaft-
lichcu Wiuterschule.
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Ich möchte dem verehrten Herrn Vorredner mitteilen, daß die landwirtschaftliche Winter¬
schule einstimmig,also auch von den Herren der kommunistischenFraktion, angenommenworden ist.
Ich möchte ihm weiterhin mitteilen, daß wir gerade in seinem Sinne, weitsichtig, wie wir sind
— abgesehen natürlich von mir, Herr Kollege —, gerade Mittel für die gewerblichen Fortbildungs¬
schulen, die im Kreise sind, bewilligt haben. Wir haben grundsätzlichbeschlossen, die Mittel, die
wir für die landwirtschaftlicheWinterschuleverwenden, in derselben Höhe auch für die gewerblichen
Fortbildungsschulenim Kreise zu bewilligen. (Zuruf Bamberger: Den Begriff einer Winterschule
und einer gewerblichen Fortbildungsschulemuß man in jeder Weise auseinanderhalten!) Sie sagen,
es soll nicht einseitig behandelt werden. Wir werden aber für die gewerblichen Furtbildungsschulen
dieselben Mittel bewilligen, die auch für die landwirtschaftlicheWinterschule bewilligt worden siud.
Aus dem Grunde haben Ihre Vertreter im Kreistage auch für die landwirtschaftlicheWinterschule
gestimmt. Wir sind also weitsichtig gewesen. Wenn Sie meine Ausführungen gewußt hätten,
hätten Sie diese Bemerkung in bezug auf den Kreis Grevenbroichnicht gemacht.

LandeshauptmannDr. von Renvers: Ich möchte nur ein paar kurze Bemerkungen macheu.
Wir bekommen vom Staate eine gewifse Dotation für die landwirtschaftlichenZwecke und

sind dafür verpflichtet, für die niederen landwirtschaftlichenWinterfchulen zu sorgen. Auf Grund
dieser rechtlichen Verpflichtung sind diese Positionen in den Etat gesetzt. Wir haben aber keine
Dotationen zur Unterstützungvon Arbeiterschulcn bekommen. Das ist eine Sache, die die Kommuneu,
die Kreise oder, wer es sonst machenwill, übernehmenmüssen. Das ist keine Aufgabe der Provinz.
Wenn wir neue Aufgaben auf die Provinz übernehmen wollen, muffen wir zunächst neue Mittel
haben, uud die haben wir nicht.

Vorsitzender Vielen: Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung.
Wer von den Damen und Herren ist für die Annahme der Vorlage? Die Vorlage

ist angenommen.
Dann schließe ich die Sitzung. Wir beginnen wieder um 2 Uhr.

(Schluß: 11 Uhr.)

(Wiederbeginn 2 Uhr.)
Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Meine Damen und Herren! Ich erkläre die

Sitzung für eröffnet. Ich fchlage vor, daß wir die Punkte, die wir heute morgen zurückgesetzt
habe», jetzt vornehmen, so daß wir wieder in die richtige Reihenfolge kommen. Widerspruchhier¬
gegen wird nicht erhoben. Ich stelle das fest.

Eingegangen ist folgender Geschäftsordnungsantrag:
„Die Fraktion der V. K. P. D. erhebt Einspruch gegen eine weitere Beratung des Haus-
haltsplanes und verlangt die sofortige Aussetzung der Beratung über den Gesamthaushalts-
plan aus folgenden Gründen:

In der Fachkommission II» ist festgestelltworden, daß der Haushaltsplan wissentlich
falsche Angaben enthält zu dem Zweck, den Preußischen Staat vorsätzlich zu benachteiligen.
Herr Landesrat Schmidt mußte dieses Täuschungsmanöverin einer Sitzung zugeben.

Weiter führte der Herr Landesrat an, wenn verschiedene Parteirichtungen Kenntnis von
den Überschüssen hätten, dann würden sie fofort Einwendungen machen und sagen, die
Arbeitskräfte in den Fürforgeanstalteu würden einer zu großen Ausbeutung unterzogen.

Die Fraktion der V. K. P. D. erklärt, daß es selbstverständlich eine Unmöglichkeit ist,
auf Gruud gefälschter Unterlagen eine sachliche Weiterberatung zu führen. Sie verlangt eine
einwandfreieNeuaufstellung des Haushaltsplans uuter Kontrolle der I. Fachkommission."
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Zur Geschäftsordnunghat das Wort Frau AbgeordnetePlum.
Abgeordnete Frau Plum: Meine Damen und Herren! Die Fraktion der Vereinigten

K. P. D. erhebt Einspruch gegen eine weitere Ausspracheüber den Gesamthaushaltsplan, weil im
Laufe dieser Woche in der Fachkommission II«, festgestellt worden ist, daß im Haushaltsplan Un¬
richtigkeiten enthalten find. Vielleicht find nicht allein im Etat über die Fürsorgeerziehungsanstalten,
sondern auch noch in anderen Etats Unrichtigkeitenenthalten. Wir können es nicht verantworten,
über einen Hanshaltsplan, der wissentlichund vorsätzlich gefälscht worden ist, um dem preußischen
Staate Steuern zu entziehen (lauter Widerspruch),weiter zu beraten. In der Fachkommission II»,
hat der betreffendeHerr Landesrat felbst zugegeben, daß der Haushaltsplan über die Anstalten
nicht richtig ist. (Abgeordneter Orlopp: Hört! Hört!) Er sagte: Wenn der Haushaltsplan in
richtiger Weise aufgestellt wäre, dann würde der preußische Staat, nachdem er zwei Drittel der
Kosten der Anstalten bezahlt, auch zwei Drittel der Uebelschüsse verlangen. Dazu hat der Staat
nach meiner Auffassung ein gutes Recht. Aber auch aus weiterenGründen, sagte der Herr Landes¬
rat, wäre es im Haushaltsplan nicht richtig wiedergegeben,denn wenn verschiedeneParteirichtnngcn
wußten, daß so und soviel Ueberschüsseherausgekommenwären, dann würde sofort gefragt werden,
ob die Arbeitskraft der Zöglinge nicht zuviel ausgebeutet worden sei.

Aus diesen Gründen sagen wir uns, daß wir es unseren Wählern gegenüber nicht verant¬
worten können, über einen Haushaltsplan, der im wirklichen Sinne des Wortes mit Lug und Trug
aufgestellt worden ist (Oho-Rufe rechts. Sehr richtig! links), weiter zu beraten. Die Fraktion der
K. P. D. hält es selbstverständlich für eine Unmöglichkeit, auf Grund gefälschter Unterlagen eine
sachliche Weiterberatung zu führen. Sie verlangt eine einwandfreieNeuaufstellungdes Haushalts»
Plans, von der wir fagen können, daß wir uns darauf verlassen können. Wir verlangen, daß unter
Zuziehung der Fachkommission I ein neuer Haushaltsplau aufgestellt wird.

Stellvertretender Vorfitzender Ullenbaum: Wenn ich die Rednerin richtig verstanden
habe, wünscht sie überhaupt die Zurücksetzung des ganzen Haushaltsplans. (Sehr richtig!) Dieser
Geschäftsordnungsantragsteht zur Debatte.

Oeheimmt Schmidt: Meine Damen und Herren! Es liegen starke Mißverständnissevor.
Bei der Besprechungdes Haushaltsplans über die FürsorgeerziehungMinderjähriger in der Fach¬
kommission verlautete darüber, daß da etwas nicht stimme, kein Wort. Nachher kamen die Haus¬
haltspläne über die einzelnen Provinzialanstalten an die Reihe, die an sich mit dem Gesamthaushalt
nichts zu tun haben. Die Kosten für die Fllrsorgezöglingc,die in den Anstalten entstehen,sind in
bem Haushaltsplan über die Kosten der Minderjährigen mit einbegriffen. Dabei kamen wir auf
bie Frage, wie es sich denn mit den Ueberschüssen der Landwirtschaft und der Handwerksbetriebe
w den Fürforgeeiziehungsanstaltenverhalte, und da habe ich unter Bezugnahmeauf die vorgestrigen
Bemerkungendes Herrn AbgeordnetenHaas, „es wäre zu prüfen, ob nicht die Arbeitsleistungen
der Zöglinge in den Betrieben gesteigertund ob nicht mehr Einnahmen herausgewirtschaftetwerden
konnten", gesagt, im wesentlichen seien die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenHaas bereits
"füllt, denn in Wirklichkeitfeien die Ueberfchttsse in den landwirtschaftlichenBetrieben und auch
zum Teil in den Handwerksbetriebengrößer, als sie hier ständen. Sie finden, meine Damen und
Herren, um nur einen Haushaltsplan herauszugreifen— wenn ich Sie bitten darf, das dicke Buch
^r Hand zu nehmen — bei der FürforgeerziehnngsanstaltFichtenhain im landwirtschaftlichen Etat
"m Schluß unter Nummer 13 der Ausgaben die Worte: „Ueberschuß 40000 Mark" und dahinter
l^ht: „Der Uebcrschnß wird an den Haupt-Haushaltsplan abgeführt". Ich habe nun nur gesagt:
^freulicherweise ist dieser Ueberschuß in Wirklichkeit in den letzten Jahren immer höher geworden.
Genau brauchte das nicht hineingeschriebcu zu werden und ist auch nicht hineingeschrieben worden,
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weil der Staat behauptet, er habe einen Anspruch auf zwei Drittel des gesainten Überschusses.
(Zuruf Melich: Das steht aber nicht im Plan!) Dieser Anspruch des Staates ist nach unserer
Meinung unrichtig. Sie verlangen wohl heute nicht, daß ich Ihnen einen langen Vortrag über
diese Differenz, die wir mit dem Staate haben, halte. Letzthin haben wir uns mit dem Staate
geeinigt und sind dahin übereingekommen,daß wir dein Staate einen gewissen Teil im Wege des
Vergleichs abgeben. Das ist — wenn ich Sie wiederum bitten darf, den Etat von Fichtenhain
zur Hand zu nehmen — unter Nummer 12 geschehen, wo steht: Anteil des Staates an den land¬
wirtschaftlichen. Einnahmen mit 16 900 Mark. Hier kann von Lug und Trug und von Fälschungen
gar keine Rede sein. (Na! Na!-Rufe bei den Kommnuisten.) Der Ucberschuß ist selbstredend dem
Provinzialausschuß gemeldet uud jedesmal in der Weise verwendet»norden, daß damit die Anleihen,
die für diese Anstalten aufgenommenwurden sind, extraordinär getilgt wurden. Die Sache ist so
einfach, wie sie nur sein kann.

Was den zweiten Vorwurf anbelangt, daß eine Bemerkung gefallen sei, von gewissen
Seiten würde dagegen Einspruch erhoben werden, daß die Arbeitskraft der Zöglinge mißbraucht
werde, so liegt auch hier ein Mißverständnis vor. Es ist von diesen Ueberschüssen, die sowohl dnrch
den Fleiß und die Umsicht des Personals, wie auch durch den Fleiß der Zöglinge herausgewirt-
schaftetwerden, gesprochen worden, und ich habe bloß gesagt: Man muß sich hüteu, zu sehe», daß
die Überschüssegar zu groß wcrdeu, weil sonst leicht der Vorwurf erhoben wird, die Arbeitskraft
der Zöglinge würde mißbraucht, (Zuruf Melich: Das ist schon zutreffend!) Eben weil es
zutreffend und auch schon geschehen ist — in einer ganzen Reihe von Zeituugeu sind früher gcwifse
Anstalten geschulten worden, daß sie von der Arbeitskraft der Zöglinge, die sie übermäßig aus¬
nutzten, lebten —, habe ich gesagt: die Bestrebungen, aus der Arbeitskraft der Zöglinge Ueberschüsse
herauszuwirtschaften,müssen eine gewisse Greuze haben, damit nicht dieser Vorwurf, der bis jetzt
unberechtigtist, mit Berechtigung erhoben werden kann.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Meine Damen und Herreu! Gestatten Sie,
daß ich zur allgemeinenAufklärung den Antrag der kommunistischenPartei noch einmal vorlese.

Der Gcschäftsordnungsantrag lautet: „Die Fraktion der Vereinigten Kommunistischen
Partei erhebt Einspruch gegen eine weitere Beratung des Haushaltsplans uud verlangt die sofortige
Aussetzungder Beratung über den Gesamthaushaltsplan," — Die Gründe will ich weglassen. —
Dann heißt es weiter: „Sie verlangt eine einwandfreieNcuaufstellung des Gesamthaushaltsplaus
unter Kontrolle der I. Fachkommission."

Ich bin der Meinung, daß ein Geschäftsordnungsantrag auch als solcher debattiert werde»
soll uud daß wir uus nicht auf allgemeine Debatten und allgemeine Gründe eiulafsen köunen.
Sonst kommenwir nicht voran.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Reese.
Abgeordneter Reese: Meiner Ansicht nach ist der Autrag der kommuuistischeu Partei in

einem ganz falschen Moment gestellt wurden. In der Debatte wird sich erst herausstellen, üb die
Behauptungen auf Wahrheit beruhen. Wird aber jetzt der Antrag angenommen, dann wird nichts
klargestellt; dann schneiden wir die Klarstellung vollständig ab. Wenn man glaubt, der Antrag
ist später notwendig, soll man ihn später wieder einbringen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete
Dr. Fischer.

Abgeordneter Dr. Fischer: Ich kann mich nach den Ausführungen des Herrn Abgeordnete»
Reese recht kurz fnsseu. Ich schließe mich seinen Ausführungen voll und ganz an. Wir haben
auch ein Interesse daran, daß die Sache, die hier von der Kollegin Frau Plum aus der Fach-
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kommission II«, zur Sprache gebrachtworden ist, restlos aufgeklärt wird. Diese Aufklärungkönnen
wir nur in einer restlose« Aussprache erziele». (Zuruf Mclich: Jetzt!) Aber das eine muß ich
betonen, daß kein Mitglied der Fachkommission II a bei der Etatberatung in der Kommissionden
Eindruck gehabt hat, daß der Etat der Fürsorgeerziehnugsaustaltenmit Lug und Trug aufgestellt
wordcu ist. Den Eindruckhaben wir wirklichnicht gehabt. Wird dieser Vorwurf gegen die Ver¬
waltung gerichtet,so wäre er indirekt auch gegen die Mitglieder der Fachkommission II«. gerichtet.
Wenn wir den Eindruckgehabt hätteu, hätten wir auch gauz entschieden dagegen Stellung nehmen
müsse», daß man uns einen Etat vorlegt, der mit Lug uud Trug aufgestellt ist. Ich möchte
driugend bitten, daß der Antrag der Frau AbgeordnetenPlum, weun er nicht zurückgezogeu wird,
abgelehnt wird.

Abgeordnete Frau Plum: Weshalb haben denn sämtliche Abgeordneteerklärt, daß sie
den Schwindel nicht mitmachen?

Stellvertretender Vorsitzender Ulleubaum: Ich möchte die Abgeorduete Frau Plum
bitten, sich der Geschäftsordnungzu fügen uud sich zum Wort zu melde», wenn sie das Wort wünscht.

Das Wort hat Herr AbgeordneterJausen-Lammersdorf.
Abgeordneter Iansen-Lammersdurf: Für den Fall, daß die Frau Abgeordneteihren

Antrag nicht zurückzieht,habe ich als Mitglied der Fachkommission III — ich bin zwar nicht
dazu beauftragt — dieselbe Erklärung abzugebeuwie auch der Herr AbgeordneteFischer.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir siud uus darüber auf allen Seiten des
Hauses einig, daß, wenn diese Ausführungen, die in dem Antrage oder in seiner Begründung gegeben
worden find, auch nur den Schein einer Berechtigunghätten, wir dann selbstvcrständlicherweiscniemals
einen Etat billigen oder gutheiße« würden, der unter dem Verdachte der Fälschung und noch
schlimmerer Ausdrückesteht.

Wir müssen uns aber von vornherein — ich glaube, das werden wohl alle Mitglieder
der Fachkommissiontun — dagegen verwahren, daß, wenn der Antrag eventuell abgelehnt wird,
daraus nicht agitatorischerweise eventuellder Vorwurf hergeleitetwird, daß wir solche Dinge irgendwie
zu decken gewillt seien. Es kann sich bei den Auslassungen, die gemacht worden sind, höchstens
darum handeln, daß irgendwelchevorsichtigeSchätzungen eingetreten sind. Dort, wo alles im
Fluß ist, kann mau doch wahrhaftig vorsichtigerweise nicht höhere Beträge einsetzen, als mutmaßlich
einkommenwerden. Wenn wir dazu die Gewißheit haben, daß der Provinzialausschuß uachher
etwaige Uebelschüsse zur außerordentlichenAmortisation irgendwelcher Darlehen benutzt, so ist jede
Gewähr geboten, daß das einkommende Geld auch in der richtigen Weise verwandt wird.

Darum, meine Damen und Herren, möchte ich Sie bitten, den Antrag abzulehnen.
Stellvertretender Vorsitzender Ulleubaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.
Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und Herren! Die Sache hat in der Fach¬

kommission Ha ihre Aufklärung gefunden uud würde sie auch hier in der Versammlunggesunde»
haben und wird sie auch finden. Aber das ist als einstimmige Meinung der Fachkommission
^ hierunter mit die Stimme der Frau Plum -^ festgestellt wurden, daß das, was da zur Sprache
gekommen ist, für die Aufstellung des diesjährigen Haushaltsplans keine Bedeutung hatte, da die
Sache tatsächlich für den Haushaltsplan in der richtige» Weife geordnet ist. Der Haushaltsplan
'st nur vielleichtin einer nicht sehr geschickten Weise aufgestellt worden. Für den Haushaltsplan
an sich — darüber waren wir nach gegebener Aufklärung und nach Erörterung der Sache völlig
einig — ist die Sache ohne jede Bedeutung. Deswegen muß ich es ganz unerhört finden, wenn
Nt hier in der Sitzung ein derartigerAntrag gestellt wird, wie er hier vorgebracht wurde. (Zustimmung.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Frau Abgeordnete Plum.
26*
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AbgeordneteFrau Plum: Meine Damen und Herren! Wenn Sie von einer unrichtigen
Darstellung reden, so möchte ich nur darauf aufmerksam machen, daß sofort die Berichterstatteriu
beim Haushaltsplan es herausgefunden hat und sofort von dem Herrn Landesrat verlangte, er
möge Aufklärung geben, der Haushaltsplan stimme nicht. Dies habe ich nicht allein beobachtet,
sondern sämtlicheMitglieder aller Fraktionen, auch der Herr AbgeordneteHeß. Das möchte ich
hiermit richtigstellen.

Stellvertretender VorsitzenderMlenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Von diesem Iwischenfall in der Fach-

kommission Ha haben die Mitglieder meiner Fraktion sofort Mitteilung gemacht, sie haben dann
aber am nächsten Tage erklärt, daß eine Aufklärung erfolgt sei (Sehr richtig! rechts, Widerspruch
links), die uns halbwegs zufriedenstellenkönnte. (AbgeordnetePlum: Halbwegs, nicht ganz!)

Wir sind nun der Auffassung, daß es durchaus falsch wäre, jetzt in diesem Stadium der
Dinge dem Antrage der Frau Plum Rechnung zu tragen. Aus diesem Grunde werden wir, weuu
der Antrag nicht zurückgezogen wird, jetzt dagegen stimmen, denn dann haben die Abgeordneten
Gelegenheit, während der Debatte die Sache klarzustellen. Scheint sie dann nicht vollkommen klar¬
gestellt, kann die Fraktion der Kommunistenimmer noch den Antrag wiederholen. Wird die Sache
klargestellt, dann werden wir selbstverständlichden Etat annehmen. Wenn sie nicht klargestellt
werden kann, muß der Etat an die Kommissionzurückgewiesen werden. Augenblicklich werden wir,
wie gesagt, gegen den Antrag stimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Mlenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmanu.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Ich habe den Verhandlungen

durch Teilnahme an einer Kommifsionssitzungnicht von Anfang an beiwohnenkönnen. Ueber den
Antrag, der hier vorliegt, bin ich insoweit informiert, als eben Einspruch gegen den Etat hier
erhoben wird. Ueber die Tatsachen, die in der genannten Fachkommissionfestgestelltworden sind,
ist die Fachkommission I nicht informiert. In der Fachkommission I, wo doch die Finanzfragen
die Haupterledigung finden, ist in keiner Beziehung irgendwie hierauf Bezug genommen worden,
ist keine Mitteilung erfolgt. (Hört! Hört!) Infolgedessen wäre es viel richtiger, wenn, ehe im
Plenum dazu Stellung genommen wird, dieser Etat zunächst in die Fachkommission zurückgewiesen
würde, um morgen weiter darüber zu verhandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Heß.
AbgeordneterDr. Heß: Meine Damen und Herren! Ich beteilige mich an dieser Unter¬

haltung nur deshalb, weil eben von der Frau AbgeordnetenPlum auf meinen Namen Bezug
genommenworden ist.

Herr Kollege Haas hat verlangt, daß die Sache zunächst klargestellt werden müsse. Meines
Trachtens ist die Sache vollständig klargestellt, da ist nichts weiter klarzustellen. Die Klarstellung
ist in der Fachkommission Ha erfolgt. (Zuruf liuks: Daß geschwindelt wurde, ist klargestellt!) In
unserer Kommission,an der Sie nicht teilgenommenhaben, ist nicht geschwindelt worden.

Die Sache kann auch ohne weiteres klargestelltwerden; sie muß klargestellt werden können
durch eine Deklaration, die uns Herr Geheimrat Schmidt geben kann. Es handelt sich lediglichum
eine Auslegungsfrage, um eine Rechtsfrage, um eine unterschiedliche Nechtsauffassungzwischen der
Provinzial- und der Staatsverwaltung. Die Aufklärung kann ohne weiteres und sehr leicht herbei¬
geführt werden. Es ist gar nicht nötig, deshalb diesen Etat zur Ablehnung zu bringen, der Etat
kann ruhig angenommenwerden. Meine Freunde und ich wir würden die letzten sein, die einen
^tat annehmen,von dem wir wissen, daß er falsch ist, wir dächten gar nicht daran. (Zuruf Plum:
Herr Heß, Sie haben doch selbst gesagt: Ich mache den Schwindel nicht mit!) Ich habe den
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Ausdruck nicht gebraucht. Ich habe einen ganz anderen Ausdruckgebraucht. (AbgeordnetePlum:
Na! Na!) Der Ausdruckist gar nicht von mir gebrauchtworden. Ich wüßte aber auch nicht, ob
es noch Zweck hätte, hier eine Klarstellung zu geben, die schon in der Fachkommission gegeben
worden ist. Herr Geheimrat Schmidt oder einer der Herren, die gestern in der Kommission waren,
brauchten uns das ja nur aufzuklären. (Zuruf: Ist schon geschehen!) Ich höre, die Klarstellung
ist bereits erfolgt. (Geheimrat Schmidt: Es hat aber doch nichts genutzt!)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Ich möchte doch bitten, die Zwischenrcden zu
unterlassen. Damit kommen wir nicht voran.

Das Wort hat Frau AbgeordneteNiedieck.
Abgeordnete Frau Niedieck: Ich habe in der Fachkommission Ha, als Mitglied des

Provinzialausschussesdie Berichterstattung übernommen. Es wird hier behauptet, daß ich gesagt
hätte, die Aufstellung des Haushaltsplans sei falsch. Das trifft nicht zu, das habe ich nicht gesagt,
meine Herrschaften. Gesagt habe ich: Der Haushaltsplan ist unübersichtlich, weiter habe ich nichts
gesagt. (Zuruf Plum: Das ist dasselbe! Große Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Wenn eben meine Fraktionskollegin

sagte, „das wäre dasselbe", so hat sie damit gemeint: In der Auswirkung ist es schließlich das'
selbe. (Heiterkeit.) Meine Damen nnd Herren, wenn Sie lachen, zeugt das höchstens von Ihrer
Begriffsstutzigkeit. (Erneute Heiterkeit.)

Ich möchte Ihnen folgendes sagen: Sie sind als Abgeordnete darauf angewiesen, den
Etat fu, wie er Ihnen vorgelegt wird, als richtig anzunehmen. Sie können die einzelnen Posten
nicht kontrollieren. Sie find auf das angewiesen,was die Verwaltung Ihnen vorlegt. Sie können
freilich Aufschluß darüber verlangen; die Verwaltung hat dann aber immer noch die Möglichkeit,
die Auslegung der einzelnen Posten fo zu geben, wie es ihr gut erscheint. Und eine solche „Aus-
legung" — so stellen Sie es ja dar — ist eben von Herrn Geheimrat Schmidt gegeben worden.
Damit wäre kein Schwindel beabsichtigtworden, sondern lediglicheine andere Verteilung der Ein¬
nahmen nnd Ausgaben. Wir müssen aber darauf bestehen, daß wir als Abgeordnete das Recht
haben, die Angaben über die Einnahmen bis auf den letzten Pfennig zn erhalten, ohne daß vorher
durch Manipulationen Einnahmen in die Ausgaben geschoben werden. Auf der anderen Seite
können wir die genanen Ausgaben verlangen. Dann erst können wir uns ein klares Bild machen.
Der Verwaltung steht nicht das Recht zu, einen Etat vorzulegen, in dem fie bereits eigenmächtig
eine Verschiebungvon Einnahmen in die Ausgaben vorgenommen hat. Ans diesem Grunde müssen
wir dagegen Einspruch erheben.

Sie selbst wollen sich ja kein Kontrollrecht zugestehen,obwohl es in Ihrer Hand liegt.
Ihr Standpunkt ist unverständlich. Wenn Sie es für richtig befinden, daß die Provinzialverwal-
t»ng die Staatsregierung über den Löffel barbieren kann, wird es die Stcmtsregieruug auf der
anderen Seite nach Ihrem „Moralkodex," für richtig befinden, wenn fie die Provinzialverwaltnng
Über die Ohren hauen kann. (Heiterkeit.)

AbgeordneterTillmanns (zur Geschäftsordnung): Ich beantrage, die Oefchäftsordnungs-
blatte zu fchließe».

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Sie haben den Geschäftsordnnngsantraggehört.
Ich lasfe darüber abstimmen. Wer dafür ist, daß die Gefchäftsordnnngsdebattegefchlofsrn wird,
ben bitte ich, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit.

Wir kommen jetzt znr Abstimmung über den Antrag der kommunistischen Fraktion. —
Ich brauche ihn nicht nochmals zu verlesen. — Wer dafür ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
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(Geschieht.) Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt. (Zuruf Melich: Dann laßt
Euch nur weiter beschwindeln!)

Wir kommenzu Puukt 9:
Antrag der lld Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gefetzes vom 11. Juli 1891 für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Das Wort hat der Berichterstatter Herr Abgeordnetervou Itter.
Abgeordneter von Itter: Meine Damen und Herren! Die erweiterte Armenpflege

bedingt Ausgaben von 52 800 000 Mark gegenüber Einnahmen von 40300 000 Mark. Das
bedeutet einen Provinzialzuschußvon 12 500 000 Mark und ein Plus gegenüberdem Vorjahr von
5046 000 Mark. Es handelt sich hier um hilfsbedürftige Geisteskranke,Idioten, Epileptiker,
Taubstumme uud Blinde in Anstaltspflege. Der erhöhte Zuschuß der Provinz erklärt sich aus der
Erhöhung der Pflegesätze. Die Kommissionempfiehlt unveränderte Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich stelle den Bericht zur Debatte. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Ich hätte bei diesem Titel des Haus-
haltsplaus, der ja die erweiterte Armenpflege behandelt, insbesonderemeine Anregungen bei der
Generaldebatte in Erinnerung zu bringen. Da wir ja in diesem Jahre einen besonderenEtat für
das Laudnrmenhaus nicht mehr haben, weil das Lnndarmenhaus nicht mehr belegt ist, möchte ich
bei diesem Titel die Anregung nochmals geben und bitten, in der neuen Vorlage respektive dem
neuen Etat den Provinzialausschuß zu ersucheu, uns eine Vorlage zu machen, inwieweit sobald wie
möglich „Armenheime" eingerichtet weiden. Ich möchte nicht den Ausdruck „Laudarmenhaus"
gebrauchen. Es ist schon etwas, was besonders abstoßend wirkt gegenüber den bedauernswerten
Geschöpfen, die ans Grund der heutigen Verhältnisse nun einmal aus dem Geleise ausgeschifft
wurden sind, daß diesen ohne weiteres das Stigma aufgeprägt wird, in ein derartiges Landarmen¬
haus zu kommen, das sich im übrigen meines Wissens auch bisher nicht eines allzu guten Rnfes
wegen der Unterbringung erfreut hat. Ich bitte deshalb, Mittel bereitzustellen,um diese Anregung
hier dnrchzuführeu,daß wirkliche Altersheime errichtet werden, wo es ähnlich wie in mustergültigen
Erziehungsanstalten Einrichtungen gibt, daß die dort Untergebrachtenin der Lage sind, auf Grund
ihrer Veranlagung und ihrer ganzen Kenntnisse noch irgendwelche Unterhaltung haben können in
Arbeitsleistung, die gesellschaftlich nutzbringend ist. Selbstverständlichkann da kein Zwang aus¬
geübt werden, daß die Betreffenden, wenn sie alt uud gebrechlich sind, dort nun ein bestimmtes
Pensum zu erledigen haben, wie dies etwa in der Arbeitsanstalt Brauweiler der Fall ist, sondern
daß eben auf Gruud der ganzen Handhabung nud Durchführung der Behandlung diese Möglichkeit
besteht Wir wissen, daß Lente, die in der Arbeit alt geworden sind, sich schlecht daran gewöhnen
können, gänzlichmüßig zu gehen; das ist eine alte Erfahrung. Weil sie aber draußeu nicht in der
Lage sind, ihren Unterhalt zu finden, da sie keine Angehörigen haben, würde ihnen in angenehmen
Heimen, die von feiten der Provinz errichtet werden, die Möglichkeitgegebenwerde» können, ihre
schwachen Kräfte noch zu verwenden. Dann würde die Provinz einerseits nicht allzu sehr belastet,
und auf der anderen Seite würden wir tatsächlichMustergültiges auch für diese Acrmsten der
Armen schaffen können.

Ich weiß nun nicht — ich bin noch nicht genügenderfahren in der Ufcmce des Provinzial-
landtages —, ob bei diesem Titel auch die Pflegesätzeund ihre Eintreibung mit zur Debatte
stehen. Ich entnehme dies aber aus der Drucksache, weil ja da auch die Rede davon ist, inwie¬
weit die Einnahmen von den Kreisen und Gemeinden auf Grund des Reglements wieder herein-
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kommen. Hierbei möchte ich insbesonderebetonen, daß bezüglichder zum Unterhalt der in den
Anstalten untergebrachtenKranken verpflichtetenDritten eine eingehende Prüfung dahiu stattfinden
möge, ob nicht- ans Grund irgendwelcher anderen öffentlich-rechtlichenBestimmungentatsächlich Ver¬
pflichtete vorhanden sind. Man möge hier nicht in erster Linie auf die gewiß nicht mit Glücks-
gütern allzu sehr gesegnete« Angehörige«zurückgreifen.

Mir liegt eiu Fall vor von einein Armen, der an und für sich schon arm um deswillen
ist, weil er seine Arbeitskraft infolge eines Betriebsunfalls vollständig verloren hat; er ist auf
Grund dieses seines Betriebsunfalls vollständigarbeitsunfähig. Er mußte jahrelang um die Aner¬
kennung seiner Unfallreute kämpfen respektive durch seineu Vertreter kämpfenlassen, da er ja selbst
auf Grund seiner Geistesverfassungdazu nicht mehr in der Lage war. Er ist zweifellos geistes¬
krank gewordenauf Grund der Verletzung, die er erlitten hat. Infolge dieser Verletzungist er in
der Anstalt uutergebracht. Die Kosteu werden nun aber von selten der Landcsverwaltung von der
Gemeinde und vom Kreise wieder eingetrieben,und der Kreis respektive der Ortsarmeuverband ver¬
langt, daß nun die Angehörigen die vollen Sätze wieder zurückvergüten. Als wir in der letzten
Tagung bei der Krüppel- nnd Blindenfürsorge Anträge stellten, daß die Eintreibung in einem
geringeren Prozentsatze erfolgen soll, ist uns insbesondereerwidert worden, daß die Handhabung
der Eintreibung gar nicht auf die Unterhaltspflichtigenin der Form abgewälzt werden kann, sondern
daß dafür ganz bestimmteMaßregeln gegeben sind, daß insbesondere nur ein Teil der von den
Gemeinden zu erstattenden Beträge wiederum vou den Unterhaltspflichtigeneingetriebenwird. Im
vorliegendenFalle ist — das möchte ich besondersbetonen — voll und ganz schadensersatzpflichtig
zweifellos die betreffende Bernfsgenossenschaftgewesen. Das Ersuchen, das von feiten der beteiligten
Angehörigengestellt wurde, die Lcmdesverwaltungsowie der Ortsarmeuverband respektiveKreisarmen-
verband möge sich schadensersatzpflichtig an diefe Berufsgenossenschafthalten, schlug nicht durch.
Im Gegenteil, man drückt mit» aller Verve darauf, daß die Angehörige« diefe Beträge dem Orts¬
armeuverband usw. erstatten. Die Betreffendenhaben ein kleines Häuschen auf dem Lande, und
man halt sie deshalb für zahlungsfähig. Das kann aber meiner Auffassung nach im vorliegenden
Falle keine Rolle spielen, denn auf Gruud der Z§ 1506/7 der Reichsverfafsuughaben Landarmen¬
verband und Ortsarmcnverbände das Recht, die Kosten, die sie durch die Unterbringung der Kranken
in der Anstalt haben, in vollem Umfange von der Berufsgenofsenschaftzurückzuverlangen.Das ist
in diesem Falle nicht geschehen;ich kann nicht verstehen, ans welchen Gründen nicht. Jedenfalls
würden hierbei Ortsarmeuverband und Landnrmenverbandzweifellos besser fahren, denn sie erhalten
ja dann ihre vollen Leistungeuvergütet, die Provinz würde gar nicht belastet werden können,
sundern die Bernfsgenossenschaftmüßte alles tragen. Das hat für die Angehörigen den weiteren
Vorteil, daß sie von der Bernfsgenossenschaftbei der Heilanstaltspflegenoch die Angchörigenreute
dazu bekommen, während jetzt nur den Betreffenden die volle Rente gezahlt und diese im vollen
Umfang von Orts- nnd Landarmenverbandbeanspruchtwird, und die Angehörigensollen noch ein
gut Teil draufzahlen. Ich glaube nicht, daß es der Wille des Gesetzgebersoder auch der Volks¬
vertreter seiu kann, daß die Angehörigenso benachteiligtwerden. Die Provinz mag sich vielmehr
dort die Kosten ersetzen lassen, wo dazu auf Grund der Gesetze die Möglichkeitbesteht.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Landesrat Dr. Horion.
Landesrat I)r. Horion: Meine Damen und Herren! Der Herr AbgeordneteHanck hat

zunächst die Anregung gegeben,der Provinzialverband möge eine neue Aufgabeübernehmen,nämlich
die Gründuug von Armenheimenund die Unterbringung von Armen, sei es von Landarmen oder
!n es von Ortsnrmen, in Armeuheimen, Die gesetzliche Verpflichtung des Landarmcnverbandes
geht bekanntlichnur dahin, die im Gesetz von 1891 genannten Kategorien von Kranken: Geistes-
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kraule, Idioteu, Epileptiker,Taubstumme, Blinde in Anstalten unterzubringen. Er kann aber auch
darüber hinausgehen und besondere Landarmenhäuser, wie sie früher hießen — die ja heute wohl
„Armeuheime" genannt werden könnten —, einrichtenund kann dort auch geistig gesunde Arme,
Sieche und Kranke aufnehmen und verpflegen. Ich glaube aber, daß Herr Abgeordneter Hauck
den Armen, um die es sich hier handelt, durch diese Anregung keinen guten Dienst erweist. Denn
alle Erfahrungen gehen dahin, daß der Arme möglichst bei seiner Familie und seinen Angehörigen
bleiben und nicht in eine Anstalt eingesperrt sein will. Die heutige Armenpflegesteht daher auch
auf dem Standpunkt, wenn irgend möglich, keine geschlossene, sondern offene Armenpflege. Die
geschlossene Armenpflege ist ungeheuerteuer durch die großen Verwaltungskosten,die dadurchentstehen,
und die Arbeitserträge, die eventuell durch eine Beschäftigung der Armen erzielt würden, stehen
dazu in gar keinem Vergleich. Wenn man die Beträge, die pro Tag in einem Armeuhaus für
den Armen aufzuwendensind, dem Betreffenden ausbezahlt und es ihm gelingt, bei Angehörigen
oder Dritten sich einzumietenund dort unterzukommen,so ist er viel glücklicher und viel besser im
allgemeinenuntergebracht, als in einer noch so hygienisch und schön eingerichtetenAnstalt.

Die Provinz hat auch schon Erfahrungen auf dem Gebiete. Aus den Erwägungen heraus,
die Herr Abgeordneter Hauck vorgebracht hat, ist lauge vor meiner Zeit, vor etwa 30 Jahren,
ein solches Armenheim gegründet worden, der sogen. LangenfelderHof oben in der Eifel, weil man
auch annahm, daß sich die Arbeitskräfte der Armen noch etwas verwerten ließen und daß sie dort
in der frischen Luft auf dem Lande besser untergebracht wären als in den Städten. Der Erfolg
war aber, daß es ganz unmöglich war, Arme dort hineinzubringen. Selbstverständlichkann von
der Anwendung eines Zwanges nicht die Rede sein, sondern nur von einer freundlichenEinladung,
dahin zu gehen. Selbstverständlichfolgte dieser Einladung niemand, und schon nach kurzer Zeit
war die Provinz genötigt, tu'c Anstalt wieder mit einem großen Verlust abzustoßen.

Ich werde dem Proviuzialausschuß die Anregung, die Herr Hauck hier vorgebracht hat,
zum Vortrag bringen. Ich glaube aber kaum, daß der Provinzialausschuß sich dazu verstehen
wird, eine entsprechende Vorlage auf Neuherstelluug solcher Austalteu dem Provinziallandtage zu
machen; er wird aber prüfen, was aus der Sache zu machen ist.

Dann hat der Herr Abgeordnete Hauck eiuen Einzelfall ausdrücklichvorgebracht, wo es
sich darum handelt, die Kosten, die durch die Austaltsunterbringung eines Kranken entstehen,ans
anderen Quellen einzuziehen. Es ist klar, wir suchen zunächst die Kosten von öffentlich-rechtlich
Verpflichteten — Krankenkasse,Unfallversicherung,Invalidenversicherung — zu bekommen,und,
wenn das möglich ist, kommt eine Zahlung durch die Angehörigen nicht in Frage. Ueber den
vorliegenden Fall wird mir eben mitgeteilt, daß die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind,
und daß es durchaus noch nicht feststeht, ob die Geisteskrankheitans einen Unfall zurückzuführen ist,
daß vielmehr die Uufallversicherungdas bestreitet und darüber noch ein Streit schwebt. Sobald
die Unfallversicherungverurteilt ist. anzuerkennen, daß hier ein Betriebsunfall vorliegt, werden
selbstverständlich die Kosten aus deu Mitteln der Unfallversicherungeingezogen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Thcißen.
Abgeordneter Theißen: Meine Damen und Herren! Ich kann mich zu den Einzelheiten

sehr kurz fassen. Nachdem festgestellt ist, trotz Ihres gegenteiligenBeschlusses,daß die Iahlen-
angnben des Etats — ich will mich einmal sehr vorsichtig ausdrücken— „irreführend" sind, köunen
wir natürlich nicht mehr in eine sachliche DiskussionÜber das Einzelne eintreten, da wir ja nicht
wissen, ob das. was in dem einen Falle vorgekommen ist, nicht auch auf die übrigen Fälle zutrifft.
(AbgeordneterKnab: Sehr richtig!) Das Vertrauen in den Hanshaltsplan, der uns hier vorliegt,
ist bei uns zerstört — ich will offen sein: wir haben es aber anch von vornherein nicht gehabt.
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(Heiterkeit.) Sie lachen, meine Herren. (Zuruf Knab: Da» ist ja bezeichnend!) Wenn die Pro¬
vinzialverwaltung etwa glaubt, sie tonne den preußischen Staat dadurch bemogeln, daß sie eine
kleinere Zumme da einsetzt, so will ich der Provinzialverwaltung verraten, daß sie ganz genau so
wieder bemogelt wird von deu Gemeiudeu. (AbgeordneterKnab: Sehr gnt!) Es ist nämlich ein
System. Es entsprichtganz der individualistischen Auffassungder Männer, die jetzt die Verwaltung
in Händen haben, daß sie, wenn sie ihrer Gemeinde irgend etwas zuschustern können, gar keinen
Anstandnehmen, einmal eine falsche Zahl einzusetzen, eine Zahl, die der Wirklichkeit nicht entspricht.
So macht es wieder der Nächsthöhere,die Provinz, und so macht es schließlich auch der Staat.
Es liegt eben im System. Es ist uns selbstverständlich nicht eingefallen, zu unterstellen,daß diese
Irreführung zur persönlichenBereicherung erfolgt ist. Dieser Gedanke ist uns nicht gekommen.
Aber eine sachliche Diskussion über die Einzelheiten des Etats ist danach nicht mehr möglich. Wir
lehnen ja aus Grundsatz es ab. Mittel zu bewilligen, die dem Fortbestand des kapitalistische»
Systems dienen können. Aus diesen Erwägungen heraus lehnen wir auch deu Gcsamthaushaltsplan
ab. Aber wir siud trotz alledem im Einzelfalle bereit, wenn wir glauben, daß den Opfern der
kapitalistischen Gesellschaftgedient werden kann, auch ausuahmsweise einmal zuzustimmen, und in
diesem Falle befinden wir uns hier. (Zuruf: Aus Agitation!) Ich möchte wiffen, wer es am
notigsten hat, aus agitatorischenGründen etwas zu tuu. (Sehr richtig! bei den Kummunisteu.)
Für uns sprechen die gesamtenVerhältnisse. Wir brauchen nicht zu lügeu, wir brauchen nicht zu
verdrehen,wir können die Tatsachen sprechen lassen; die TatsachenHetzen viel mehr und viel schlimmer,
als der schlimmste Hetzer und der geschickteste Agitator es jemals machen kann. (Zustimmung bei
den Kommunisten.)

Die Erweiterung der Fürsorge für die Landarmen ist selbstverständlich notwendig. Ob
das, was geschehen ist, ausreichendist, darüber will ich mich aus den angeführten Gründen nicht
nnterhalten. Ich sage aber: Es ist ziemlich gleichgültig,ob man die Häuser, iu denen die Arme»
untergebrachtsind, nun Armenhäuseroder Armenheimenennt (AbgeordneterOrlopp: Sehr richtig!);
darauf kommt es nicht au, sondern darauf, was in diesen Häusern für die dort untergebrachten
Leute geschieht. Also, mit diese» Kleinigkeiten»vollen wir uns nicht aufhalten.

Gerade bezüglich des Landarmenwesensmöchte ich der Provinzialverwaltung sagen, daß da
eine ganze Reihe Mißstände bestehen. Ich möchte z. B. anführen, daß um Kleinigkeiten, um
Lappalien — es ist vielleicht in den letzten Jahren nicht mehr so schlimm wie früher — Prozesse
geführt werden, die das Fünf- bis Zehnfachevon dem an Geld verschlingen, was das Objekt dar¬
stellt. Ich will ein Beispiel anführen: In einer Gemeinde wird für einen oder zwei Tage eine,«
Landarmen eine Unterstützunggewährt. Die Arbeitszeit, die auf diesen Fall schon in der Gemeinde
verwandt wird, beträgt das Fünf- bis Sechsfache von dem, was die Gemeinde nachher erstattetbekommt.

Eine derartige Wirtschaft irgendwienoch durch praktische Vorschlägezu unterstützen, lehnen
wir grundsätzlich ab. Wir lehnen es vor allen Dingen auch deshalb ab, weil wir nirgendwoei»
wirkliches Kontrollrechthaben. Die Sache ist so: Entweder Sie haben Vertrauen zur Verwaltuug,
zur Bürokratie; dann ist das ganze, was wir hier machen, mehr oder weniger äußere Dekoration,
Zeitvergeudungoder sonst was; oder Sie haben dieses Vertrauen nicht, wie wir es nicht haben, dann
MüssenSie aber auch dafür sorgen, daß eine wirkliche Kontrolle möglich ist, uud es nicht so machen,
wie Sie es eben bei unserem Antrage getan haben: sofort die Verwaltung gedeckt. Es ist von dem
Vertreter der Provinzialverwaltung selbst zugegeben wurden, daß die Summe, die eingesetzt worden
H, nicht stimmt und daß sie deshalb so eingesetzt worden ist, um dem preußischen Staat gegenüber
°ie Wirklichkeit zu verschleieru. Meine Damen und Herren! Wenn Sie das nicht eine Irreführung
nennen — wir haben ein schärferesWort dafür gebraucht, und mit Recht —, so weiß ich nicht
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inehr, was eigentlich eine Irreführung sein soll. Wenn Sie auf derartigen Grundlagen aufbauen
wollen, dann werden Sie sehen, wohin Sie kommen. Wir haben, wie gesagt, keine Veranlassung,
Sie auf diesem Wege aufzuhalten. (Bravo! bei den Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHauck.
AbgeordneterHauck: Werte Versammlung! Ich hätte nur noch einiges richtig zu stellen.
Der Vertreter der Verwaltung, Herr Horion, sprach davon, daß die Landarmen nicht in

solche Anstalten hinein wollen. Ich gebe ohne weiteres zu, daß, wie heute derartige Anstalten
gehandhabt werden, die betreffendenarmen Leute nicht in diese Anstalten hinein wollen. Aber mir
ist bekannt, daß in ähnlichem Verruf früher auch gewisse Privatanstalten gestanden haben. Ich
möchte nur das Altersheim der Firma Ferdinand Heye in Düsseldorf-Gerrcsheimanführen. Dort
wollte bis vor kurzer Zeit niemand von den alten Leuten hinein. Heute drängen sich die Leute
danach, daß sie auf ihre alten Tage ein Plätzchen in diesem Heim finden. Das liegt aber lediglich
daran, wie dieses Heim gehandhabt wird.

Insoweit stimme ich selbstverständlichmit dem Kollegen Theißen ttberein, daß es nicht
darauf ankommt, ob die Anstalt Armenhaus oder Armenheimheißt, sondernes muß auch der sachliche
Inhalt für ein wirkliches Heim da sein. Dann werden sich diese Leute sehr gern in derartigen
Anstalten aufhalten. Es kommt auf den Geist an, der da hinein gelegt wird.

Was den von mir angeführten Spezialfall angeht, so habe ich um deswillen von dem
Recht Gebrauch gemacht, ihn vorzutragen, weil mir seitens der Verwaltung ein Brief vorgelegen hat,
wunach sie nicht bereit war, den von mir vorgeschlagenen Weg zu betreten. Der Vertreter der
Landesverwaltung,Herr Horion, sagt heute allerdings, sie habe deshalb diese Stellung eingenommen,
weil die Verufsgeuossenschaftangeblichbehauptet haben soll, daß die Entschädigungspflichtgar nicht
feststehe. Ich habe, glaube ich, ausdrücklich ausgeführt, daß diese Feststellungtatsächlich erfolgt ist,
uud zwar durch die höchste Instanz, die es im Unfallstreitverfahren gibt, nämlich das Reichs¬
versicherungsamt. Dort ist endgültig festgestellt worden, daß die Bernfsgenofsenschaftfür diefe
Geisteskrankheiteutschädigungspflichtigist.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Landesrat Dr. Horion.
Landesrat Dr. Horion: Meine Damen und Herren! Ich möchte auf die Ausführungen

des Herrn AbgeordnetenTheißen noch etwas erwidern, und zwar vor allem deshalb, weil ich in
der glücklichenLage bin, einem wefentlichen Punkte feiner Ausführungen voll uud ganz zuzustimmen,
und gerne die Gelegenheit benutze, an dieser Stelle diese Ausführungen noch zu unterstreichen.
Er hat nämlich gesagt, es sei doch ein Mißstand, daß die Gemeinden für so kleine Beträge, die
sie für Landarme glauben beanspruchen zu müssen, Zeit uud Tinte und Geld und Porto vergeuden,um
diesen Anspruch beim Landarmenverband anzumelden und einzutreiben. Das kann ich nur voll
und ganz unterstützen. Allerdings richtete sich diese Mahnung nicht an den Landarmenverband,
sondern an die Gemeinden, und es würde uns außerordentlich freuen, wenn diefe Mahnung im
weitestenMaße befolgt würde. (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Die
Debatte ist gefchlossen. BesondereAnträge sind nicht gestellt. Ich lasse deshalb über den Antrag
der Ild Fachkommissionabstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich
danke Ihnen. Das ist die große Majorität. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommennunmehr zu Punkt 11:
Antrag der Ild Fachkommission zu dem Antrag der sozinldemokratischen
Fraktion auf Erweiterung der vom Provinzialausschuß zur Neuaufstellung
der Anstaltshllusurdnungen bestellten Kommission.
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Das Wort hat der Berichterstatter Herr AbgeordneterKandzia.
AbgeordneterKandzia: Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen jn die Drucksache

Nr. 31 bekannt, worin der Antrag der sozialdemokratischen Fraktion enthalten ist, dahingehend,daß
außer der am 9. Juli gewähltenKommissionfür die Heil- und Pflegeanstaltenund die Proviuzial-
arbeitsanstalt Brauweiler — die ja aus 8 Mitgliedern besteht — zur Revidierungder Hausordnung
von jeder Fraktion noch ein Mitglied hinzugewiihlt werden soll. Dieses Mitglied soll unter dem
Gesichtspunktehinzugewählt werden, daß es für die Fragen, die bei der Zusammenstellungder
neuen Hausordnung in Betracht kommen, sachverständig ist. Die Ilb Fachkommission hat sich mit
diesem Antrage beschäftigt und fchlägt dem Provinziallandtag vor, den Antrag dem Provinzial-
ausschußzu überweisen mit der Empfehlung, zu der vom Provinzialausschußbestellten Kommission
die beantragten Mitglieder hinzuzuziehen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungenliegen nicht vor. Widerspruch
ist nicht erfolgt. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.

Es ist von einigen Abgeordnetengebeten worden, die Punkte 12, 14 und 15, die sich mit
der Fürsorgeerziehungbefafsen,noch einmal zurückzustellen, weil eine Anzahl Herren des Kollegiums
durch eine wichtigeKommissionssitzungabgehalten sind, hier zu erscheinen. Ich denke, daß wir
diesem WunscheFolge leisten müssen. (AbgeordneterReese: Ich bitte, den Punkt 45 noch dazu
zu nehmen.) Schön, er wird mit diesen Anträgen zusammenbehandelt.

Abgeordneter Dr. Zaires (zur Geschäftsordnung): Meiue Damen uud Herren! Ich
glaube, wir müssen uns doch jetzt darüber klar werden, wie wir weiter unsere Geschäfteeinteilen
wollen. Mir scheint es nach dem bisherigen Gange der Verhandlungen unmöglich zu sein, heute
mit unserer Tagesordnung fertig zu werden. Es erscheint mir auch zweifelhaft, ob wir das große
Peusum, das für morgen vorgesehen ist, morgen erledigenkönnen. Deshalb möchte ich vorfchlagen,
daß der Aeltestenrat gleich zusammentritt, um die Dispositionen für die folgendenTage zu treffen.
Wenn das Tempo der Verhandlungen fo weiter geht wie bisher, fürchte ich, werden wir an einer
Weitertagung in der nächsten Woche nicht vorbeikommen können. Es liegt, glaube ich im Interesse
aller Beteiligten, daß wir darüber ins klare kommen. Wir haben alle unsere Vorkehrungenzu
treffen. Ich möchte deshalb bitten, daß vielleicht vor Zusammentritt der Kommissionfür die Wahl
des neuen Landeshauptmanns der Aeltestenrateben zusammentritt, um die erforderlichen Dispositionen
zu treffen.

AbgeordneterRing (zur Geschäftsordnung): Meine Damen und Herren! Ich pflichte
den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dr. Iarres vollständig bei. Ich möchte auch sagen,
daß es wohl ratsam ist, wenn der Aeltestenausschußgleich zusammentritt, um über den Weitergang
der Geschäftezu verhandeln. Es ist dringend zu berücksichtigen, daß die einzelneu Fraktionen nnch
tagen können; ist es doch keine Art und Weise, daß man,,wenn man hierher kommt, des Morgens
auf dem Tifch des Hauses eine ganze Reihe von Antragen aus den einzelneu Fachkommissionen
findet, und man hat nicht einmal Gelegenheit nehmen können, sie in den einzelnen Fraktionen
gründlichzu besprechen. Diesem Uebelstandemuß abgeholfenwerden. Ich möchte dem Aeltestenrat
»nt auf den Weg geben, daß das etwas berücksichtigt werden muß.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Ich bin der Meinung, daß wir uns alle
mit dem Antrage Iarres einverstandenerklären können. Es ist unbedingt notwendig, daß sich der
Aeltestenausschuß mit dieser Frage befaßt. Denn es ist für uns alle klar, daß, weuu die Ver¬
handlungen in dem bisherigen Tempo weitergehen, wir dann bis morgen unmöglichfertig werden.
Ueber die Geschäftslage muß sich der Aeltestenrat schlüssigwerden. Die Abgeordneten müssen
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wissen, wie sie für die nächsten Tage zu disponieren haben. Gs wird kein Widerspruch erhoben.
Wir stimme» also dem Antrage des Herrn Dr. Iarres zu. Ich möchte also bitten, daß der
Aeltestenrat sofort zusammentritt.

Meine Herren Abgeordneten,sind Sie vielleicht der Meinung, daß wir, nachdem nun der
Aeltestenrat tagt und noch eine andere lögliedrige Kommissionuns auf einige Zeit verläßt, die
Sitzuug auf eine halbe Stunde vertagen, oder sollen wir weiter verhandeln?

Abgeordneter Dr. Iarres: Ich möchte doch vorschlagen, daß das Plenum weiter tagt.
Es wird nicht so schlimm sein, wenn 15 und 8 Mitglieder fehlen.

Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren! Ich möchte bitten, eine halbe Stnnde
auszusetzcu. Daran kranken ja gerade die ganzen Verhandlungen, daß jeweils 20 bis 30 Abge¬
ordnete nicht hier sind. Wir haben ja im Augenblick noch gesehen, daß vier Punkte zurückgestellt
werden mußten, weil einzelne Herren in der Kommissionsind. Es tagt jetzt der Aeltestenausschuß und
die andere Kommission. So entfernen sich weitere 30 Herren. Ich möchte, wie gesagt, bitten, die
Sitzung für eine halbe Stunde auszusetzen. Sonst haben wir wieder dasselbe Theater wie heute früh.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Meine Damen und Herren! Sie haben den
Geschäftsordnungsantrag des Herrn Abgeordneten Hoff gehört, der dahin geht, die Sitzung um
eine halbe Stunde zu vertagen. Ich lafse darüber abstimmen. Wer für den Vertagungsantrag
Hoff ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. Der Antrag ist
angenommen. (Lebhafter Widerspruch.) Ich lasse nochmals abstimmen. Wer für den Antrag
Huff auf Vertagung ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. Das
Letzte war die Majorität. Der Antrag ist abgelehnt. Wir fahren also in der Tagesordnung fort.
(Zuruf: Das Stimmeuverhältnis.) 40 gegen 50, ich habe es ausgezählt. (Heiterkeit.) Ich will
nicht annehmen, daß der Herr AbgeordneteKnab an meiner richtigen Zählung zweifelt.

Wir kommen zu Punkt 18:
Antrag der IV. Fachkommission, beteffend Entschädigung der an infektiöser
Pferdeanämie gefallenen und notgeschlachteten Tiere.

Das Wort hat der Berichterstatter Herr Abgeordneter Lensing.
Abgeordneter Lensing: Meine Damen und Herren! In verschiedenen Kreisen des

Südens der Provinz ist seit mehreren Jahren eine neue ansteckende Seuche unter den Pferden
beobachtet worden, die sog. ansteckende Vlutarmut oder infektiöseAnämie. Im Kreise Wittlich
sind in den Jahren 1906—1920 ca. 60 Pferde an dieser Seuche gefallen. Neuerdings sind drei
Bestände im Kreise Neueiburg verseucht. Meine Herren, die Landwirtschaft und die Volkswirtschaft
haben ein außerordentlichesInteresse daran, daß diese Seuche in ihrem Anfang gründlich bekämpft
wird. Die Voraussetzung der Bekämpfung ist die Erkennung und Feststellung der Seuche im
Einzelfalle und dann gegebenenfallsdie Entschädigung. Die Untersuchnngenüber den Charakter
der Seuche sind noch nicht vollständig abgeschlossen, so daß es nicht möglich war, einen ganz konkreten
Antrag an die Prouinzialverwaltung zu stellen, endgültig die Versicherungder Pferde, welche an
dieser Seuche erkranken, in die Entschädigung für notgeschlachtete Tiere aufzunehmen. Meine
Herren, auf der anderen Seite ist aber doch die Tierheilkunde foweit gekommen, daß sie glaubt,
im Eiuzelfalle in der Lage zu sein, den Charakter der Seuche festzustellen. Die Vertreter der
Landwirtschaft in der Landwirtschnftskammersind an der Arbeit, um die nötigen Vorbereitungen
für die Aufuahme der Seuche unter die entschädigungspflichtigcnSeuchen zu treffen.

Aus diesen Gründen heraus beantragt die IV. Fachkommission,wie Sie es in der
Drucksachc-Nr. 43 finden:
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„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Der Provinzialausschuß wird beauftragt, zu prüfen, ob und inwieweit bei dem

derzeitigen Stande der infektiösenPferde-Anämie eine Entschädigung der gefallenen
und notgeschlachteten Tiere zur Bekämpfung der Seuche Erfolg verspricht.

Der Provinzialausschuß wird gleichzeitigermächtigt, gegebenenfalls eine ent¬
sprechende Bestimmung in die Viehseuchenentschädigungssatzung für die Rheinprovinz
aufzunehmenund die ministerielleGenehmigungzu erwirken".

Meine Herren, irgendwelcheBelastung für die Provinzialverwaltung entsteht ans diesem
Antrage, wenn der Provinzialausschuß dieser Anregung Folge gibt, auch nicht. Sämtliche Kosten,
welche dnrch die Versicherungentstehen, sind von den Viehbesitzern zu tragen.

Namens der IV. Fachkommission empfehleich Annahme dieses Antrages.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬

spruch ist nicht erhoben worden. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.
Wir kommen zu Punkt 19:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung der Viehseuchenentschädigungssatzung
für die Rheinprovinz.

Auch hier ist BerichterstatterHerr AbgeordneterLensing. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Lensing: Meine Herren, ich nehme Bezug auf Nummer 13 der Druck¬

sachen, in welcher ausführlich die Sachlage in bezug auf die Aenderung der Viehseuchenentschädigung,
wie sie Ihnen jetzt vorgeschlagen ist, dargestellt ist.

Der Vorschlag,welchen der Provinzialausschußdem Provinziallandtage unterbreitet, beruht
im wesentlichenauf Beschlüssendes vorigen Provinziallandtages. Der Provinzialausschuß hat in
allen Punkten den Anregungenund Beschlüssen des Provinziallandtages Folge gegeben, mit Ausnahme
der unter III hier aufgeführten Sachen. Es heißt unter III: Von der Aufnahme der Ziegen-
Versicherung bei Maul- und Klauenseuchein die Viehseuchenentschädigungssatzungwird Abstand genommen.

Meine Damen und Herren! Auch hierfür finden Sie die entsprechende Begründung in
dem Bericht des Provinzialausschusses. Ergänzend darf ich aber noch hinzufügen, daß unter den
Ziegen- und Kleinviehbesitzern der Provinz eine gewisse Erregung darüber besteht, daß der Provinzial¬
ausschuß dem Antrage gewisser Verbände, auch die Ziegen versicherungspflichtigzu machen, nicht
stattgegebenhat. Das gibt mir Veranlassung, noch ein paar Worte hinzuzufügen.

Meine Damen und Herren! Wir haben in der Rheinprovinz rund 300000 Ziegen.
Von diesen sind bei dem letzten Seuchengang rund 5"/« — 15 000 gefallen. Würden wir samt
liche Ziegen zwangsversicherungspflichtigmachen, so würden wir den gesamten Ziegcnbestanderstens
einmal mit diesen 5°/° des Wertes jeder einzelnen Ziege oder des Iiegenbestandes in der Gesamtheit
belasten, und außerdem würden die Ziegenbesitzer die außerordentlich hohen Feststellungskostenin
jedem Einzelfalle zu tragen haben. Der Provinzialausschuß sowohl wie auch die Vertreter der
Landwirtschllftskammer,welche sich eiugehendmit der Sache befaßt haben, sind zu dem Ergebnis
gekommen, daß es nicht angeht, die Iiegenbesitzerso außerordentlich stark zu belasten. Will man
°"e Versicherungder Ziegen, so muß man sie im engerenKreise, vielleicht für den Rahmen einzelner
Landkreise, machen. Dort werden die Verwaltungs- und Feststellungskostenimmerhin erheblich
billiger sein, als wenn wir sie in den großen Versichcrungsverbnndder Provinz hineinbringen.

Die IV. Fachkommission schlägt Ihnen vor, dem Antrage des Provinzialausschusses,wie
^e ihn in Drucksache 23 finden, zuzustimmen.
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Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬
spruch ist nicht erhoben worden. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich bezweifle die Beschlußfähigkeitdes Hauses. Es sind keine

80 Abgeordneteanwesend. Ich bitte, das festzustellen.
Stellvertretender Vorfitzender Ullenbaum: Das Bliro hat festgestellt, daß eben noch

90 Abgeordnetehier vertreten find.
^ AbgeordneterKnab (zur Geschäftsordnung): Ich stelle fest, daß ich mich fchon zur Geschäfts-

ordnung gemeldethabe, als der Vorsitzendesagte: „Widerspruch ist nicht erhoben worden". In
dem Moment waren nur 70 Abgeordnete hier im Saale. Danach sind die anderen Herren erst
hereingeholt worden. Jetzt wollen Sie nachträglich eine Beschlußfähigkeitherbeiführen, nachdem
Sie schon abgestimmt haben.

Abgeordneter Falk (zur Geschäftsordnung): Was der Herr Abgeordnete Knab hier vor¬
bringt, ist nicht beachtenswert. Es kommt nach parlamentarifchemBrauch nicht darauf an, ob in
dem Augenblick,in dem die Beschlußfähigkeitbezweifeltwird, die nötige Anzahl Abgeordnetevor¬
handen ist, fondern lediglich darauf, ob in dem Augenblick, in dem die Beschlußfähigkeitfestgestellt
werden soll, die Anzahl vorhanden ist, und die ist vorhanden. (Zuruf links: Nachdem man sie
aus dem Restaurant geholt hat!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Punkt 19 ist erledigt. Wir kommen zu
Punkt 20:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwal¬
tung der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter ist auch hier der Herr Abgeordnete Lensing. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Lensing: Meine Damen und Herren! Die Einnahmen und Ausgabe»

für das Rechnungsjahr 1921 sind für den Pferdeverficherungsfundsauf 270 234,48 Mark und für
den Rindviehversichernngsfondsauf 13101448,89 Mark vemufchlagt. Ich darf hinzufügen: für
Pferde mehr 220 000 Mark — Sie ersparen mir die Hunderte — und für Rindvieh mehr
12 600 000 Mark gegenüber dem Vorjahre.

Die IV. Fachkommission beantragt unveränderte Annahme dieses Etats.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch

ist nicht erhoben. Ich stelle die Annahme des Etats fest.
Wir kommenzu Punkt 21: >na6

Autrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Verlängerung des zwischeu dem Provinzial-
vcrbande der Rheinprovinz und der Landwirtschaftskammer der Rhein-
prouinz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaftlichen
Winterschulen abgeschlossenen Vertrages.

Das Wort hat der Berichterstatter Herr Abgeordneter Lensiug.
Abgeordneter Lensing: Meine Damen und Herren! Ich beziehe mich auf die Ihnen

vorliegendeDrucksache 21.
Der bisher zwischender Provinzialverwaltnng und der Landwirtschaftskammerbestehende

Vertrag, betreffend Unterhaltung der landwirtschaftlichenWinterschulen, ist mit den, 1. April 1921
abgelaufen. Der Provinzialausschnß hat mit der Landwirtschaftskammereinen neuen Vertrags¬
entwurf vereinbart, welcher Ihnen hier vorliegt und welcher im wesentlichenauf der nämliche"
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Grundlage aufgebaut ist wie der alte Vertrag, nur mit einigen Aenderungennach der finanziellen
Seite hin, welche sich aus der Entwertung des Geldes ergeben.

Der Zuschußder Provinz für jede Schule soll von 2500 Mark auf 5000 Mark erhöht
weiden. Das entsprichtauch einem schon in der vorigen Sitzung des Provinziallandtags gefaßten
Beschlusse.Dann erhöhen sich ganz selbsttätigdie Beiträge der Provinz an den Pensionshaushalts-
fonds von 20800 auf 110000 Mark. Dahingegen soll das Schulgeld von 20 auf mindestens
300 Mark erhöht werden.

Meine Damen und Herren! In der IV. Fachkommissionwurden Bedenken gegen den
neuen Vertrag an sich nicht erhoben. Es wurden jedoch Anträge zu den diesem Vertrage bei¬
gegebenen Satzungen gestellt, die sich bezogeneinmal auf den Schluhfatz des § 1, in welchem es
heißt: „Die sittliche und religiöse Erziehung der Schüler soll zugleich Gegenstand der Fürsorge
sein", weiter auf den ganzen Absatz des § 14, nach welchem der einzurichtende Religionsunterricht
nach Beschluß des Kuratoriums obligatorischsein kann. Weiter wurde beantragt, im § 22 die
Nummer 4, welche von der Erteilung des Religionsunterrichts handelt, zu streichen. Zu § 5 der
Satzungen, wo es bezüglich der Zusammensetzungdes Zentralkuratoriums für die Winterschulen
heißt, daß die Provinzialverwaltung zwei Vertreter haben soll, wurde beantragt, statt zwei Ver¬
treter der Provinzialverwaltung vier Vertreter des Provinziallandtags zu sagen.

Die IV. Fachkommissionhat diese Anträge mit Mehrheit abgelehnt und beantragt, den
Vertrag entsprechend dem Ihnen vorliegendenBericht und Antrag zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePfaff.
Abgeordneter Pfaff: Meine Damen und Herren! Der Herr Berichterstatter hat Ihnen

erklärt, daß man Ihnen einen neuen Vertragsentwurf vorlege. Das ist nur sehr wenig richtig. Der
Vertrag, der bereits am 26. März 1902 geschlossen ist, ist an und für sich derselbe geblieben; lediglich
m seinem finanziellenBestandteilehat er, den neuen VerhältnissenRechnungtragend, eine Aenderung
erfahren. Diese Aenderung war unbedingt erforderlich. Wir hätten gewünscht, daß er auch in in
einigen anderen Bestandteilen den geänderten Zeitverhältnisseu ebenfalls Rechnung getragen hätte.

Es wurde schon von dem Herrn Berichterstatter auf die in der Kommissiongestellten
Anträge hingewiesen. Sie wurden dort abgelehnt. Wir haben aber die Hoffnung, daß man hier
im Plenum mehr Verständnis für die durchaus sachgemäße und zweckmäßige Art unserer Antrags-
stellung haben wird.

Wenn wir im § 1 eine Aenderung vornehmenwollen, dergestalt, daß wir sagen, es genügt
der Schlußsatz, wenn er heißt: „Die sittliche Erziehung der Schüler soll zugleichGegeustandder
Fllrsorge sein", dann, meine Damen und Herren, glauben wir, daß damit der sittlicheWert eiuer
Fachschule durchaus gewährleistet ist. Wir glauben die Auffassung vertreten zu können, daß in
einer Fachschuleder junge Manu zunächstund in erster Linie mit einer tüchtigen Fachausbildung
versehenwerden soll. Er soll erzogen werden, er soll ausgefüllt werden mit Wissen, Erkenntnis,
Tatsachen, Wirklichkeitssinnund ähnlichemmehr. Wir fordern natürlich auch, daß in jeder Schule
das Verantwortlichkeitsgefühldes einzelnen geweckt,gestärkt und gefördert wird bis zum größt¬
möglichen Ausmaße. Meine Damen und Herren, wenn das einer Schule gelingt, dann wird sie
°hne Zweifel den Menschenein gut Stück Religion mit auf den Weg geben.

Ich bitte Sie, vorwegnehmenzu wollen, daß es nicht uusere Absicht ist, religiöse Gefiihlc
'n irgendeiner Form beeinträchtigenoder verletzen zu wollen. Wir lassen es vielmehrunbenommen,
"uch den Fachschulzöglingenan geeigneter Stelle, zu geeigneter Zeit und durch geeigneteLeute
Religionsunterricht nach ihrem Willen oder nach dem Willen der Erziehungsberechtigtenin vollem
Ausmaße zuteil werden zu lassen. Aber wir glauben, daß Sie nicht ohne weiteresdie Andersdenkenden
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durch die Einfügung verschiedener ganz konkreter Feststellungenin den Vertrag zurückstoßen dürfen.
Wenn Sie unserem Antrage stattgeben, den religiösenPassus im § 1 zu streichen, so sind wir der
Auffassung, daß in den nachstehenden Paragraphen alle Kautelcn, die sich darauf beziehen,eben¬
falls eine maßgebendeVeränderung erfahren müssen.

Meine Damen uud Herren! Da es nicht sicher feststeht, daß Sie den ersten Antrag
annehmen, werden wir einen Eventualantrag stellen, der sich hauptsächlichauf den § 14 bezieht.
Wenn Sie die Mustersatzungzur Hand nehmen »vollen, da heißt der zweite Satz des Absatzes2:
„Das Ortskuratorium kann nach Bedürfnis bestimmen, ob Religionsunterricht mit 1 bis 2 Stunden
wöchentlichhinzutreten soll; in diesem Falle ist der nach Maßgabe der kirchlichen Bestimmungen
einzurichteudeUnterricht für die Schüler der betreffendenKonfessionobligatorisch."

Meine Damen und Herreu! Man überlege sich doch einmal die Auswirkungeiner solchen
Bestimmung. Sie werden mir nachherentgegenhalten: Man kann die gesetzlichen Schulbestimmungen
hier nicht in Anwendung bringen, weil es sich nicht um eine Schule überhaupt obligatorischen
Charakters handelt, sondern weil es eine Schule ist, zu deren Besuch nur Freiwillige in Frage
kommen. Das ist richtig, meine Damen und Herren. Aber gerade, weil das richtig ist, liegt eine
außerordentlicheHärte in diesem Passus denjenigengegenüber, die nun eine andere Weltanschauung
vertreten. Man stelle sich vor, daß an einer Schule eiu Ortskuratorium diese Bestimmung sich
zunutzemacht uud deu Religionsunterricht obligatorischwerden läßt. Danach müßte also derjenige,
der dem Religionsunterricht nun nicht das Interesse entgegenzubringenvermag, das Sie wünschen,
überhaupt die Fachschule meiden. Dadurch gehen ihm also die Segnungen und die wohltätigen
Wirkungen der Fachschule verloren. Was würde werden, wenn mau beispielsweiseeinmal das
umgekehrte Verhältnis heranziehen uud die Einrichtung schaffen wollte, daß nur derjenige der
Neligionsübuug teilhaftig werden kann, der irgendein anderes Institut aufsucht. Das wäre genau
dieselbe Härte im umgekehrtenVerhältnis. Wir erwarten bestimmt, daß Sie sich diesem unserem
Antrage nicht verschließe» werden. Wir haben diesen Eventualantrag in folgendeFaffung gebracht:

Der letzte Satz im letzten Absatz des § 14 erhalt folgende Fassung: „Das Ortskuratorium
kanu uach Bedürfnis bestimmen, ob Religionsunterricht mit 1 bis 2 Stunden wöchentlichhinzu¬
treten soll; in diesem Falle können die Schüler nicht gezwungenwerden, an dem nach Maßgabe
der kirchlichen Bestimmungen einzurichtendenUnterricht teilzunehmen, Der Religionsunterricht ist
entweder zu Anfang oder nach Schluß des Fachunterrichts zu erteilen."

Den letzten Satz haben wir aus rein sachlichen oder schnltechnischenGründen hinzugefügt,
weil es uach unserem Dafürhalten ein Mißstand wäre, wenn der Religionsunterricht mitten in das
Fllchunterrichtspensumgelegt würde; er könnte dort uucmgeuehmstörend wirken.

Wir vertrauen Ihrer Toleranz bezw. Ihrem Liberalismus, daß, wenn Sie den ersten
Antrag ablehnen, Sie doch unter alleu Umständen zur Genehmigung des zweiten Antrages kommen
werden. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterVamberger.
Abgeordneter Vamberger: Meine Damen und Herren! Ich habe den Eindruck, als ob

mein Herr Vorredner dem Liberalismus dieser Versammlung etwas zuviel zutraut. (Sehr gut!
Unts.) Ich glaube, wir hätten diese Versammlung in die grüßte Ungelegenheilgebracht, wenn der
IV. Fachausschußin Wirklichkeitdiesen Antrag abgelehnt hätte. Denn wir wurden von vornherein
in dem Ausschußgebeten, uns doch nur ja zustimmendzu dem Autrage zu äußern, weil alles schon
vorbereitetwäre, weil der Provinzialausschuß schon alles gemachthätte. Mit anderen Worten, wir
sollten im IV. Fachausschußnur eiue Komödie aufführe» und sie hier weiter fortsetzen. Wir haben
dem von vornherein den schärfsten Widerstand entgegengesetzt.
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Mein Herr Vorredner hat sich ausdrücklichmit dem Religionsunterricht an Fachschulen
befaßt. Ich kenne auch mancherlei Fachschulen, Allerdings sind es in der größerenZahl industrielle
Fachschulen,Maschinenbauschulen,Tertilschulenusw. Aber soviel ich erfahren habe, ist an diesen
Fachschulen kein Religionsunterricht eingefühlt. Ich weiß nicht, ob die Landwirte den Religions¬
unterricht so überaus nötig haben; sie müssen ja selbst am besten einzuschätzenwissen. Außerdem
habeu nicht alle landwirtschaftlichen Fachschulen in Wirklichkeit das Bedürfnis nach Religionsunterricht,
denn, wie mir der Vertreter der Prooinzialverwaltung die Auskunft gab, sind es nur 29 Anstalten,
in denen der Religionsunterricht verlangt wurde, und 18, in denen ein Bedürfnis nach Religions¬
unterricht nicht vorhanden war. Es ist also noch nicht einmal erwiesen, daß das Bedürfnis nach
Religionsunterricht so unendlichgroß ist.

Des weiteren müssen Sie doch bedenken,daß es sich hier um einklassige Schulen handelt.
Wer als Lehrer von dem Betriebe der eintlassigenSchulen eine Ahnung hat — und es ist doch
auch nur eiu Winterbetrieb —, weiß, in welcher Weise sich da der Stoff zusammendrängtund wie
da gearbeitet werden muß. Es ist geradezu Luxus, da noch Religionsunterricht einzufügen. Es
handelt sich schließlichnur um ein bis zwei Stunden. Aber dem Liberalismus der Versammlungdas
Zuzutrauen, daß er den Religionsunterricht aus dem Plane entfernt, das hoffe und erwarte ich nicht.

Wir hatten in der betreffendenKommissionauch die Anregung gegeben, das Ientral-
kuratorium zu ändern. Das Zentralkuratorium besteht augenblicklich aus 7 Mitgliedern, Es ist
sehr »»glücklich zusammengesetzt, denn ich finde, daß drei Vertreter' der Provinzialverwaltung —
nämlich der Landeshauptmann und zwei Vertreter der Provinzialverwaltung — etwas reichlich viel
sind. Wir hatten daher vorgeschlagen,, man möge die beiden Vertreter der Provinzialverwaltung
ausscheiden und dnfilr vier Abgeordneteeinschalten. Außerdem wäre es sehr gut — die Mitglieder
des Provinzilllausschussesklagen ja im allgemeinen sehr über Überlastung —, wenn man den
Vorsitzendenetwas entlastete und ihn aus dem Kuratorium eutfernte. Sicherlich täte man ihm
damit in jeder Weise einen Gefallen. Aber mit unserem Antrage sind wir in der Kommission
nicht durchgekommen. Ihn hier noch einmal vorzuführen und dann die große Erwartung an den
Liberalismus zu knüpfen, dazu haben wir die Hoffnung nicht.

Nun etwas anderes. Das Ortskuratorium ist auch von einer wunderbaren Insammen-
setzung. Der Landrat des Kreises ist im Ortskuratorium, ferner ein Vertreter derjenigen Kor¬
poration, welche die Schulräume stellt usw. Aber wo ist denn Ihr so oft gerühmtes demokratisches
Prinzip irgendwiegewahrt? Wäre es nicht viel besser, wenn man statt des Landrats des Kreisesdrei
oder vier gewählte Vertreter des Kreistages hier einsetzen würde? Dann wären doch Anregungen
nuch ans anderen Kreisen als bloß beamtetenund landwirtschaftlichen Kreisenmöglich. Man versucht
hur, die Kuratorien möglichst rasserein zusammenzustellen. Das ist die Absicht gewesen,und diese
Absicht wird bei der ganzen Zusammensetzungunserer Versammlung sicherlich auch erreichtwerden.

Um zu dem § 14 zurückzukehren, wo es heißt: „Das Ortskuratorium kann nach Bedürfnis
bestimmen,ob Religionsunterricht mit ein bis zwei Stunden wöchentlich hinzutreten soll; in diesem
Falle ist der nach Maßgabe der tuchlichenBestimmungeneinzurichtende Unterricht für die Schiller
bei betreffendenKonfession obligatorisch". Meine Damen und Herren, ich glanbe nicht, daß Sie
irgendwie in der Lage sind, auch nach Ihren Bestimmungen, einen Schüler zu zwingen. Denn,
Nachdemdie Verfassung ausdrücklichdas Selbstbestimmungsrechtder Schüler über 14 Jahre
garantiert, glaube ich, daß die Satzung sogar den schon jetzt bestehenden Rechtsbestimmungenin
i°°er Weise widerspricht.

Inm Schlüsse wäre noch zu erwähnen, daß der Zuschuß zu jeder landwirtschaftlichen
Schule doch recht bedeutend ist. Meine Damen nnd Herren, ich möchte noch einmal ans den Gedanken
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zurückkommen, den ich heute morgen schon in die Debatte geworfen habe. Es bestehen in der
Provinz nur Zuschüsse für landwirtschaftlicheSchulen. Meine Damen und Herren, das mag vor
hundert Jahren berechtigt gewesen sein. Aber es ist doch ein Rudiment aus alter Zeit; es muß
damit endgültig einmal gebrochenwerden. Sorgen Sie dafür, daß landwirtschaftlicheFachschulen
ausgestattet werden, so müssen Sie auch dafür sorgen, daß industrielleSchulen mit solchen Zuschüssen
ausgestattet werden. Ich staune darüber, daß die Oberbürgermeister und Vertreter der großen
Städte, die wir doch hier jetzt in größerer Zahl finden als früher, zu solchen Anregungen nicht
einmal das Wort ergreifen; sie haben offenbar keine Lust, sich irgendwie damit zu befassen.

Weil der Vertrag in keiner Weise unseren Anregungen entsprochenhat, müssen wir ihn
rundweg ablehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gessinger.
Abgeordneter Gessinger: Meine Damen und Herren! Wenn ich in meinen jungen

Jahren, als ich mit ungefähr 18 Jahren Schüler einer landwirtfchaftlichenWinterschule war,
gefragt worden wäre, ob uns auch Religionsunterricht erteilt werden sollte, dann hätte ich vielleicht
auch auf dem Standpunkt gestanden,wir brauchten ihn nicht. , Ich halte es für eine große Gefahr,
wenn junge Leute darüber zu bestimmenhaben, ob ihnen an diesen Schulen Religionsunterricht
erteilt werden soll oder nicht. In meinein späteren Leben habe ich gefunden, daß sich das, was ich
damals gehört habe, sich in der Praxis bewährt hat. Die Ansichten, die man als junger Mann
hat, harmonieren nicht mit dem späteren Leben. Wenn man später eine Familie hat, merkt man,
daß man als Familienvater doch die Familie auf christlichen Grundsätzen aufbauen muß. (Bravo!
im Zentrum.) Gerade diese christlichen Grundsätze sind das, was wir in der Winterschulegelernt
haben. Unser Religionsunterricht war nicht katechismusmäßig. sondern es war ein christlicher
Anschauungsunterricht. Er war so gehalten, daß wir später daraus sehen konnten, daß unser
Religionslehrer recht hatte, wenn er uns lehrte: Du sollst Vater und Mutter ehren, du sollst auf
deinen Vater und deine Mutter hören. Die Familie ist auf dem christlichen Standpunkte aufgebaut,
da müssen die Kinder den Eltern folgen. So ist es in einer christlichen Bauernfamilie. Wenn
unsere Iuugen mit 14 Jahren über den Religionsunterricht zu bestimmenhätten, wäre die christ¬
liche Bauernfamilie verloren. Die Gemeinde wäre verloren, und der christliche Staat wäre verloren.
(Bravo!) Darum stehe ich auf dem Standpunkte: Das, was wir früher in der Winterschule
gelernt haben, hat unsere deutsche Bauernschaft so hochgebracht, daß sie das leisten konnte, was sie
in den Kriegsjahren geleistet hat. (Abgeordneter Vamberger: Jawohl!) Darum stehen wir ans
dem Standpunkt: Was sich bewährt hat, soll man bestehen lassen. (Abgeordneter Ring: „Du
sollst Vater und Mutter totschießen!"hat man uns gelehrt!)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Theißen.
Abgeordneter Theißen: Meine Damen und Herren! Ich würde das Wort zu dem

Punkte nicht genommen haben, wenn der Herr Vorredner nicht das, was die Landwirtschaft im
Kriege geleistet hat, so hervorgehobenhätte. Meine Damen und Herreu, wir sind uns alle darüber
einig, daß der Weltkrieg an und für sich ein riesiges Verbrechen an der Menschheit war. Die
Schuldfrage ist für uns Kommunisten gelöst: Die kapitalistischeEntwickelung führte zu dieser
Katastrophe. (Zuruf aus der Mitte: Zur Sache!) Ich spreche zu dem, was der Herr Vorredner
gesagt hat, der ist auch nicht zur Sache gerufen worden. (Abgeordneter Vamberger: So ist's
recht!) Aber wenn ich aus den einzelnen Verbrecheneine Auswahl treffen soll, dann muß ich schon
sagen: Nach meinem Empfinden war das größte und verabschmungswürdigsteVerbrechendas, daß
die Landwirtschaftmit ganz wenigenAusnahmen, die die Regel bestätigen, einen Hungerkrieggegen
'hre ebenen Volksgenossen während des Krieges gcfllhrt hat. (Pfui-Rnfe im Zentrum.) Es wird
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da „Pfni!" gerufen. Gehen Sie doch einmal in die Städte und fragen Sie einmal die Arbeiter¬
schaft; da wird man Ihnen die Antwort geben. Ich bin der Letzte, der eine Verhetzungzwischen
Stadt und Land herbeiführenwill. (Lachen im Zentrum.) Wir als Kommunistenhaben gar kein
Interesse daran, diese Verhetzungzu fördern.

Gestatten Sie mir einige Worte prinzipieller Art zu der Frage. — Es wird mir da
gerade eine Notiz vorgelegt; ich will später darauf eingehen. — Ich spreche auch hier wieder zur
Sache. Es handelt sich um die landwirtschaftlichenWinterschulen, die doch den Zweck haben, die
landwirtschaftlicheProduktion zu heben.

Wenn Sie es so darstellen wollen, als ob wir kein Interesse daran hätten, die landwirt¬
schaftliche Produktion zu steigern, so ist das eine Irreführung der breiten Massen. Wir haben
auch ein Interesse daran, daß möglichst viel produziert wird, auch in der Landwirtschaft, und wir
sehen es gerne, wenn jedes Mittel, das dazu dient, die Produktion in der Landwirtschaftzu fördern
— darunter ist eines der vornehmsten die fachliche Ausbildung des einzelnen Landwirts —, ergriffen
wird. Aber es ist doch eine große Frage, wie man das macht, wo man die Mittel hernimmt, die
diesem Zwecke dienen. Solange die Landwirtschaftanf privatwirtschaftlicherGrundlage steht, müssen
wir es grundsätzlich ablehnen, Mittel, die von der Allgemeinheit,also auch von den Arbeitern, auf¬
gebracht werden, zu bewilligen,die dazu dienen, die Taschen der Agrarier zu füllen. (Sehr gut! links.)

Die Landwirtschaft ist imstande, aus eigener Kraft eine Hebung der landwirtschaftlichen
Produktion herbeizuführen. Ich meine, das Wort von der notleidendenLandwirtschaft wird doch
auch in Ihrem Munde nur noch wie Ironie klingen; heute glaubt kein Mensch mehr daran.
(Sehr richtig! links.) Wenn Sie ein Interesse daran haben, daß die landwirtschaftliche Produktion
gefördert wird, daß die landwirtschaftlicheBildung bei Ihren Berufsgenofsen steigt, dann bringen
Sie auch bitte selbst die Mittel auf, die dazu notwendig find, denn das können Sie fehr gut.

Ich will nicht naher auf die Frage eingehen, ob es zweckmäßig ist, Religionsunterricht zu
erteilen. In der Frage der Religion trennt uns ja eine gewaltige Kluft. Die Herren Kollegen
Namberger und Pfaff haben schon das Nötige dazn gesagt. Wir müssen es aber auf das schärfste
zurückweise«,weuu sich hier etwa die Landwirtschaftals Retter des Vaterlandes während des Krieges
aufspielenwill. (Zuruf aus der Mitte: Jawohl!) Hätten die Landwirte ihre Pflicht getan gegen¬
über der Volksgemeinfchaft,dann stände heute vieles besser im deutscheu Volke. (Sehr richtig! links.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMilan.
AbgeordneterMilan: Meine Damen und Herren! Auch ich stehe auf dem Standpunkte,

daß ein Religionsunterricht in Fachschulen überflüssig ist. (Bravo! links.) Ich sehe nicht ein,
warum diese Leute, die doch schon älteren Lebensalters und Über sich selbst zu bestimmen in der
Lage sind, noch einen besonderen Religionsnnterricht bekommen sollen. Ich würde also dem ersten
Antrage beipflichtenund, wenn der abgelehnt werden sollte, dem zweiten, daß jedenfalls das Wort
«obligatorisch"gestrichen wird. Falls auch dieser Antrag fällt, möchte ich Ihnen vorschlagen, daß
statt des Wortes „obligatorisch" „fakultativ" gesetzt wird. Dann bestände noch ein gewisser Ausweg
aus der Sache.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Die Reduerlifte ist erschöpft. Wir kommen
zur Abstimmung über die Anträge.

Abgeordneter Knab (zur Geschäftsordnung): Ich möchte den Vorsitzendenersuchen,die
fragen wieder in bejahendemSinne zu stellen, wie es heute morgen anf meinen Antrag beschlossen
wurden ist, damit wir auch dagegeu stimmeu können.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Es sind zu dem Punkte 21 zwei Nbänderungs-
anträge gestellt worden. Der erste Abändeiungsantrng ist von Herrn Abgeordneten Pfaff und

28"



220 61. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 15. Juli 1921.

seinen Freunden. Er lautet dahin, daß der § 1 der Satzung für die Winterschulengeändert werden
soll. Ich will den Paragraphen noch einmal vorlesen, damit jeder darüber unterrichtet ist, worum
es sich handelt. Es heißt hier: „Die sittliche und religiöse Erziehung der Schüler soll zugleich
Gegenstand der Fürsorge sein." Herr AbgeordneterPfaff wünschtdafür folgende Fassung: „Die
sittliche Erziehung der Schüler soll zugleichGegenstand der Fürsorge sein." Er wünschtalso, daß
das Wort „religiöse" fortfällt.

Für den Fall, daß dieser Antrag abgelehnt weiden sollte, stellt Herr Abgeordneter Pfaff
folgenden Abänderungsantrag zum § 14: „Das Ortskuraturium kann nach Bedürfnis bestimmen,
ob Religionsunterricht mit 1—2 Stunden wöchentlich hinzutreten soll; in diesem Falle können die
Schüler nicht gezwungen werden, an dem nach Maßgabe der kirchlichenBestimmungeneinzurichtenden
Unterricht teilzunehmen. Der Religionsunterricht ist entweder zu Anfang oder nach Schluß des
Fachunterrichts zu erteilen."

Es läuft noch ein weiterer Antrag von Herrn AbgeordnetenMilau ein, welcherwünscht,
daß in dem Falle, daß auch der Eventualantrag des Herr» AbgeordnetenPfaff abgelehnt wird,
das Wort „obligatorisch" im § 14 in „fakultativ" abgeändert wird.

Ich lafse jetzt abstimmen. Wer für den Antrag 1 des Herrn AbgeordnetenPfaff ist, welcher
lautet: „Die sittliche Erziehung der Schüler soll zugleich Aufgabe der Fürsorge sein", den bitte ich,
eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Ich bitte um die Gegenprobe. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen nun zu dem Eventualantrag des Herrn AbgeordnetenPfaff. Ich brauche
ihn wohl nicht nochmals zu verlesen; Sie haben ihn ja alle verstanden. (Zuruf: Nochmals verlesen!)

Schriftführer Hauck: Der § 14 lautet: „Die Schüler haben sich der Schulordnung zu
fügen. Der zu erteilende Unterricht erstrecktsich auf die in dem Normallehrplan und Stoff¬
verteilungsplan für zwei Wintersemesterfestgesetzten Gegenständeund darf über diese Grenze nicht
hinausgehen. Das Ortskuratorium kann nach Bedürfnis bestimmen, ob Religionsunterricht mit ein
bis zwei Stunden wöchentlich hinzutreten soll; in diesem Falle ist der nach Maßgabe der kirchlichen
Bestimmungen einzurichtende Unterricht für die Schüler der betreffendenKonfessionen obligatorisch".

Hierzu ist der Eventualabänderungsantrag gestellt: „Das Ortskuratorium kaun nach
Bedürfnis bestimmen,ob Religionsunterricht mit ein bis zwei Stunden wöchentlich hinzutreten soll;
in diesem Falle können die Schüler nicht gezwungenwerden, an dem nach Maßgabe der kirchlichen
Bestimmungen einzurichtendenUnterricht teilzunehmen. Der Religionsunterricht ist entweder zu
Anfang oder nach Schluß des Fachunterrichts zu erteile»".

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wer für diesen Abänderungsantrag des Herrn
Abgeordneten Pfaff ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. (In-
rufe links: Das ist die christliche Toleranz! Schämen sollten Sie sich!) Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommenzu dem Antrag des Herrn AbgeordnetenMilan, welcher wünscht,das Wort
„obligatorisch" in „fakultativ" zu ändern. Wer für diesen Antrag des Herrn Abgeordnete«Milan
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe.

Abgeordneter von Itter: Darf ich bitten, den Antrag nochmals zu verlesen? Ich habe
ihn nicht verstanden.

Abgeordneter Hauck: Ich will ihn dann noch einmal verlesen. Ich verlese zunächstden
Satz, der geändert werden soll:

„Das Ortskuratorium lanu nach Bedürfnis bestimmen, ob Religionsunterricht
mit ein bis zwei Stunden wöchentlich hinzutreten soll. In diesem Falle ist der nach
Maßgabe der kirchlichen Bestimmungen einzurichtendeUnterricht für die Schüler der
betreffenden Konfessionen„obligatorisch".
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Der Antrag lautet nun dahin, daß an Stelle des letzten Wortes „obligatorisch«gesetzt
wird: „fakultativ". ^

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich lasse jetzt über den eben verleseneu
Abaudcrungsllntrag des Herrn Abgeordneten Milan nochmals abstimmen. Wer dafür ist, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. Wer dagegen ist. den bitte ich, eine Hand zu erheben. Der
Antrag ist auch abgelehnt.

Wir kommen jetzt zu dem Antrag der IV. Fachkommission. Ich bitte diejenigen,die für
den Antrag der Fachkommissionsind, eine Hand zu erheben. Das ist die Mehrheit. (Zurufe:
Die Gegeuprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. Das erste war die Majorität. Der Antrag
ist angenommen.

Wir kommennunmehr zu
Punkt 25:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Vornahme vou Wähle» zum Wasserbeirat.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Saassen.
Ich erteile demselben das Wort.
AbgeordneterDr. Saassen: Meine Damen und Herren! Nach dem Wasfergesetz vou 1913

ist für die Rheinprovinz ein Wasserbeirat aus 18 Mitgliedern zu bilden. Von diesen Mitgliedern
hat der Provinziallandtag 6 zu wählen. Die Wahl ist für eine am 1. April 1920 beginnende
sechsjährige Amtsdauer durch den erweiterten Provinzialansschuß erfolgt.

Die jetzige Zusammensetzung des Ausschusses ist aus der Drucksache Nummer 5 ersichtlich.
Es sind als Stellvertreter ausgeschieden Herr OberbürgermeisterPiecg-M.Gladlmch und

Herr Direktor Pattberg-Homberg, der gleichzeitigvon der Handelskammer als stellvertretendes
Mitglied gewählt ist und diese Wahl angenommenhat.

In Uebereinstimmungmit dem Provinzialansschuß schlägt Ihnen die Fachkommission vor,
für diese beiden Herren Ersatzwahlenvorzunehmen.

AbgeordneterMaus: Nameus meiner Freunde schlage ich Ihnen vor, Herrn Abgeordneten
Franz Lenze-Mülheim-Stürmn zu wählen.

Abgeordneter Hoff: Ich fchlage namens meiner Freunde vor, den Herrn Abgeordneten
Mehne-Neuwied zu wählen.

Stellvertretender VorfitzenderUllenbaum: Ich möchte die Herren Abgeordnetenbitten,
ihre Vorschlägeschriftlich einzureichen.

Meine Damen und Herren! Für die Grfatzwahlenzum Wasserbeirat werden h,er eine
ganze Reihe Ergänzungsvorschlägegemacht, die wir mit dem besten Willen nicht hier erledigen
könne». Ich schlage Ihnen deshalb vor. die ganzen Wahlen dem Aeltestenratzu überweisen, damit
er sich über die verschiedenen Vorschlägeeinig wird. Wir können unmöglichdiese Fragen hier nn
Plenum endgültig erledigen. (Zuruf Dr. Kaifer: Endgültig?) Der Aeltestenrat soll natürlich nur
Vorschläge für das Plenum machen. Es wird kein Widerfprncherhoben. Dann wird fo verfahren.

Wir kommen zu Punkt 26: «n,nf„.,^
Antrag der IV. Fachkommission auf Weiterbewllligung des HUestsonds.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Stedman. Ich erteile demfelbendas Wort.
Abaeoronetcr von Stedman: Meine Damen nnd Herren! Der Antrag der IV. Fach.

k«mmission geht dahin, daß der Westfonds wiederhergestelltwerden möge. .D« Verwendungszweck
des Westfonds geht aus dem Haushaltspla» klar hervor. Auf Seite 317 ist geschildert, zu welchen
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Zwecken der Westfonds Verwendung findet. Die IV. Fachkommissionwar der Ueberzeugung,daß
die Wiederherstellungdes Westfunds dringend nutwendig ist, weil die Aufgaben, die bisber aus den
Mitteln dieses Fonds bestritten wurden, auf Jahre hinaus bei weitem noch nicht erfüllt sind. Die
IV. Fachkommission konnte sich nicht auf den Standpunkt eines Vertreters stellen, dessen Meinung
dahin ging, daß die Landwirtschaft in der Lage sei, auch die Mittel des Westfouds in Zukunft
selbst aufzubringen. Es ist dabei übersehen, daß gerade aus den Mitteln des Westfonds den
schwächstenTeilen der landwirtschaftlichenBevölkerunggeholfen werden soll. Die I V. Fachkommission
bittet Sie daher, den vorliegendenAntrag, welcher folgendermaßenlautet, anzunehmen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, die Staatslegierung unter Hinweis auf die
unübersehbarenFolgen einer Ablehnung dringlichst zu ersuchen, den Beitrag des Staates
zum Westfonds mindestens in der gleichen Höhe wie in den Vorjahren weiter zu
bewilligen."

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Theißen.
Abgeordneter Theißen: Meine Damen und Herren! Der Herr Berichterstatter hat

gesagt, daß der Westfonds segensreich gewirkt habe. Das wird auch von uns nicht bcstritten. Das,
was aus den Mitteln des Westfonds geschaffen worden ist, hat zweifellos zur Hebung der land¬
wirtschaftlichen Kultnr, der landwirtschaftlichenProduktion gedient. Das ist gar keine Frage. Wir
gehen sogar weiter und sagen: Es mag früher, als die Landwirtschaft tatsächlichnicht aus eigener
Kraft in der Lage war, die nötige Förderung der landwirtschaftlichenKultur herbeizuführen,
berechtigtgewesen sein, Mittel, die von der Allgemeinheit aufgebracht wurden, dazu zu verwenden.
Aber, meine Damen und Herren, inzwischen hat sich die Lage doch ganz wesentlich verschoben. Der
Herr Berichterstatter hat gemeint, es wären die schwächsten Teile, die aus dem Westfonds mit
Unterstützungeubedacht würden. An der Spitze dieser schwächsten Teile steht die Eifel. Gar kein
Zweifel, die Eifel — ich bin selbst ein Eifeler, Sohn eines notleidenden Agrariers — hat eine
Zeitlang wirtschaftlichsehr schlecht gestanden. Aber wer heute noch von einer notleidendenLand¬
wirtschaft in der Eifel reden will, belügt sich oder andere.

In der Kommission— das bezieht sich allerdings nicht auf die Eifel, sondern trifft all¬
gemein zu — wurde von dem Herrn Direktor des Siedlungsverbandes „RheinischesHeim" folgendes
zum besten gegeben. Bei einer Versteigerung von landwirtschaftlichenGrundstückenüberbieten die
Leute — es waren alles sogen, kleine Leute — sich in einem derartigen Maße, daß er einmal
aussetzen muh, um die Gemüter zu beruhigen. Nach der Pause beginnt das neue Bieten. Jetzt
hatten die Leute — so sagt der betreffende Herr — erst recht Kraft gesammelt,und, als schließlich
einer das Grundstück zu einem ganz außergewöhnlichhohen Preise zugeschlagenerhielt und ein
anderer ihm bemerkte, wie er denn einen solchen Preis zahlen könne, da sagte er: Was soll ich
denn mit dem schnöden Geld! Der Ausdrucklautete noch etwas anders, ich will das Stenogramm
nicht verunzieren.

Meine Damen und Herren! Ich verstehe es nicht, wenn die Herren von Kraut und
Rüben mit der heutigen Zeit unzufrieden sind. Sie haben noch die Macht im Staat durch die
Bürokratie vollständig in der Hand; sie haben wirtschaftlich solche Vorteile gegenüber der arbeitenden
Klasse, daß ich ihre Unzufriedenheitgar nicht begreifen kann. Wenn sie an der heutigen Zeit etwas
auszusetzen haben und gelegentlichelegisch die vergangenenZeiten beklagen— ich glaube, es war
Herr AbgeordneterWallmf, der auch das hohe Lied der alten Zeit gesungenhat —, so möchte
ich auf sie das Wort von Karl Marx anwenden: „Zum Teufel ist der Genius, der Kultus ist
geblieben". Das Gute und Berechtigte aus der alten Zeit erkennenanch wir an. Aber wir wollen
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Altes, das keine Daseinsberechtigungmehr hat, nicht weiter fortschleppen. Diese Liebesgabenan die
Landwirtschaft,die in keiner Weise mehr Zu rechtfertigen sind, müssen wir natürlich auf das schärfste
ablehnen. Sie stellen etwas Ueberlebtes dar und sind in keiner Weise zu rechtfertigen.

Ich möchte Ihnen einmal folgendessagen: Gehen Sie heute einmal in die Stadt, nehmen
Sie sich tausend Arbeiter — Sie können die Leute leicht an der Kleiduug erkennen,Sie braucheu
nicht nach einem Parteimitgliedsbuch usw. zu fragen — und stellen denen die Dinge einmal objektiv
dar und sagen ihnen: Den notleidendenLandwirten soll noch eine Extragabe gewährt werden —
Zahlen sind ja nicht mehr zuverlässig,ich erwähne sie daher ohne Gewähr: 420 000 Mark für den
Westfonds und 870000 Mark für den allgemeinenlandwirtschaftlichen Funds, also ganz erhebliche
Summen —, dann gebe ich Ihnen die Versicherung: Wenn Sie das vor den Arbeitern verteidigen
Wolleu, dann bekommen Sie soviel Hiebe, wie Arbeiter dort sind. (Zuruf rechts: Die sind auch
nicht sachverständig!)

Stellvertretender Vorsitzender Nllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Stedmau.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und Herren! Dazu eine Richtigstellung.
Es wird hier immer gesagt, die Mittel des Westfonds wären doch gewissermaßen nur eine

Liebesgabefür die Landwirte. Davon kann gar keine Rede sein. Das ist ein Zeichen dafür, daß
sich der betreffendeHerr nicht angesehen hat, wozu die Mittel des Westfonds dienen. Sie dienen
dazu, weite Landstricheneu urbar zu machen. Sie dienen also der Allgemeinheitdadurch, daß wir
die gesamte Bodenfläche, die in landwirtschaftlicherBenutzung steht, bedeutend vergrößern. Es ist
also keine Liebesgabe, die irgendeinem einzelnen Landwirt oder einem Teile der Landwirtschaft
zugeführt wird. Die Mittel dienen vielmehr dazu, die Ernährungsmöglichkeitunseres Volks zu
vergrößern und uns in der Ernährung vom Auslande mehr und mehr unabhängig zu machen. Es
ist ein fundamentaler Irrtum, wenn davon die Rede ist, das wäre eine Liebesgabe für die Land¬
wirtschaft, die irgendeinem einzelnen in der Landwirtschaftzugute käme.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Jausen.
Abgeordneter Iansen-Lammersdorf: Verehrte Damen und Herren! Die Worte des

zweiten Vorredners, des Herrn Kollegen Theißen, könneu doch nicht so ohne weiteres in das Steno¬
gramm — er wollte es ja nicht uerunziereu — und in die Presse hineingehen. Es könnte sonst
scheinen, als ob das ganze Haus in seiner Gesamtheit die Ausführungen als richtig anerkannthätte.
Er hat sich ja schon durch deu Herrn Referenten darüber belehren lassen müssen, daß sein Urteil
nicht durch allzu große Sachkenntnis getrübt ist. Er hat hier gestanden, er sei aus der Eifel, er
sei Eifeler. Er ist jedenfalls seit langem nicht mehr in der Gifel gewesennnd dort nicht mehr
ansässig; er kennt jedenfalls die Eifeler Verhältnisse nur von Essen aus und, soviel ich weiß, ist
Essen noch ziemlichweit von der Eifel entfernt.

Meine Damen und Herren! Ich habe auch während des Krieges manches scharfe Wort
Legen den eigentlichenWucher gefunden, und ich finde diese Worte auch heute noch. Ich bin auch
"N sehr großer Freund der Arbeiter. (Huhu-Rufe links.) Aber, meine Damen und Herren,
wogegen ich die Landwirtschaft in Schutz nehmen muß, das ist, daß sie generell im Kriege ihre
Pflicht nicht getan und bloß Wucher getriebenhätte. (AbgeordneterDr. Köttgen: Sehr richtig!)
Wenn der Herr Redner gesagt hat: Hätte die Landwirtschaft ihre Pflicht getan, dann wäre die
Hungerblockadein ihrer Wirkung nicht zum Austrag gekommen,so scheint er allerdings über
statistisches Material nicht zu verfügen. Wenn er wüßte, was vor dem Kriege an Futter, Kraft¬
futtermitteln usw. eingeführt wurde, und die Folgerung daraus zöge, was während des Krieges
ausblieb und wie infolgedessendie einheimischeLandwirtschaft rechnerisch absolut nicht imstande
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war, unser Volk hinreichend zu ernähren, dann würde er eine solche Behauptung nicht haben
macheukönnen.

Wenn er aber meint, in der Gifel — und er kann leine andere Gegend meinen als die,
in der er zu Hause ist und in der ich heute wirke — beständeein großer Wohlstand in der Land¬
wirtschaft, muß ich das mit aller Entschiedenheitzurückweisen.(Zuruf Melich: Das können Sie in
der Kirche erzählen!) — Das können Sie auch in der Kirche hören, wenn Ihnen der Ort ange¬
nehm ist. Aber die Kirchenluft können Sie ja nicht vertragen, und da Sie nicht dorthin kommen,
müssen Sie meine Ausführungen hier hören. (Bravo! im Zentrum.) Ich würde sonst gerne bereit
sein, Ihnen in der Kirche einest Vortrug darüber zu halten; ich lade Sie dazu freundlichstein. —
Wer die Landwirtschaftin der Eifel aus nächsterNähe kennt, weiß sehr genau, daß dort bloß
Zweigwirtschaft betrieben wird; er weiß, daß die meisten Landwirte kein eigenes Zugvieh usw.
haben, daß sie sich alles durch fremde Arbeitskräfte herstellenlasten müssen, und daß auch in sehr
vielen Fällen Arbeitslöhne bei der Ernte vergebens gezahlt werden, weil die Witterung die gemachte
Arbeit wieder vernichtet. Die Herren sind sonst stets darauf bedacht, daß überall Tariflöhne bezahlt
werden. Ich stehe auch auf dem Standpunkt, meine Damen und Herren, daß, wo Tariflöhne be¬
stehen, sie auch bezahlt werden. Aber, wenn Sie das einmal für die Industriearbeiter,in Anspruch
nehmen, dann müssen Sie es auch für die landwirtschaftlichenArbeiter beanfpruchen,und dann
muffen Sie auch eingestehen,daß die Zweigwirtschaft, namentlich in der Eifel, bei den augenblick¬
lichen Löhnen und bei den manchen Mißerfolgen außerordentlich teuer und sehr wenig gewinn¬
bringend ist. Ich möchte das jedenfalls von den Verhältnissen der Eifel hier sagen. (Abgeord¬
neter vi-. Küttgen: Bravo!)

Im übrigen möchte ich dringend bitten, dem Antrage des Herrn Referenten, wie er uns
vorliegt, Folge zu geben. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterDörr.
AbgeordneterDörr: Meine Damen und Herren! Der Herr AbgeordneteTheißen hat

hier sagen zu müssen geglaubt, daß die Arbeiterschaftdraußen unseren Standpunkt nicht verstehen
könne, und daß derjenige, der den Standpunkt, nach dem dieser Antrag in der Vorlage hier ange«
nommen werden soll, draußen im Lande vertreten würde, genau soviel Hiebe seitens der Arbeiter¬
schaft bekäme, wie Arbeiter da wären. Meine Damen und Herren! Ich bezweifle, ob Herr Ab¬
geordneter Theißen mit dem Gros der Arbeiterschaft in Berührung kommt. (Sehr richtig! im
Zentrum.) Ich glaube jedenfalls für die christliche Arbeiterschaft hier die Erklärung abgeben zu
dürfen, daß sie wohl Verständnis dafür hat, daß es auch im Interesse der Arbeiterschaftgelegen ist,
wenn weite Landstricheunseres deutschen Bodens, die sich dafür eignen, urbar gemachtwerden im
Interesse des gesamtenVolkes. Meine Damen und Herren! Dafür haben wir jedenfalls genügend
Verständnis, und wir weiden auch diejenigensein, die den Kollegen draußen dies klar zu macheu
versuchen. Ich kann dem Herrn AbgeordnetenTheißen versichern, daß es uns gar nicht schwer
werden wird, unseren Kollegen dies verständlichzu machen.

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie deshalb, auch im Namen der hier anwesenden
Vertreter der christlich-nationalenGewerkschaftsbewegung,dem Antrage zuzustimmen. (Bravo! im
Zentrum.)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterTheißen.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Ueber Verkehrtheiten bin ich bei

Ihnen gar nicht erstaunt. Aber daß eine solche Summe von Mißverständnissenauftauchen kann,
wuudert mich doch. Ich habe zu Eingang meiner Ausfllhruugen ausdrücklich betont, daß wir als
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Kummunisien ein sehr großes Interesse au der Hebuug der Produktion haben uud daß wir das,
was durch die Mittel des Westfonds für die Landwirtschaft geleistet worden ist, durchaus aner¬
kennen. Ich habe weiter gesagt: Es handelt sich jetzt darum: Wer soll die Mittel für die
weitere Förderung dieser Zwecke aufbringen? Und wenn der letzte Redner gesagt hat, er würde
es sehr leicht haben, seinen christlichen Arbeitern klar zu macheu, daß weitere Ocdflächcn urbar zu
machen find, so habe ich es ebenso leicht, das kommunistischenArbeitern klar zu machen; ich glaube,
sie kapieren das ebenso rasch. Aber es ist ein großer Unterschied,ob diese Urbarmnchuug aus
Mittel» der Allgemeinheit geschieht und die urbar gemachten Flächen dann nachher in privat-
wirtschaftlichen Besitz übergehe«, oder ob die Landwirtschaft das aus eigener Kraft macht und die
Nachen dann natürlich auch mit einem gewissen Recht — wollen wir einmal sagen — in privat-
wirtschaftliche Bewirtschaftung nimmt.

Der Herr Berichterstatter hat mich dahin belehrt, daß ich es angeblich nicht verstehen
könne, daß das keine Liebesgaben seien. Nicht nur von dem, was als bares Geld iu die Tasche
gesteckt wird, soudern auch von dem, was ihm indirekt znfließt aus den ganzen Aufwenduugcufür
Wasserleitung, Melioration und alles, was mit diesen Funds zusammenhängt, hat doch letzten
Endes der landwirtschaftlicheBetrieb Vorteil, und diefcr landwirtfchaftlicheBetrieb — das wissen
Sie doch auch — ist prioatwirtschaftlichgeregelt. Da kann es sich doch nicht darum haudclu, daß
auch die Allgemeinheiteventuell ciucu Nutzeu habcu könnte. Auf das, was Sie nachher daraus
konstruieren,kommt es nicht an.

Ich stelle uochnmls fest: Die Landwirtschaft ist durchaus in der Lage, diese Mittel selbst
aufzubringen. Daran andern auch die gegenteiligen Ausführungen des Herrn AbgeordnetenInnseu
nichts. Er meint, ich kenne die Dinge nicht mehr, ich sei lange nicht mehr in der Eifcl gewesen.
Ich komme sehr oft in die Eifel, ich kenne die, Verhältnisse sehr gut. Ich muß es auf das
entschiedenste bestreuen, daß dort noch von notleidenden Landwirten die Rede sein kann; die
eiuzelueu wenige» Ausnahmen bestätigen die Regel. Wenn Sie Mittel aufbringen wollen, so
bringen Sie sie doch gefälligst ans Ihrer eigenen Tnfche für Ihre eigenen Zwecke auf.

Ich habe iu der Kommissiondie Anfrage gestellt, wie hoch denn eigentlich die Beträge
seien, die die Mitglieder der landwirtschaftlichenVerufsvereinigung, etwa des RheinischenBauern-
Vereins,zahlten. Darüber ist mir keine Auskunft erteilt worden. Es sind gauz lächerlich genüge
Summeu. Man hat aber gesagt, der Landwirtschaft sei das Beharrungsvermögen in ganz
besonderem Maße eigen. Ich weiß nuu nicht, ob die Provinzmittel dazn da sind, um die Trägheit
zu Prämiieren, uud ob es gerade günstig für Sie spricht, wenn Sie das als Argument anführen.

Luiniua, Luiumarnw: Es liegt abfolnt kein Grund vor, diese Mittel zu bewilligen, die
letzten Endes nichts anders darstellen als eine durchaus ungerechtfertigteSonderzuwendung an die
Landwirtschaft. (Zustimmung bei den Kommuuisten.)

(Im Hause rufen Abgeordneteeinander zu: Das ist unwahr! Das ist eine blanke Lüge!)
Stellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Ich mnß den Herrn Abgeordnetenbitten,

derartige beleidigendeAeußerungen zu unterlassen. Ich muh ihu zur Ordnung rufen. Es wider¬
spricht der Würde des Hauses, hier mit derartigen Ausdrücken herumzuwerfen. (Ohurufe uud
Zustimmung, Zuruf Melich: Das beruht hier auf Gegenseitigkeit!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Pfaff.
AbgeordneterPfaff: Die ganze Westmarken-und Westfonds-Augelcgenhcitist auch uns

nicht gerade eine sympathische Regelung der Sache. Wir haben uus aber doch entschlossen,die
Stllntsregiemng zu ersuchen, der Weiterbcwilligungzuzustimmen,'und zwar aus rein praktischen

29
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Gründen. Wir wollen praktischeFürsorge treiben. Wir haben die Hoffnung, daß durch den
Westmarkenfondsaus Oedland Kulturland geschaffen wird. Daran ist die Gesamtheit, wenn auch
nicht unmittelbar, so doch mittelbar, außerordentlichstark interessiert. Ferner glauben wir damit
auch gleichzeitig eine größere Siedelungsmüglichkeitaufzuschließen. Wir glauben weiterhin, daß
dadurch auch der drohenden Arbeitslosigkeit, wenn auch uicht in dem erwünschtenMaße, so doch
in etwa gesteuert werden kann. Das alles waren Erwägungen, die nicht ohne weiteres von der
Hand gewiesen werden konnten, trotz aller Bedenken, die wir gegen die ganze Westmarkenfonds-
angelegenheithaben. Wir erwarten, daß es uns möglich sein wird, Zu prüfen, ob die Mittel, die
durch deu Westmarkenfondsgeleitet werden, nachher auch durch die richtigen Kanäle ihre Weiter¬
leitung finden. Dagegen hatten wir Bedenken, Wir sind aber nicht in der Lage, unsere Bedenken
hier in konkreter Form zum Ausdruck zu bringen.

Nicht zuletzt hat uns noch etwas bewogen, dem Antrage zuzustimmen. Ich will bloß
darauf hinweisen, daß dem Westmarkenfonds eine rein politische Bedeutung beigemessenwerden
kaun, wenn Sie ihn mit einer gewissen Gruppe von Separatisten in Zusammenhang bringen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungenliegen nicht mehr vor. Anträge
sind nicht gestellt worden. Ich laffe deshalb über den Antrag der IV. Fachkommission abstimmen.
Wer für diesen Antrag, betr. Weitelbewilligung des Westfonds, ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. — Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität.

Wir kommen nunmehr noch einmal zu Punkt 25 zurück. Diskutiert ist ja der Punkt;
es handelt sich nur noch um die Ersatzwahlen. Es sind zwei Ersatzleutezu wählen. Als Stell¬
vertreter für den OberbürgermeisterPiecq-München-Gladbachwird Herr Lenze vorgeschlagenund
für Herrn Direktor Pattberg in Homberg am Rhein Herr Mehne. Werden sonst noch Vorschläge
gemacht? Das ist nicht der Fall. Wer für diefe Vorschlägeist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
— Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität. Die Vorschlägesind angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 27:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrage des Abgeordneten Simon-
Bitburg auf Erhöhung der Provinzialzuschüsse für die Landwirtschafts¬
schulen in Bitburg und Cleve.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Stedman.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und Herren! Die landwirtschaftlichen

Schulen in Bitburg und Cleve sind sogen, höhere landwirtschaftlicheSchulen. Diesen höheren
Schulen sind landwirtschaftlicheWinterschulenangegliedert. Wir haben heute morgen bereits aus
dem Munde des Herrn Landeshauptmanns gehört, daß die Provinz an sich nicht verpflichtet ist,
für die höheren landwirtschaftlichenSchulen Mittel aufzuwenden. Trotzdem sind in einein geringen
Umfange bisher Mittel auch für die höheren landwirtschaftlichenSchulen bereitgestelltworden, und
sie sind auch dieses Jahr wieder im Etat enthalten. Eine Verpflichtung zur Unterhaltung besteht
aber bezüglichder landwirtschaftlichenWinterschulen. Wir haben vorhin von einem Vertrage gehört,
der zwischen der Landwirtschaftskammernnd der Provinzialverwaltung bezüglichder Unterhaltung
der landwirtschaftlichenWinterschulen abgeschlossen werden soll. Gemäß diesem Vertrage wird für
jede landwirtschaftlicheWinterschule ein Betrag von 5000 Mark in den Etat eingesetzt. Wenn
nun die beiden landwirtschaftlichenWinterschulen,die den höheren Landwirtschaftsschulenin Bitburg
und Eleve angeschlossen sind, von diesem Vertrage Gebrauch macheu, so fließen ihnen ohne weiteres
die Mittel von 5000 Mark, wie sie für die anderen landwirtschaftlichenWinterschulen von selten
der Provinz gezahlt werden, anch zn. In dieser Hinsicht schweben bereits Verhandlungen zwischen
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Vitburg uud der Kammer und ebenso zwischen Cleve und der Kammer. Wenn diese Verhandlungen
zum Abschluß kommen, so wird bezüglichder landwirtschaftlichenWinterschulenden Bedürfnissen
uud Anforderungenvon Bitburg und Cleve genügt.

Bezüglich der höherenSchulen glaubte der IV. Fachausschußmit Rücksicht auf die Finanz¬
lage der Provinz nicht einer Erhöhung der Beiträge zustimmenzu sollen, ohne daß der Provinzial-
ausschuß, der die Finanzlage der Provinz am besten übersehe» kann, gehört wird. Infolgedessen
ist der IV. Fachausschußsich dahiu schlüssig geworden, Ihnen vorzuschlagen:

„Der Provinzillllandtag wolle beschließen, den Antrag Simon-Bitburg und den Antrag
der Landwirtschllftsschule in Cleve abzulehnen, jedoch dem Provinzialausschuß anheim¬
zugeben, die Erhöhung des Zuschusses und Uebernahme der mit diesen Anstalten ver¬
bundenen Wiuterschulenauf die Landwirtschaftskammerin Erwägung zn ziehen".

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterTheißen.
(AbgeordneterTheißen: Ich verzichte!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse über den Antrag der IV. Fach¬
kommission abstimmen. Ich danke Ihnen. Das ist die große Mehrheit.

Wir kommen nuumehr zu Punkt 28:
Antrag der IV. Fachkommission, betreffend Erhöhung des Proviuzial-
zuschusses für die landwirtschaftliche Versuchsstation in Kempen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Stedman.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und Herren! Die Versuchsanstalt in

Kempen ist eine wertvolle Ergänzung der landwirtschaftlichenVersuchsanstalt in Bonn. Neide
Anstalten bestehenschon seit längerer Zeit, Neide Anstalten waren bisher seitens der Provinz
subventioniert. Die Anstalt in Bonn hat eine Erhöhung bekommen, und die Folge dieser Erhöhung,
im übrigen auch die Folge der Erhöhuug der laufenden Kosten ist der Antrag von Kempen, nun
auch dieser Erhöhung teilhaftig zu werde». Die VersuchsanstaltKempen hat ganz besondere Verdienste
oadurch, daß sie in erster Linie auch die Bearbeitung und die Untersuchung — neben Düngemitteln —
von landwirtschaftlichenFuttermitteln in die Hand genommen hat. Die Versuchsstationist Nicht
in der Lage, die Kosten der Untersuchungenselbst anfzubringen. Der IV. Fachausschußempfiehlt
Ihnen daher, dem Antrage auf Erhöhung des Zuschusses stattzugeben und die dazu erforderlichen
Mittel aus dem Dispositionsfonds für die Landwirtschaftzu nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich eröffnedie Aussprache.
Das Wort hat der Herr AbgeordneteBamberger.
Abgeordneter Bamberger: Ich bitte Sie, die beiden Positionen abzulehnen. Es ist

wirklich endlich einmal an der Zeit, daß sich die Landwirtschaft auf eigene Füße stelle. Ohne
Zweifel ist es klar, daß die landwirtschaftliche Produktion erhöht werden muß und auch erhöht werden
kann. Wir haben das denkbar größte Interesse an der Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktion,
infolgedessen sind auch solche Versuchsstationennötig, das erkennenwir gerne an. Aber, meine
Damen und Herren, wer gibt denn anderen Nerufsgruppen das Geld dazu, ihre Versuchsstationen
°d°r ihre Institute zu erhalten? Das müssen solche Organisationen selbst tun. Die Lehrerschaft
bat die verschiedensten psychologischen Institute und dergleichenmehr. Wer muß sie erhalten?
^'e selbst. Und woraus? Aus ihren Beiträgen. Auch die Arbeiterschafthat großartige Bildungs,
ü'stitute sich geschaffen, sogar eine Arbeiterhochschule. Woraus werden diese Institute erhalten?
^l"s Arbeitelgroschen. So möge es die Landwirtschaft auch halten. Die falfche uud romantische
Erstellung von der notleidendenLandwirtschaft muß endlich einmal aufhören. Wir fordern, daß

29"
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sich die Landwirtschaft auch in der Beziehung auf eigene Füße stellt. Wenn die Beiträge zu den
ländlichen Organisationen nicht reichen, um die Versuchsstationzu erhalten, möge die Landwirtschaft
ihre Beiträge erhöhen. Es ist doch in der Fachtommissionklar und scharf gesagt worden, daß
gerade die mittlere und kleinere Landwirtschaftaußerordentlichviel verdient habe, vielleicht — so sagte
der Fachkundige— noch mehr als die große Landwirtschaft. Ich möchte daher bitten, daß man
diese falschen und romantischen Rücksichten nicht mehr nimmt und die Landwirtschaftdazu auffordert,
ihre eigene Versuchsstationwirklich auch in eigene Regie z-u nehmen. Wenn die Landwirtschaftdas
nicht will, wird der Zeitpunkt einmal kommen, wo ihr die Mittel nicht mehr gewährt werden.
Wenn Sie nicht Lust haben, den Arbeiterstand mit derselben Summe zu dotieren, obgleich auch
dann noch eine schreiende Ungerechtigkeit in jeder Weise bestände, dann bitte ich Sie: Lehnen Sie
die Beiträge ab.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Die Sache liegt doch etwas anders. Der Herr

Vorredner hat bemerkt, die Aufwendungenmühten von der betreffenden landwirtschaftlichen Korporation
aufgebracht werden. Das geschieht auch hier. Die Landwirtschaststammer bringt einen Teil der
Kosten für diese Versuchsstationaus ihren eigenen Mitteln auf (Zuruf Bamberger: Einen Teil!),
und zwar einen recht großen Teil. Auf Grund der Dotationsgesetzgebnngsind wir verpflichtet,
landwirtschaftliche Betriebe und Institutionen zu unterstützen. Wir haben daher auch diese Versuchs¬
station mit 3000 Mark unterstützt. Nun sind die Kosten außerordentlich hoch geworden; deshalb
ist der Zuschuß auf 30000 Mark erhöht worden. Wir haben also etwas getan, was wir auf
Gruud der Dotationsverpflichtungtun durften.

Nun ist der Vorwurf erhoben worden, wir gäben zuviel für die Landwirtschaft. Das
muß ich einmal klarstellen. Wir geben 1°/o unserer gesamten Einnahmen für die Landwirtschaft.
Das ist für einen fo bedeutendenErwerbszweig wie die Landwirtfchaft minimal. Ich behaupte,
1"/u ist sehr wenig, um die Landwirtschaft auf den Damm zu bringen, und das ist sie nicht.
(Znruf Bamberger: Das geben Sie allein für das landwirtschaftlicheSchulwesen!)

Stellvertretender Vorfitzender Ullenbaum: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Wir kommen deshalb zur Abstimmung über den Antrag zu Punkt 28, betreffend Erhöhung des
Provinzialzuschussesfür die landwirtschaftlicheVersuchsstationzu Kempen. Wer für diefen Antrag
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Das ist die große Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nuumehr zu Punkt 29:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst

Anlage ^., Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Trier,

Aulage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Kreuznach,

Anlage 0, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Ahrweiler

für^as Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31, März 1922.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Stedman.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und Herren! Wir haben in der IV. Fach¬

kommission die einzelnen Etatspositionen, soweit sie die Landwirtschaft betreffen, eingehenddurch'
gesprochen. Es sind seitens der Provinzialverwaltnng, soweit Anfragen von feiten der Herren
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Mitglieder der Kommission gestellt wurden, diese beantwortet worden. Es ist Aufklärung geschaffen
worden und eigentlichauf keinen: Gebiete sind Zweifel übrig geblieben.

Die Beratung des Haushaltsplans bringt es naturgemäß mit sich, daß mit der Behand¬
lung der einzelnen Positionen Wünsche, Forderungen und Beschwerdenvorgebrachtwerden. Die
IV. Fachkommission hat geglaubt, daß es, um die Lage des landwirtschaftlichen Bcrnfsstandes auch
weiteren Kreifen der Bevölkerung zugänglich zu machen, notwendig ist, daß das, was in der
IV. Fachkommission an Beschwerden und Wünschenvorgetragen ist, auch dem Plenum hier unter¬
breitet wird.

In Verbindung damit, meine Damen und Herren, möchte ich gleich den Antrag erwähnen,
der heute morgen zu Beginn der Tagesordnung hier eingegangenist, über den in der IV. Fach¬
kommission noch nicht abgestimmt,der aber in der Behandlung der Materie bereits erwähnt worden
lst- Ich habe den Eindruck, daß die Mitglieder der IV. Fachkommissionsich durchaus diesem
Antrage anschließen. Ich bitte daher, über diesen Antrag hier gleich mit berichten zu dürfen.
Der Antrag, der heute morgen hier auf den Tifch des Hauses gelegt worden ist, lautet folgender¬
maßen:

„Bei der großen Futtermittelnot in den RegierungsbezirkenTrier und Koblenz ist es
zur Durchhaltung des nötigen Viehbestandes dringend erforderlich, größere Mengen
Rauhfutter aus anderen Gegenden einzuführen.

Es wird daher die Staatsregierung gebeten, diese Einführung durch Ermäßigung
der Eifenbahntarife für Rauhfutter zu erleichtern."

Meine Damen und Herren! Ich bitte, daß dieser Antrag angenommenwird, weil er in
der IV. Fachkommission schon beraten worden ist, und weil es nicht bloß im Interefse der Land¬
wirtschaft, sondern auch gerade im Interesse der arbeitenden Bevölkerungliegt, daß dieses Ranh-
futler auf dem schnellstenund billigsten Wege in möglichst großen Mengen herangeführt wird.
Die Bauern sind in den RegierungsbezirkenKoblenz und Trier nicht in der Lage, ihr Vieh durch¬
zuhalten, und »nenn das Vieh nicht durchgehaltenweiden kann, muß die Milcherzeugungund die
Butterproduktion bedeutendherabsinken. Wir werden zwar für den Augenblick eine kleine Senkung
der Fleischpreise erleben, die aber nachher durch einen um so größere» Aufschlag wieder wettgemacht
wird.

Ich empfehle Ihnen daher dringend, diefen Antrag vorwegzunehmen,ehe ich weiter berichte.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat

der Herr AbgeordneteMilan.
AbgeordneterMilan: Meine Damen und Herren! Ich erlaube mir, Ihre Aufmerksam¬

st auf einen Punkt zu lenken, wo mir eine offenbare Unbilligkeit vorzuliegen scheint; ich nehme
allerdings an, daß sie nicht beabsichtigtist.

Wir wissen alle, daß nach der preußischenBesolduugsoronung die Beamten in gewisse
Swfen eingeteilt find. Die Folge ist, daß die Provinz ebenfalls ihre Beamten in solche Stufen
einreiht, die diesen staatlichenStufen entsprechen;das ist ja auch von dem Herrn Landeshauptmann
"«erkannt wurden, und es wird auch geschehen. Nnr in einem Spezialfall fcheint mir die Sache
'"cht so geregelt zu sein, nämlich bei der Gehaltsregulierung für die Fachlehrer an den Obst- und
Weinbanschulen.

Abgeordneter von Stedman (zur Geschäftsordnung): Ich möchte zur Aufklärung fagen,
b°b ich zunächst nur den Antrag bezüglichder Erleichterung der Anfuhr von Rcmhfnttermitteln
"ledigt haben mochte. Das, was ich im Auftrage der IV. Fachkommission zum Etat noch zu



230 61. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 15 . Juli 1921.__________

sagen habe, wollte ich dann anführen. Ich wollte bloß nicht, daß nachher diese Vorlage in Ver¬
gessenheit gerat.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Gegen den Antrag hat sich niemand zum
Worte gemeldet. (Auf Wunsch wird der Antrag nochmals vorgelesen.) Ich bin der Meinung,
daß wir diesen Antrag vor den anderen Anträgen erledigen. Ich lasse über den Antrag abstimmen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das ist die
große Majorität.

Ich bitte den Herrn Referenten, fortzufahren.
Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und Herren! Außer diesen Wünschen und

Beschwerdenbezüglich der Futtermittclnot sind es in erster Linie die Verhältnisse, die wir im
Rheinlande haben und die auf die Besetzungweiter Gebiete des Landes und auf die Sanktionen
zurückzuführensind, die zur Sprache kamen. Meine Damen und Herren, es handelt sich bezüglich
der Verhältnisse der Besatzungstruppen um zwei getrennte Gebiete. Es handelt sich einmal um
das Gebiet am Niederrhein, in dem in Dörfern die größeren Gebiiulichkeiten, vor allem Scheunen,
mit Besatzungstruppen belegt sind. Meine Damen und Herren, die Landwirtschaftsteht vor der
Ernte, und es ist wohl ein berechtigterWunsch der Lcmdwirschcift, wenn sie die Ernte, den Preis
ihrer Arbeit, gesichert sehen möchte. Weite Kreise der landwirtschaftlichenBevölkerungam Nieder¬
rhein glauben, daß bei der starken Belegung einzeluer Ortschaften und besondersder Scheunen mit
einer ordnungsmäßigen Einbringung unserer Ernte in diesen Gegenden nicht gerechnet werden kann.

Es wird daher seitens der IV. Fachkommission die Anregung gegeben, daß sich die Staats-
regierung darum bemühenmöge, daß die Besatzungstruppenauf die ErnteverhaltnisseRücksichtnehmen.

Das zweite Gebiet, wo ähnlicheVerhältnisse vorliegen, ist an der Nahe. Die Damen
und Herren haben heute morgen schon aus einem Antrage gehört, daß es sich dort um einen Gelände-
streifen handelt, welcher durch Schalsschießübungenvon Artillerie und Infanterie start in Anspruch
genommen wird, vor allen Dingen zu den Tageszeiten, in denen der Landwirt sonst seiner Beschäfti¬
gung auf dem Lande nachgeht. Es ist daher naturgemäß, daß in der dortigen Bevölkerungdie
große Besorgnis vorherrscht,ob, zumal bei eintretenden schlechtenWitterungsverhältnissen,die Ernte
aus diesem Schießübungsgeländeüberhaupt eingebracht werden kann. Es war daher der Wunsch
dieses Teiles der landwirtschaftlichenBevölkerung,bei der Staatsregierung vorstellig zu werden, daß
sie sich dafür einsetzen möge, daß die Schießübungen solange verschoben werden, bis die Ernte in
dieser Gegend gesichert ist.

Meine Damen und Herren! Dann wurde über die Sanktionen gesprochen. Ich darf
Ihnen hier kurz berichten, auf welche Punkte aufmerksamgemacht wurde, wie die rheinische Land¬
wirtschaft durch die bestehenden Sanktionen in Mitleidenschaft gezogen ist.

Im Gebiete des Niederrheins können die Molkereiproduktezum großen Teil nicht aus den
besetzten Gebieten ausgeführt werden, um die Bevölkerungdes Industriegebiets in der nötigen Weise
mit Käsereiprodulten, Butter usw. zu versorgen. Die Lage dieser Molkereien wird dadurch beson¬
ders erschwert, daß diese Waren verderblichsind und das Ausfuhrverfahren ein sehr umständliches
ist. Die Ausfuhr ist nicht verboten, aber erschwert. Es bedarf großer umständlicherAnträge, die
sich unter Umständen solange hinzögern, daß während dieser Zeit die Produkte der Molkereien ver¬
dorben sein können.

Eine zweite Wirkung der Sanktionen betrifft die rheinischen Baumschulen. Die rheinischen
Baumschulensind mit etwa 45«/» ihrer Erzeugung auf den Absatz ins unbesetzte Gebiet angewiesen.
Durch die Sanktionen ist diesen Baumschulen bei dem Transport ihrer Erzeugnisseeine Ausfuhr-



61. RheinischerProuinziallaudtag, 5, Sitzung am 15. Juli 1921. 231

abgäbe auferlegt. Diese Ausfuhrabgabe wird zwar nur als statistische Gebühr erhoben. Aber auch
zur Tragung dieser statistischen Gebühr sind diese Erzeugnisse, die zum großen Teil als Einzel¬
sendungengehen müssen — Bäume und Sträucher, die jetzt im Herbst zur Verpackungkommen
sollen —, nicht in der Lage; da kann nicht noch auf jedes Stück eine Ausfuhrabgabeerhoben werden.

Feiner leidet die Landwirtschaft des besetzten Gebiets unter der erschwerten Einfuhr von
Saatgut. Wir wollen ja hoffen, daß bis zum Frühjahr die Sanktionen wieder aufgehobensind.
Wir müssen aber Zurückgreifen auf die Schädigungen, die uns im verflossenen Jahr entstandensind.
Durch die Verstopfungder Güterbahnhöfe, durch das Stehenlassen von Eisenbahnwagenmit Saat-
kartoffeln auf den Uebergangs- und Verzollungsbahnhöfensind der Landwirtschaftgroße Schäden
entstanden. Die Kartoffel verträgt ein langes Stehen auf einer Eisenbahnstation,zumal im Früh¬
jahr, wenn es anfängt, wärmer zu werden, nicht, und es find erfahrungsgemäßviele Zentner Kar¬
toffeln (bestes Saatgut) verloren gegangen. Die Folge war eine Verteuerung der Saatkartoffeln,
die wir bloß aus dem Osteu beziehe« konnten.

Eine weitere Folge ist die Erschwerungdes Verkehrs mit Düngemitteln. Meine Damen
und Herren! Das besetzteGebiet ist für ein Düngemittel gänzlichauf das unbesetzte Gebiet ange¬
wiesen, für Kali. Das Kali ist leider Gottes ein Artikel, der recht leicht ins Ausland verschoben
werden kann. Meine Damen und Herren! Wenn ich Ihnen sage, daß bei der Verschiebung eines
einzelnen Waggons Kali etwa 20000 Mark verdient weiden, so werden Sie verstehen, daß der
Anreiz Zur Verschiebung von Kali sehr groß ist. Es mußte daher das Deutsche Kali»Syndikat auf
diese Gefahr Rücksichtnehmen. Andererseits bedeutet das eine Schädigung der Landwirtschaft.
Wir brauchen für die landwirtfchaftlichenDüngemittelfragen, überhaupt für alles, was die Land-
wirtschaft angeht, möglichste Bewegungsfreiheit, weil sich die Verhältnisse von heute auf morgen
ändern tonnen, und weil vor allen Dingen der Landwirt nicht soweit Kaufmann ist, daß er auf
lange Sicht und auf lange Bestellungenarbeitet, sondern aus der Hand in den Mnnd lebt, so daß
kr sich, wenn er heute Geld eingenommenhat, morgen Düngemittel kauft und, wenn er nichts ein»
genommenhat, die Düngemittel nicht erwerbenkann.

Eine besondere Erschwernisder Sanktionen ist das Fehlen landwirtschaftlicherMaschinen
und Ersatzteile. Meine Damen und Herren! Auch in dieser Beziehung kann ich sagen: Die Ernte
steht vor der Tür, und wenn, wie es in letzter Zeit häusig vorgekommen ist, wochenlang Teile land¬
wirtschaftlicherMaschinen, von Mäh- nnd Dreschmaschinen,auf den Uebergangsbahuhöfenliegen
bleiben, wenn die Maschinenteile, welche für die Molkereiennotwendig sind, ebenfalls wochenlang
nicht in das befetzte Gebiet hereinkommen,trotzdem von den Fabriken, die weiter östlich in Deutsch¬
land liegen, seit Wochen die Abgangsbescheinignngen vorliegen, dann kommt es vor, wie es tatsächlich
geschehen ist, daß Molkereien unter Umständenwochenlang stilliegenmüssen, bloß weil die nötigen
Ersatzteilefehlen.

Meine Damen und Herren! Das Gebiet aber, worauf die Landwirtschaft am empfind¬
lichstengetroffen wird, ist der Weinbau. Der deutsche Weinbau, soweit er Konsumweinherstellt,
brüht zn erliegen und, wenn ein Teil des landwirtschaftlichenBerufsstandes zum Erliegen kommt,
wird dadurch die Allgemeinheitdes Berufsstandes in Mitleidenschaftgezogen. Wir haben es dnrch
b°» Friedensvertmg hinnehmen muffen, daß gewaltigeMengen elscissischen Weins nach Deutschland
s°llfrei eingeführt werden. Jetzt haben uns die Sanktionen durch die Oeffnung des Loches im
Wchen gewaltige Menge» französischen Weins in das Rheinland hineingebracht, die naturgemäß
preisdrlickend ans unsere eigenen Erzengnissewirken.

Meine Damen nnd Herren! Die Lage ist heute so, daß die Weine, die eingeführt worden
sind, bei einem normalen Verdienste zu Preisen verkauft werden können, zu denen unsere Weine,
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wenigstensdie Konsumweine,nicht mehr hergestellt werden können. Was ist die Folge davon, nicht
bloß für den Weinbau und den von Ihnen nicht immer gerade freundlich bedachtenAgrarier, in
diesem Falle den Weinbauagrarier? Die Folgen hat nicht bloß der Weinbauagrarier zu tragen,
sondern anch die arbeitende Bevölkerung. (Zuruf Hoffmann: Die kann sich leinen Wein kaufen!)
Denn was bleibt dem Besitzer eines Weinbergs, wenn er nicht mehr auf die Kosten seiner Pro¬
duktion kommt, übrig? Er muß entweder seine Arbeiter bitten, mit ihren Lohnforderungen herab-
zugehen, oder er muß seinen Betrieb einstellen. Es liegt also auch im Interesse der arbeitende»
Bevölkerung, daß uns der Weinbau in vollem Umfange so erhalten bleibt, daß er nicht bloß die
Erzeugungskostendeckt, sondern auch einen Gewinn abwirft.

' Meine Damen und Herren! Vergessen Sie nicht, daß auf dem Weinbau eine große
Anzahl von Steuern lasten und daß zu diesen Steuern jetzt eine Ausfuhrabgabe von bei Flaschen¬
weinen etwa 1,80 Mark durch die Sanktionen hinzugetreten ist, und daß diese Sanktionssteuer von
1,80 Mark uns noch weiter konkurrenzunfähigmacht. (Zuruf Hoffmann: Das zahlt ja doch der
Konsument!)

Ich kann meine Ausführungen in dieser Beziehung schließen mit den Worten: Deutsche,
trinkt deutsche Weine! (Zuruf links: Gebt uns das Geld dazu!)

Nun, meine Damen und Herren, hätte ich Ihnen bezüglichdes Haushaltsplans, soweit er
die landwirtschaftlichenGegenständebetrifft, als Beschluß der IV. Fachkommifsionvorzutragen, daß
wir nach reiflicher Prüfung der einzelnen Etats, der Weinbauschulenusw., zu der Ueberzeugung
gekommen find, Ihnen die glatte Annahme des Haushaltsplans, wie er vorgesehen ist, zu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat
Herr Abgeordneter Milan.

Abgeordneter Milan: Meine Damen und Herren! Das, was ich soeben an einer
falfchen Stelle vorgebrachthabe, möchte ich noch einmal kurz wiederholen: Es handelt sich um die
Ausgleichungeiner gewissen Ungerechtigkeit,die mir bezüglichder Gehaltsregulierung bei den Fach¬
lehrern der Provinzial-Wein- und Obstbauschulenvorzuliegen scheint. Die preußische Besoldungs-
nrdnung sieht bekanntlich vor, daß die Beamten in bestimmte Stufen eingereiht werden. Es ist
natürlich Anfgabe der Provinzialverwaltung, sich dem anzuschließen;es hat auch der Herr Landes'
hauptmann bereits gesagt, daß das geschehenwürde. Was jedoch die Fachlehrer an den Provinzial-
Wein- und Obstbcmschuleu anlangt, so scheint mir da die Sache nicht ganz zu stimmen. Sie find
in der 8. Stufe, und ihre Kollegen im staatlichen Dienst befinden sich in der 9. Stufe. Das
fcheiut mir eine Ungerechtigkeit zu sein. Das ist z. B. der Fall in Proskcm, Dahlem und Geisen-
heim a, Rh. Dazu kommt, daß auch andere Gruppen von Lehrern, die ungefähr dieselbe Aus¬
bildung und Leistung aufzuweisenhaben, in die 9. Stnfe eingereiht sind, z. B. die Gewerbelehrer
an den gewerblichen Fortbildungsschulen,die Haushaltungslehrerinnen, dann die Taubstummen- und
Blindenlehrer und anch die Weinbauwanderlehrer; die letzteren kommensogar unter Umständen bis
in die 10. Stufe hinein.

Meine Damen und Herren! Sie könnten nun fragen, ob es berechtigt ist, diesen Herren
die 9. Stufe zu gewähren, und wie ihre Vorbildung wohl liegt. Die Vorbildung ist folgende-
Sie haben die Reife für die Obersekunda einer höheren Lehranstalt nachzuweisen,dann folgt ein
Studium von vier Semestern, woran sich noch eine praktisch-pädagogisch-seminarischeAusbildung
schließt; endlich machen sie eine Prüfung als Diplom-Garteninspeltor, die sie bestandenhaben müssen,
'"" °i.ne solche Stellung zn bekommen. Sie sehen, das ist eine ziemlichschwierige Ausbildung; sie
entspricht auch ungefähr der Ausbildung der anderen Veamtentlnsfen,die sich in der Stnfe 9 befinden-
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Ihre Tätigkeit ist ebenfalls eine recht wichtige und bemerkenswerte: Neben der Pädagogischen
Tätigkeit als Lehrer und Erzieher für junge Leute, die schon über 15 Jahre alt sind, haben sie
manchmal größere Betriebe zu leiten; sie haben auch die Tätigkeit als Wanderlehrer auszuüben
und haben auch oft noch Sachverständigen-Gutachtenzu geben, wenn es von ihnen gefordert wird.
Das sind alles ganz wichtige Aufgaben, und es wird wohl daraus folgen, daß ihre Einreihung m
die 9. Stufe nicht unbillig ist. . . ^., ., «> e.

Dementsprechend haben die Obstbaulehrer aus Krenznachanch e,n Schreiben an den Herrn
Landeshauptmann der Rheiuprovinz gemacht, es möchte ihnen diefe Einstufung gewahrt werden.
In dem Etat finden wir aber eine solche Einstufung noch nicht. Ich möchte des ab °.e Provmzml-
vmvaltung fragen, wie sie sich zu der Sache stellt uud wie sie «w diese Einstufung denkt Mn
ist mitgeteilt worden, daß Herr Landesrat Müller bei einer Besprechungschon gesagt haben soll,
daß diese Einstufuug wohl gerechterweise kommen müßte. Wenn die Provmzmlverwaltung ^
Einstufung billigt. f° möchte ich doch bitten, möglichst bald diefer Ungerechtigkeit oder Unbillig-

""'Stellvertretender Vorsitzender Ullenbanm: Das Wort hat Herr Landesrat Mülles
Landesrat Müller- Der Herr Landeshauptmann ist etwas überrascht worden durch die

Eingabe, die die Wein-. Obstbau- und Landwirtschastslehrerin dieser Woche auch an d,e Provinzial¬
verwaltungeingereicht haben, überrascht deshalb, weil die Provinzialverwaltung gar nicht daran en t
ihren Vorschlagrückgängig zu machen,diese Herren in die Gruppe 9 einzurangieren. Da ist den
Lehrern zugesagt worden und mußte zugesagt werden, well der Staat d.e entsprechen en Beamten
ebenfalls in diese Gruppe eingereiht hat. Der Wortführer der Gruppe hat m« Mitgeteilt es gehe
das Gerücht, der Zentrumspartei dieses Hauses sei eine Sondervorlage bezüglich der Beamten,
besoldung gemacht und in dieser Vorlage kämen die Wein- und Obstbaulehrer mcht vor Meine Herren.
Briefe, die ihn nicht erreichten,das kennen wir ja wohl alle. Aber umgekehrt daß d.e Zentrums¬
partei eine Vorlage bekommt, von der niemand etwas weiß, die niemand verfaß und °bL°sch'ckt hat.
das ist nnverständlich. Auf solche Sacheu können wir aber auch

>«ir keine Jet und soviel muß jeder Beamte der Provinzialverwaltung "°n d m Be b ^
Nerwaltuug wissen, daß er nicht auf ein folchesGerücht hin e.ue Eingabe macht m emer Sache,
deren Erlediauna aemäß Zusage hier als selbstverständlich angesehen wird.

S llvert2 Ul enbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoff
I e r nckr Ho Dameu und Herren! Ich kaun diesen Etat n cht vorüber¬

gehen zur Sprache zu briugen. die sich in den letzten 14 Tagen m

"nem gro n ^ "M "id dort eme Situa t.ou Le ^ffe« h ' w

^ ^ ^ d^^

»in^
»»'!ch»K! ,h.°. Z.Mm« z« « U.,ff°!!»«° »°ch

"' «,.«, .. ich ,ch.w'.
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daß das Verhältnis zwischen Verbrancherschaft und Erzeugerschaft immer ein außerordentlich gespanntes
gewesen ist. In dankenswerter Weise fanden sich, durch die Not der Zeit getrieben, einige Herren
aus beiden Lagern zusammen. Ich erkenne hier dankbar an — ich pflege nie zu verallgemeinern,
sondern mich immer auf den Boden der Tatsachen zu stellen —, daß große Kreise der Landwirt¬
schaft nach der Richtung hin durchaus ihre Pflicht getan haben. Um so scharfer vernrteile und
bekämpfe ich mit allen Mitteln diejenigen Kreise der Landwirtschaft— und ich glaube, daß ich da
auch auf die Unterstützung der einsichtigenKreise der Landwirtschaft in diesem Hause rechnen
kann —, die in der unverschämtesten Weise die Notlage der Verbrancherschaftausnutzen (Sehr gilt!
links) und die das um so schärfer tun, je weiter wir in der Zeit vorschreiten. Leider hat der
Krieg ja die Moralbegriffc außerordentlich verwirrt, und es hat sich eine Sucht uach materiellen
Vorteilen herausgebildet, die zu bekämpfenjeder anständige Volksgenosse alle Veranlassung hätte.
GewisseKreise haben sich aber in diesen Zustand so hineingefundenund er ist ihnen so angenehm
geworden, daß sie ihn verewigen möchten; zu deni, was sie im Kriege und in der Nachkriegszeit
verdient haben, wollen sie unter allen Umständen weitere Reichtümer ansammeln. Ich verallge¬
meinere wieder nicht, wenn ich sage, daß auch iu der Landwirtschaft einzelne kleine Bauern, die
aber im großen und ganzen durch den im Volksmunde gebräuchlichen Ausdruck „Landwirt" nicht
getroffen werden (AbgeordneterHoffmann: Die haben es aber auch verstanden!) - Herr Kollege
Hoffmann, ich will ganz objektiv sein (Abgeordneter Hoffmann: Sind wir auch!) —, unter einem
gewissen Drucke zu leiden haben. Aber das sollten auch die Vertreter der Landwirtschaft nicht
verkennen und unumwunden zugeben, daß zweifellos die Landwirtschaft der Stand ist, der am
allerbesten durch den Krieg gekommenist. (Abgeordneter Hoffmann: Das ist richtig!) Das ist
eine Tatsache, die kein Mensch bestreitenkann. Ich will gar nicht auf die Einzelheiten eingehen,
daß sie sich iu prmotn Ernährung besser gestandenhat usw. Daß aber im allgemeinen die Land¬
wirtschaft gnt verdient hat, davon reden die Sparkassenbücher,die Bilanzen der Reifeisenvereine,
die Grundbücher der ländlichen Gemeinden, die noch nie so wenig Eintragungen gehabt haben —
es sind wohl noch nie so reine Grundbuchblätter geweseu wie heute —, eine viel zn deutliche Sprache.

Als in diesem Jahre die ersten Obstsorten und die erfreu Frühgemüsesortenzum Markte
kamen, da trat die Kölner Verbrancherschaftgeschlossenan die Regieruug heran und bat mit Rücksicht
auf die früher gemachtenErfahrungen die Regierung, rechtzeitigeinzugreifen, um es nicht zn Zu¬
ständen kommen zu lassen, wie wir sie leider jetzt haben. Die Kölner Regierung rührte sich nicht.
Der Kölner Regierungspräsident, an den wir vor vier Monaten herantraten und den wir namentlich
auch auf die Kaitoffelversorgunghinwiesen,erklärte: Die Kartoffelbewirtschaftungist frei. Damit
war die Sache erledigt. Der Herr Oberpräsident, der gleichzeitigvon uns benachrichtigtwurde,
stand der Sache schon etwas günstiger gegenüber; er erkannte, daß doch unter Umständen wieder
einmal eine Kalamität eintreten könnte, und schrieb uns damals: „Ich habe Ihre Anregung an die
Regierung weitergegeben. Auch ich kann mir denken, daß man für kritische Zeiten in irgendeiner
Form eine Reserve schafft." Es ist natürlich nichts geschehen. Nun wurden für diese Erzeugnisse
Preise genommen, die wirklich alles, was man schon gewohnt war, bei weitem überstiegen. (Abge¬
ordneter Hoffmann: Der tollste Wncher ist überall!) Das Kölner Wuchergericht,dem ich meine
Anerkennung nicht versage — der Herr Staatsanwalt bemüht sich, objektives Material zu sammeln—,
griff ein. Es wurde eine Protestversammlnng der Verbraucher in der vorigen Woche veranstaltet,
es fanden Verhandlungen bei der Regierung statt. Aber statt der erhofften Verständigung über
ngcndeine Preisfestsetzungkamen eines Morgens die ganzen Erzeuger des Vorgebirges nicht mehr
auf den Markt, und die Gemüsezüchterder vereinigtenOrtsgruppen des Rheinischen Vauernvereins
Küln-Rlldertal erließen im Kölner Stadtanzeiger folgende Bekanntmachung:
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„Zur Aufklärung!
Die heute zu einer Versammlung zufammenngetretenensämtlichenOrtsgruppen des

Rheinischen Vauernvereins der Umgebung Kölns beschlossen einstimmig, in Anbetracht der
durch die städtische Verwaltung und Polizei geschaffenen unhaltbaren Marktverhaltnisse den
Kölner Markt nicht mehr zu beschicken (Zuruf: Unerhört!), da ihre Frauen und Töchter sich
der Gefahr nicht aussetzen wollen, mit dem Wuchergericht Bekanntschaftmachen zu muffen.

Wir erstreben keine höheren Preise, sondern wollen nur gesunde Marktverhältnisse
geschaffenhaben. — Um die Verbraucher zu schützen, ersuchen wir die Geschäftsleuteund
Händler, welche Waren benötigen, sich direkt an ihre bisherigen Lieferanten zu wenden.

Dieselben werden in jeder Weise den Abnehmern eine gute, reelle Bedienungzusichern.
. Die Gemüsezüchterder Vereinigten Ortsgruppen des Rheinischen Vauernvereins

Köln-Raderthal."
Meine Damen und Herren! Das Letztere ist lediglich eine Phrase. (AbgeordneterHoff¬

mann: Sehr richtig!) Wer die Abfatzverhältnifsean Ort und Stelle in der Nähe der Markthalle
studiert hat, weiß, daß da von Abnehmern gar keine Rede fein kann. Es trifft auch das Händler-
tum eine große Schuld: Die Erzeugniffe wurden den einfahrendenBauern schon, bevor sie zum
Markte kamen, abgenommen,und jeder Preis wurde angelegt. Die Fälle, in denen das Wucher¬
gericht eingeschrittenist, waren außerordentlich rabiat. Inzwifchcn hat nun auch die Stadtver¬
waltung zu der Sache Stellung genommenund dazu folgendes geäußert:

„Nach Zeitungsnachrichtensoll seitens der Erzeuger in Versammlungender Beschluß
gefaßt worden sein, den Kölner Markt nicht mehr mit Waren zu versorgen. Offiziell hat
die Stadtverwaltung hiervon bisher noch keine Mitteilung erhalten. Jedoch waren auf dem
Dienstagmarkt nur ein Drittel der Erzeuger erschienen. Diese Tatsache spricht für die Richtig¬
keit der in der Prefse erschienenen Mitteilungen. Sollte tatsächlicheine derartige Streik¬
parole ausgegeben oder beabsichtigt sein, so erscheintdas Vorgehen der Erzeuger absolut
unverständlichund kann in keiner Weife gebilligt werden,"

Es folgt dann eine Mitteilung über die Verhandlungen, die bisher gepflogenworden
waren, und es heißt dann:

„Seit Anfang des Monats find folgende Fälle, die von der städtischen Polizei auf¬
gegriffen waren, zur Aburteilung durch die Gerichte gelangt, nachdem jeden Vormittag die
Feststellung der Marktpreise durch die Polizei iu Verbindung mit Händlern und Verbrauchern
erfolgt war: Kohlrabiverkaufzu 60 Pfennig (Marktpreis 25—40 Pfennig), kleines Bund
Mohren zu 80 Pfennig (Marktpreis 40—60 Pfennig für ein normales Gebund), Wirsing
zu 90 Pfennig (Marktpreis 60 Pfennig), gefchofsener Salat zu 90 Pfennig (Marktpreis
30—60 Pfennig) ufw. ufw."

Hier sind die Obstpreisenur in einem Falle angegeben: Kirschen 5,50 Mark (Marktpreis
3.50-4,50 Mark).

Es ergibt sich hieraus, daß die PreisprUfungsstelledes Wuchergerichtsnur in den Fällen
"ngcschiitten ist. die recht erhebliche Überschreitungender festgesetztenPreise gezeigt haben. (Abgeord-
"°ter Hoffmann: Die Wuchergerichtesind auch nur Dekoration!) Dem sollte sich tatfächlich kein
«"ständiger Landwirt entziehen. Stattdesfen kommt diefe Annonce des RheinischenVauernvereins.
Selbstverständlichwird nachher Herr von Lo8 sagen: Das ist nur die Filiale Köln-Raderthal, auf
b« haben wir keinen Einfluß. (Zuruf: Von Lo8 ist nicht da!) Herr Völlig ist hier, er beherrscht
bü Materie und kann mir antworten. — Daran zweifeln wir Verbraucher. Wir kennen genau

30»
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die straffe Organisation, die die Landwirtschaftheute hat. Herr von Lo«, die Führer der Land¬
wirtschaftund die Führer des RheinischeilBaueinvereins können derartige Extrasprünge irgendeiner
Ortsgruppe unserer Auffassungnach uuter allen Umständen verhindern.

Welche Situation hat sich nun in Köln hieraus weiter ergeben? Am Donnerstag, den 14,,
haben zunächstdie Eisenbahnerorganisationenaller Richtungen — nicht etwa nur die freien Gewerk¬
schaften,nein, auch die christlichen Gewerkschaften — folgenden Aufruf erlassen: .

„Die Landwirte des Vorgebirges haben die Belieferuug des Kölner Marktes mit Kartoffeln
und Frühgemüse seit Dienstag früh eingestellt. Das bedeutet die Aushungerung Kölns!
Landwirte! Seid Ihr Euch Eures Vorgehens bewußt? Ist Euch bekannt, daß die Kölner
Bevölkernng in ihrer überwiegendenMehrheit seit Wochen ohne Kartoffeln war? Ist Euch
ferner bekannt, daß bei den hohen Preisen für Frühkartoffeln und Frühgemüse die Bevölkerung,
namentlich soweit sie Arbeitnehmerkreisenangehört, wirtschaftlichvollständig zusammenbrechen
muß? Ist Euch ferner bekannt, daß feit dem Zusammenbrnch täglich vom Wiederaufbau
Deutschlandsgeredet wird, dieser Wiederaufbau aber nur möglich ist in einträchtigem Zusammen¬
wirken aller Volkskreise?

Wie verträgt sich aber Euer Vorgehen damit? Wie verträgt sich das aber insbesondere
mit Euren so oft gerühmten christlichen Grundsätzen? Wir wissen, daß der Beruf des Land¬
wirts kein leichter ist. Wir gönnen jedem einen angemessenen Verdienst. Wir wissen aber
auch, daß Ihr Landwirte während des Krieges große Gewinne gemacht habt, die Stadt-
bevölkernngaber kaum soviel hat, das nackte Leben zu fristen. (Sehr richtig!) Alle Geduld
hat ein Ende.

Die unterzeichnetenEisenbahnerorgcmisationcnhalten es für ihre heiligste Pflicht, die
Interessen der Stadtbevölkerung zn schützen. Sie werden Mittel und Wege zu finden wissen,
Eure Pläne zu durchkreuzen, Landwirte, seid gewarnt!

Deutscher Eisenbahnerverband, ReichsgewertfchaftDeutscher Eisenbahnbeamten und
Anwärter, Gewerkschaft Deutscher Eisenbahner und Staatsbedieusteter."

Also die Eisenbahner aller Richtungen stehen hier in einer geschlossenenFront. Was wird
nun? Kommt es zu keiner Einigung, so zieht die Sache weitere Kreise. Es ist mir heute
berichtet worden, daß in Bergarbciterkreiscndes Vrcnmkohlenreviersder Plan erwogen wird, der
LandwirtschaftBraunkohle und Elektrizität solange zu sperren, bis die Erzeuger geneigt sind, die
Verbraucher wieder zu beliefern. (AbgeordneterHoffmann: Erziehungsmittel!) Nun, meine Damen
und Herren, man kann zu der Sache stehen wie man will, eins ist meiner Auffassung nach sicher:
Wenn es unternommen werden sollte, eine Stadt wie Köln auszuhungern — und in die Lage, in
der Köln heute ist, kann jede andere Großstadt morgen oder übermorgen kommen —, dann wird
die Sache Konsequenzennach sich ziehen, die heute unmöglichhier zu übersehen sind. Wir haben
mit der Bauernschaft verhandelt, immer und immer wieder, wir haben dasselbeerklärt, was in dem
Aufruf gefagt worden ist, daß wir durchaus gewillt sind, der Landwirtschaft einen angemessenen
Nutzen zu lassen; jeder Arbeiter ist seines Lohnes wert, uud ich habe alle dahingehenden Bestrebungen
stets ans das wärmste unterstützt. Aber, meine Damen und Herren, was die Verbraucherschaftver¬
langen kann, und was auch eiu einsichtiger Landwirt meiner Auffassungnach nicht verweigerndürfte,
ist, daß er nun durch die Organe, die dazu da sind, dem Verbraucher klarmacht: Das und das
kostet mich heute mein Produkt, das kann ich dir nachweisen. Aber das wird rundweg abgelehnt,
und in den Verhandlungen, die bei der Kölner Regierung stattgefundenhaben, sind erst nach langem
Drängen Berechnungenüber Erzeugerpreisevorgelegt worden, die, wie mir berichtet worden ist, von
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den zuständigen Syndikussen der Bauernvereinc mit einem vielsagenden Lächeln überreichtworden
sind uud von deueu mir nachherLandwirte, die wirklich sich selbst opfernd für die Verstäudlgung
eingetreten sind, mir erklärten: Es ist ein Hohn, solche Berechnungenaufzumachen ^ch habe f.e
leider uicht hier, weil ich uicht darauf gefaßt war. daß die Sache hier zur Sprache kommeu würde.
Aber Fachleute haben mir. wie gesagt, erklärt, daß es der reine Hohn ist. derartige Berechnungen
vorzulegen. Es ist danu auch eine Kommissionaus Gewerkschaftskreise« gebildet worden, die am
Mittwoch oder Donnerstag ins Vorgebirge reisen sollte, um sich dort au Ort uud Stelle zu über-
zeugen, daß die hohen Preise gerechtfertigtseien. Ich bin noch.nicht,m Bilde, welches Resultat
die Besichtigunggehabt hat. ^ - -c^. . n^..^>

Ich habe die Sache heute hier vorgebracht, weil führende Männer der rheinischen Land¬
wirtschaftAbgeordnete dieses Hauses siud. Ich möchte Sie dringend bitten ^hren «auzen Emflnß
dahin geltend zn machen, daß es in dieser Frage nicht zum Aeußerstenkommt. Es wurde das
Kouseauenzennach sich ziehen, die wir alle, soweit wir ein Interesse daran haben, ordnungsmäßige
Zustände zu behalte», lebhaft bedaucru müßten. -l'^.,.

An die anwesendenVertreter der Regierung, namentlich an den Herrn Oberprastdenten.
richte ich die dringendeBitte, die Sache, namentlichauch was die Herbstversorgungder Bevol er.mg
mit Kartoffeln betrifft, uicht au sich hemutreten zu lassen, soudern aus sich heraus die ^nitmti e
zu ergreife«, damit rechtzeitigzwischen den große« Spitzenorga«isatio«eue,«e Vereinbarung zustand
kommt, welche gewährleistet, daß im Herbst der städtischeVerbraucher darauf rechnen taun, «u
einem augemcsscneu Preise seine Kartoffeln in den Keller zn bekommen. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterBauknecht.
AbgeordneterBanknecht: Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die Absich^ mich

in diesen Streit hineinzumischen,sondern ich beabsichtige nur. ewige Ausführungen zn dem Beuch
des Herrn Abgeordneten von Stedman bezüglich der Frage der Sanktionen nnd der Emfnhr von
Wein in ihrer Wirkung auf die chemischen Winzer zu machen. Ich "«ß.Wen: Nicht uur du-

rheinische:.Wiuzer. die verhältnismäßig noch den günstigsten Pre^s ür ihre Pr " 'ck'
souderu hauptsächlichauch die kleineu Wiuzer an der Ahr uud der Mostl "en unter dus n V^
Ntuissen sehr zu leiden. Dort haben wir eine ganze Masse W.nzer. die lediglich °« de lus
bis 2 Fndern Wem. die sie jährlich produziere«, leben. Dort ist zweifellosfestzustellen, daß alle
diese Winzer auf Gruud der drückenden Preisverhältnisse durch die Einfuhr der Mme nahezu «n
den Bankr tt kommen. In dieser Beziehungunterstütze ich die Ausführungen des

Etwas anderes ist es aber mit den Ausführuugeu. die Herr von stedman übe d e
Wirkung der Einfuhr am Niederrhein gemachthat; darauf einzugehen,muß ich nur aber aus mye
liegendenGründen verfagen. ^ «^ .^ . >. ^ «,«. „^..^ ttnfsmanu.

Abaeordneter Hoffmann: Meine Dameu und Herren! Die Ausführung „des ymn
Kollegen H wd m ^ Bestätignng defsen was ich bei der "" ^
Herr Freiherr von Loö hat ja als Führer der Bauern hier nachher das Wort genommen
Einspruch daaeaen erhoben, als wenn die Baueru nicht Wucher trieben.

Mr aben mm 'durch die Maßuahme der Bauer« W w Na^^
lache zu veneickmen daß hier eine Aushuugeruug Kölns provoziert ist. uud daß die "veu r^ap

die Ko'^ Gegenmaßual)iue«vorbereitet. ^ w ^i ^ un
dbst. ist es auch auf anderen Gebieten, wo die Agrarier, wo die Bauern Wucher "elben. d e ia
nicht üur Kri"gsgewim.e. fouderu auch Nevolutiousgewiunegenügendgemachthaben. Selbst du
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Säugliugsfürsorge steht in großer Gefahr, da die Banern ja auch enormen Milchwuchertreiben.
Die Preise für Milch sind derartig in die Höhe gegangen, daß die arbeitende Klasse Milch gar
nicht mehr kaufen kann. Trotz aller Vereinbarungen, die mit den einzelnen Bauernschaftengetroffen
wurden sind, waren sie nicht zu bewegen, irgendwie die Preise herabzusetzen, sondernwir haben die
Erfahrung machen müssen, daß sie uns erklärten, daß im Laufe des Jahres weitere Milchpreis-
steigerungeu eintreten. Da nun die Provinz als Organ für die Erhaltung der Säuglinge und
für die Erhaltung des Volkes ebenfalls enorme Aufgaben hat, muß sie sich auch mit dafür ins
Zeug legen, daß entschieden gegen diese Maßnahmen, gegen diese Wncherbestrebungender Agrarier
Front gemacht wird und daß unter allen Umständen dieses Treiben durch die leitenden Instanzen
der Rheinprovinz unterbunden wird. Wir müssen für die Herren von Freiherr« von Lotz abwärts,
für die gesamten Bauern, dafür sorgen, daß sie orärs äo multi zu parieren haben. Bis hierher
und nicht weiter! Es geht nicht an, daß die Bauern die große Masse des Volkes auspowern.
Gegen diese Leute ist die Diktatur die beste Maßnahme.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: In der Diskussion ist verschiedene Male der
AbgeordneteFreiherr von Loß genannt worden. Ich will den Mitgliedern des Hauses mitteile«,
daß der Abgeordnete von Lotz dem Büro heute nachmittag mitgeteilt hat — er war persönlich
hier —, daß er zu seinem Bedauern um 4 Uhr die Versammlung verlassenmüßte. Er ist also
nicht anwesendund konnte nicht anwesendsein. Ich möchte dies dem Hause mitteilen, damit Sie
darauf Rücksicht nehmen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Völlig.
Abgeordneter Völlig: Meine Damen nnd Herren! Ich hatte an und für sich nicht

erwartet, daß der Rheinische Pruvinziallandtag gerade der geeignete Ort wäre, um eiue große
Crnährungsdebatte zu führen, aber nach dem Auftakt, der durch die letzten Herren Redner gegeben
worden ist, scheint es ohne diese nicht zu gehen. Ich will dieser Debatte absolut uicht ans dem Wege
gehen. Wer meine Tätigkeit in den letzten 20 Jahren im öffentlichen Leben kennt, weiß, daß ich
derartigen Dingen grundsätzlichnicht aus dem Wege gehe. (AbgeordneterHoff: Sehr richtig!)
Ich habe an vielen, vielen Stellen schon meinen Standpunkt zu diescu Fragen dargelegt.

Grundsätzlichhabe ich Ihnen folgendes zu sagen. Zum Wucher auch in den eigenen
Reihen nehmen die Landwirtschaft, ihre Führer uud Organisationen den Standpunkt ein, den jeder
anständige Mensch dem Wucher gegenübereinnimmt, das ist der der absoluten Verurteilung. Und
wenn in den Ausführungen gesagt worden ist: In der Landwirtschaft ist hin und wieder während
der Kriegszeit und während der Nachkriegszeit von dem einen oder auderen Wucher getrieben
worden, so ist das zu bejahen. Aber, meine Damen und Herren, bedenken Sie, ein wie großer
Berufsstand die Landwirtschaft ist, und wir wollen die Rollen einmal tauschen und annehmen, Sie,
die Verbraucher, wären die Landwirte. Glauben Sie, daß Sie dann von dieser Stelle aus erklären
könnten: In unseren Reihen ist keiner, der anch nicht einmal den ungeraden Weg gegangen ist?

Herr Kollege Hoff ist dann auf die Verhältnisse eingegangen, wie sie im Augenblick bei
der Stadt Köln liegen. Ja, meine Damen und Herren, ich bin weder Obstzüchternoch Gemüse¬
bauer. Ich muß mir als Landwirt mein Obst kaufen, weil ich selbst keins habe, und Gemüse
bringen unsere Gärten in diesem Jahre nicht so viel, daß mein Haushalt davon leben kann.
Ihnen zu sagen, ob die Preise, die genommenwerden, Wucherpreisesind, vermag ich nicht. Da
müssen Sie schon dazu übergehen, sich eine genaue Aufrechnung machen zu lafsen. Dabei wollen
Sie eins bedenken, daß in diesem Jahre bei der schlechten Ernte der Divisor leider ein außer¬
ordentlich kleiner ist. Gehen Sie einmal draußen in die Fluren, so werden Sie sehen, daß man
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in weitesten Bezirken — davon wird sich auch Ihre Kommissionüberzeugen— von einer eigent¬
lichen Ernte in Gemüse und Frühkartoffelnkaum reden kann. (Abgeordneter Dr. Heß: Sehr wahr!)
Das ist bei dem heutigen Stande der Volkswirtschaftbesondersbedauerlich.

Wenn Sie weiter sagen, der Bauernverein als Organisation sei für Beschlüsse oder Ent¬
schlüsse, die einzelne seiner Unterorganisationen treffen, verantwortlich, so muß ich das ablehnen,
und zwar aus folgendem Grunde: Sie kennen vielleicht den Aufbau des Vauernvereins nicht genau.
Er baut sich auf demokratischer Grundlage auf; dafür weiden Sie auf der linken Seite ja besonderes
Verständnis haben. Die einzelnen Kreisbauernschaftenfind für die örtlichen Dinge in ihrem Bezirk
wie für die Beschlüsse und Entschlüsse, die sie in ihren Versammlungentreffen, selbst verantwortlich.
Es ist ganz unmöglich,daß Sie etwa die Leitung des Bauernvereins dafür verantwortlichmachen,
wenn Sie berechtigterweisean der einen oder anderen Maßnahme einer Unterorganisation — sei
es einer örtlichen Organisation, sei einer Kreisbauernschaft— etwas auszusetzen haben.

Ich bin der Auffassung, daß der Weg, der jetzt in Köln beschütten worden ist, der richtige
ist: daß sich die Verbraucher und Erzeuger an eiue» Tisch gesetzt haben und sich über die Dinge
aussprechenund daß dann der städtische Verbraucher eiumal nach draußen auf das Land geht und
sich ansieht, welche großen, großen Schädigungen die so beklagenswerteDürre mit sich bringt,
Schädigungen, die später für die Ernährung noch in viel stärkeremMaße zum Ausdruckkommen
werden, als es bis jetzt schon der Fall ist. Dann wird sich der städtische Verbraucher überzeugen,
daß man derartige Dinge außerordentlichsorgfältig betrachten muß und sie nicht mit einer Hand-
bcwegungabmachenkann, indem man erklärt: Auf der Seite der Erzeuger wird Wucher getrieben,
wir städtischen Verbraucher werden bewuchert. Ich erkläre grundsätzlich noch einmal: Wo Wucher
getriebenwird, wird er von allen anständigen Leuten absolut abgelehnt. Aber prüfen Sie immer
den Einzelfall, ob Wucher getrieben wird.

Nun, weshalb sind die Verhältnisse in Köln, soweit ich es beurteilen kann, so nnßer-
ordentlichunangenehm geworden? Soviel mir bekannt ist, sagen die kleinerenLandleute des Vor¬
gebirges: Die Handhabung der Wnchergesetzgebung ist eine so außerordentlichschroffe — schroff ist
vielleicht nicht der richtige Ausdruck —, sondern ihre Grundlage nicht so einwandfrei und nicht so
den Einzelfall berücksichtigend, daß nicht mitunter auch einer zu Unrecht gefaßt wird und daß ein
Nann, der vielleicht für 50 Mark dort verkauft uud tatsächlich nicht gewucherthat, zu mehreren
WochenGefängnis oder zu eiuer Woche und Tausenden von Marken Geldstrafe verurteilt wird.
Das hat, soweit ich die Dinge überschauen kann, die Veranlassung zu dem Schritt gegeben, der
geschehen ist. Ich habe mit Ihnen den lebhaften Wunsch, daß jetzt, nachdem Verbraucher uud
Erzeuger sich näher gekommensind und vor allem die Besichtigungder Felder stattfindet, diesem
durchaus unerwünschtenZustande rasch ein Ende gemachtwird.

Nuu. meine Herren, man sieht ja. hier kann man zu landwirtschaftlichenDingen reden
uhue jede Sachkenntnis. Die Sachkenntnis ist hier, wie zu vielen andere» Dingen, mcht erforderlich.
(Zuruf Hoffmllun: Wir sind auch Sachkenner, wir stammen auch vom Laude!) Der Herr Vor¬
redner hat erklärt, die Milchbauern nähmen unerhörte Preise. Ich bin 40 Jahre Landwirt, uud
heute uoch Laudwirt. Ich will Ihnen eins sagen: Ich bewirtschafte - bitte erschrecken Sie mcht
- 800 Morgen bin also Großagrarier, der ja bei Ihnen besonders beliebt ist. ^ch bitte, lommen
Sie hente zu mir hinaus. Auf 70 Morgen Kleefeldern bringen Sie es nicht fertig v°'id,esen
Feldern anch nur eine Fuhre Klee bei einer Tagesarbeit von zwei Männern niemen 65 Milchkühen
zuzuführen. (Abgeordneter Hoffmann: Warum denn nicht?) Gehen Sie mit Sie sind eingeladen.
(AbgeordneterHoffmann: Jawohl!) Ich halte Sie beim Wort. (Zuruf AbgeordneterHoffmann:
Das können Sie') Dann werden Sie hier Ihre Erklärung abgeben tonnen. (Abgeordneter
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Hoffmann: Nach der Tagung!) Nuu, meine Damen und Herren, wie liegen denn die Dinge? Wir
werden auf dem Gebiete der Milchvcrsorguugbedauerlicherweise zu schlimmen Zuständen kommen.
Wenn es nicht iu deu nächstenTagen regnet, ist ans Wochen und bei uuseren Wirtschaften, die
keine Weide haben, auf Monate hinaus die Möglichkeit, Grllnfutter hereinzubringen, vollständig
ausgeschlossen. Und womit ernähren Sie denn heute die Tiere? Sie ernähren sie lediglichmit
gekauftemFutter. Nun ein paar Zahlen, denn die sind dabei wichtiger als alles andere. Sie
können heute Leinkuchen die 100 Kilo zu 380 Mark haben. Ich habe sie im Frieden zu 10 bis
16 Mark getauft. Sie können heute Sesamknchenzu 300—320 Mark kaufeu, ich habe fie im
Friede» zu 10—12 Mark gekauft. Sie können hente Heu zu 80—85 Mark de» Zentner kaufen.
Ich habe in meinem Leben huuderte Waggons zu 2 Mark bis 2,50 Mark den Zentner verkauft.
(Hört! Hört! rechts.) Nun, meine Damen und Herren, tnn Sie sicher das tatsächlichAlle»
uugeeiguetste,wenn Sie nun dem Landwirt vorwerfen, er nähme zu hohe Preise, ausgerechnetfür
Milch. Ich sage Ihnen eins: Es gehört ein energischer und fester Wille und eine starke Rücksicht¬
nahme auf die Allgemeinheitdazu, wenn der Laudwirt heute sciuc Milcherzeugung aufrecht erhält.
(Sehr richtig! rechts.) Ich sage Ihnen aber noch eins: Dem Laudwirt, der sciuc Milcherzeugung
von: 1. Januar 1915 bis zu dieser Stunde unentwegt aufrecht erhalten hat, dem follteu Sie gerade
aus städtischen Kreisen außerordentlichdankbar sein (Sehr richtig! im Zentrum), denn dieser Zweig
der Landwirtschaft ist in dieser ganzen Zeit ein durchaus vcrlustbriugeudergewesen. (Sehr richtig!
rechts.) Meine Damen und Herren, wenn Sie darllber Material haben wollen — ich habe es in
der Kölner Stadtverordnetenversammlung häufig gegeben, und die Zahlen sind nicht angezweifelt
worden —, fo stehe ich Ihnen stets zur Verfügung.

Ich meine, lasten wir doch das 'eine: entzweien wir uns doch nicht immer weiter und
weiter unnötigerweise. (Abgeordneter Host: Das ist auch unser Bestreben!) Damit erreicht mau
nichts, wenn man hier, ohne die Dinge genau zu kennen, einfach sagt: Die Preise, die genununen
werden, sind zu hoch. Das kann nur der beurteilen, der tief in die Materie hineinsteigt und sich
dauu ein genaues Bild über die Sache machenkann. Es hat gar keinen Zweck, daß wir uns hier
darüber die Kopfe heiß reden; die Frage können wir hier nicht entscheiden.Aber eines küuucu wir
sicher tun: die Gegensätze zu mildern suchen und gemciuschaftlich arbeiten, daß wir in dieser augen¬
blicklich außerordentlichschwierigen Zeit vor Unruhen und ähnlichen Dingen bewahrt bleiben. (Leb¬
hafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderMlenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter I)r. Heß-
Abgeordneter Dr. Heß: Meine geehrten Damen und Herren! Ich habe in der vorigen

Tagung Veranlassung genommen,hier einiges darüber zu sagen, in welche schwierige wirtschaftliche
Lage der rheinische Winzerstand zn geraten droht. Ich beabsichtige,bei der vorgeschrittenenZeit
uud bei der Geschäftslage des Hauses uicht, hier längere Ausführungen nach der Richtung zu
machen, sondern ich möchte mich lediglichdarauf beschränken,namentlich mit Rücksicht darauf, daß
eine ganze Reihe von Damen und Herren in unserer Versammlung sind, die die Verhältnisse selbst
lenucn, Ihnen einen Antrag zu uuterbreiten mit der Bitte, ihm Ihre Zustimmung geben zu wollen-
Dieser Antrag lautet so:

„Der 61. RheinischeProvinziallandtag beschließt:
Die Neichsregierung wird mit allem Nachdruckdarauf aufmerksam gemacht, daß die
rheinischen Winzer und unter diesen besondersdie Notwcinwinzcr durch die sugeuaunteu
Sanktionen in eine überaus ernste wirtschaftliche Krise zu gerate» Gefahr laufen. El
ersucht die Neichsregierung, der Abwendung dieser Gefahr die größte Aufmerksamkeit
zu widmen."
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Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Der Antrag steht mit zur Debatte. Das
Wort hat der Herr AbgeordneteHoff.

Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren! Nur ein paar Worte. Ich habe mich
Mit Herrn Kollegen Völlig schon sehr oft in ruhiger und sachlicher Weise Wer die hier vou mir
angeschnittenen Fragen unterhalten. Ich gehe in fast allein, was er gesagt hat, vollkommeu mit
'hm einig. Auch bezüglichder angeschnittenenMilchfrage trete ich bis zn einem gewissen Grade
seinem Standpunkte bei. Aber auf das, was ich gerade will, ist er nicht eingegangen. Er sagt
hier: Es muß jemand, um ein Urteil abgeben zu können, iu die Materie eiudringeu. Dazu bm
ich bereit, und zwar in der ruhigsten und objektivsten Weise. Aber die Gelegenheitwird uus nicht
gegeben. (Zuruf Abgeordneter Völlig: Sie haben doch die Milchkosten berechnet!) Herr Kollege
Völlig, ich habe die Beispiele hier angeschnitten. Ich hoffe, daß wir. wenn wir nach Köln kommen,
uns auch über die vorgelegten Beispiele dort einmal nnterhalten können. Sie haben m wahr¬
scheinlich die Aufrechnunggelesen, die durch den Syndikus am vorigen Freitag bei der Regierung
Überreicht worden ist Dazu eiu Brief von einem Bauern aus Köln-Rath; er schreibt:

„Wo ist das Land, das 600 Mark Pacht kostet? Hier in Rath bieten die Bauern der
Stadt für Gemeiudelaud sage und fchreibe 15 Mark! Auch die Düngerberechnnngin der
Kalkulation ist unrichtig; miudesteus eiu volles Drittel des gemnnteu Betrages ist beim
Gemüsezu hoch augesetzt.« (AbgeordneterHoffmaun: Hört! Hört!) „Die Kartoffelberechuuug
ist ebenfalls falsch: Saatgut 15 Zentner, Ertrag 18 bis 25 Zentner! Darüber lachen m
die Kühe« schreibt er als Fachmann. „Der Dünger für die Kartoffelbestellungist mit
1200 Mark für Stalldünger und 350 Mark für Kunstdünger um mehr wie das Doppelte
zu hoch berechnet! Nicht berechnet ist ferner, daß das Land zum größten Teil doch zweimal
abgeerntet wird; die Prcife für Pacht und Dünger müssendaher halbiert werden. — Darauf
ist der größte Wert zu legen, daß die Bauern im Vorgebirge zweimal ihre Felder abernten,
in gewissenFälleu sogar dreimal von demselbenStück ihre Ernte ziehen. - „Die ganze
Aufstellung ist entweder von Lenten gemacht, die nichts vou der Landwirtschaft verstehen,
oder sie ist absichtlichso gefälscht worden, damit die ungeheuerlichenPreistreibereien der
Bauern begründet werden können."

Das sagt eiu Laudwirt. Auf der audercu Seite sagt der Verbraucher: Die Aufstellung
kann nicht richtig fein. Nun sind wir bereit, als praktifche Politiker den Mittelweg zu suchen. Da
bitte ich die Herren der Landwirtschaft, die hier sind, uus dazu Gelegenheitzu geben. Sie werden
sich erinneru, daß ich beim Staatssekretär in Koblenz '»ehr als einmal gesagt habe: Beweisen Sie.
°«ß die Landwirtschaft iu Not ist, so wird die Arbeiterschaftgerne bereit sein, eine Hilfsaktion für
die notleidende Landwirtschaft einzuleiten. (Abgeordneter Völlig: Sie fprechenimmer nur von
Obst uud Gemttfe!) Soviel Verständnis köuueu Sie bei den Volksgenossen, die uns nahestehen,
voraussetzen. <> «.

Nuu sagt Herr Völlig, die Erute iu Frühkartoffeln und Gemüse ist schlecht, ^a, Herr
Kollege Völlig die Verbraucherschaft- und ich habe heute das Verguügeu. Vorscheudereiner
Organisation zu sein hinter der etwa 600 000 Verbraucherfamilien der Nheinprovn.z stehen -
s«l,t- Ja, der Vaner' hat jedes Jahr eine andere Ansrede. Dieses Jahr ist es 'hm em bißchen
""Nu gewesen, da ist «ichts gewachseu;im vorige» Jahr hat es zn früh geregnet, da rst anch
"ichts gewachsen. InMsche» kommt aber Obst - worum es sich hier dreht - m ungeheure»
beugen auf den Kölner Markt. In der vorigen Woche gingen soviel Iohanmstrauben ein daß
büses an sich leckere Obst, das am Tage vorher zu 3 Mark. 3.50 Mark und 4 Mark angeboteu
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wurde, zu 1,75 Mark bis 1,80 Mark in einwandfreier Qualität abgegeben wurde. Ja, Sie
nicke» mit dem Kopfe. Das kann der Verbraucher eben nicht verstehen. Wenn da einmal durch
Zufalle, durch Eisenbahnstockuugen und dergleichen von einem Produkt etwas reichlich viel zu gleicher
Zeit auf deu Markt kommt, dann nimmt man 1,75 Mark, und trotzdem kanft man kein Grammophon
weniger in Fischeuichund Umgegend. Das können wir nicht verstehen. Ich habe eine einwand¬
freie Berechnung, wonach ein einziger Bauer im Vorgebirge für Über 300000 Mark Kirschen
gccrntet hat. Ich bin bereit, bei den späteren Verhandlungen in Köln Mann und Pferd zu nennen.
So wie ich versuche, in die Seele des Landwirts mich hineinzndenken,müssen die Herren von der
Landwirtschaft versuchen, sich in die Seele des Arbeiters hineinzndenken,in die Seele der Mutter,
die zu Hause 5 bis 6 Kinder hat und nicht in der Lage ist, ihnen einmal ein Pfnnd Kirschen
mitzubringen. Wenn früher der Arbeiter von der Arbeit kam, dann war es ihm ein Bedürfnis,
für seine 6 oder 7 Mäuler einmal zwei oder drei Pfund Kirschen für 20 oder 30 Pfennig zu kaufen.
Heute hört er wohl die Frage: Vater, warum bringst du uns nicht mal Kirschen mit? Aber er
kann sie nicht kaufen. Das ist ihm bei einem Preise von 5,50 Mark nicht möglich. Sie können
sich denken, was für eine Stimmung das erzeugt. Die Landwirte haben recht, sie wuchern nicht,
sie fordern nur, was sie für ihre Produkte haben wollen. Aber einen Einblick wollen sie uns
nicht geben. Sorgen Sie mit dafür, daß uns diese Gelegenheit gegeben wird.

Für diese Obstgeschichte ist es schon zu spät. Mir liegt im Augenblick daran, daß der
Oberpräsidcnt hört, wie die Sache steht, daß er veranlaßt, daß wir rechtzeitigzusammenbcrnfen
werdeu. Herr Obeipräsidialrat Brandt hat ja in liebenswürdiger Weise die Sache schon in die
Hand genommen,daß wir für die HerbstversorgnngRichtlinien haben. Sonst haben wir dasselbe
wie früher, daß Hunderte von Betriebsräten aufs Land fahren »nd eine künstliche Nachfrage hervor¬
rufen, Preistreibereien in Szene setzen, und letzen Endes sind wir im kommenden September-Oktober
wieder genau soweit wie voriges Jahr, daß keiner Kartoffeln hat.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterKemmanu.
AbgeordneterKemmanu: Meine Damen und Herren! Befürchten Sie nicht, daß ich

jetzt, nachdem foviel geredet worden ist, Ihnen noch eine lange Rede halten werde. Aber, meine
Damen und Herren, ich kann es nicht unterlassen, die Ausführungen meines Herrn KollegenVöllig
deutlichzu unterstreichen. Die Worte waren mir voll und ganz aus der Seele gesprochen. (Abge¬
ordneter Hoffmann: Das ist agrarischer Korpsgeist!) Durchaus nicht. Ich möchte auch die Ein¬
ladung an Herrn Hoffmann richten, zu uns auf die kleinerenGüter zu kommen. Ich bewirtschafte
auch ein kleines Gut. Da wird er sehen, daß die Futternot auch da eine so eminente ist, daß wir
vor der Frage stehen: Sollen wir unser Vieh weiter durchhalten? Ich will die Frage nicht weiter
erörtern. Herr Kollege Völlig hat dazu ausgeführt, was auszuführen war; ich will es nicht wieder¬
holen. Ich möchte aber unterstreichen,daß jeder anständige Landwirt — und das ist die über¬
wiegende Zahl, eine Zahl, die mindestensim gleichen Verhältnis steht zu der Zahl der anständigen
Leute in jedem anderen Stande — jeden Wucher mit irgendwelchen Lebensmitteln auf das entschie¬
denste verurteilt und daß wir, auch ich, stets und immer wieder dagegen eingeschrittensind und
Vorhaltungen dagegen erhoben haben. Aber, meine Damen und Herren, unsere aufklärendenAB'
führnngeu mögen noch so ausführlich uud überzeugendvorgetragen sein, die Herren von der Linken
können wir nicht überzeugen, weil sie ihre Ausführungen zu agitatorischenZwecke» brauchen und
brauchen müssen; sie haben das notwendig. Deshalb hat es keinen Wert, diese Ausführungen
nnmer erneut zu widerlegen.

. ^'" Warnung möchte ich Ihnen aber doch mit auf den Weg geben. Die Unterzeichnung
des Ultimatums hat uns vor eine überaus schwerwiegende Frage gestellt. Die Erfüllung des Mi-
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matums stellt so enorme, ungeheureAnsprüche an das deutsche Volt, daß alles aufgebotenwerden
muß. um die Produktion im Inlande auf die höchste Höhe zu heben. Wenn ich davon spreche,
daß die Produktion auf die deukbar höchste Höhe gehoben werden muß, so denke ich dabei in erster
Linie an die Landwirtschaft,die insbesonderealles aus dem Boden herausholen muß, was sich nur
herausholenläßt. Meine Damen und Herren! Sie haben alle Veranlassung, die Landwirtschaft
unch dieser Richtung hiu zu ermuntern, sie zu ermuntern in dem Bestreben, die Produktion aufs
höchstmöglicheMaß zu steigern. Sie habeu alle Veranlafsuug. sie in diesem ihrem Bestrebenzu
unterstützen.Da bewirken aber alle die Ausführungen, die Sie immer wieder hier vorbringen, genan
das Gegenteil. Namens der Landwirtschaft bitte ich Sie, die Einwürfe einzustellenund endlich
""mal auch die Landwirtschaftzu Worte kommen zu lassen und ihr Glauben zu schenken,wenn sie
Ihnen überzeugenddarlegt, daß sie an sich ebensowenig Wncher getrieben hat. wie andere ehren¬
werte Berufe.

Stellvertretender VurfitzeuderUllenbaum: Wortmeldungenliegen Nicht mehr vor. Ich
erkläre die Debatte für geschlossen. Wir kommenzur Abstimmung. Das Büro ,st der Meinung,
daß der Autrag des Herr» Abgeordnete»Dr. Heß als ein selbständigerAntrag zu betrachten ist.
der der Unterstützungvou 20 Abgeordnetenbedarf. Ich stelle die Unterstützungsfrage: Wer will
d°n Antrag Heß unterstützen? Die Unterstützunggenügt. Ich danke Ihnen. Ich denke, daß ich
über den Antrag abstimmen lasse. Ich bitte Herrn Schriftführer Hauck, den Antrag nochmals
zu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Hauck: „Der 61. Rheinische Provinziallandtag beschließt:
Die Reichsregicrung wird mit allem Nachdruck darauf aufmerksam gemacht, daß die rheinischen
Winzer nnd unter diesen besonders die Notwcinwinzer durch die sogenanntenSanktionen in eine
überaus ernste wirtschaftliche Krise zu gerate» Gefahr laufen. Er erfucht die Reichsregiernng.der
Abwendungdieser Gefahr die größte Aufmerksamkeit zu widmen."

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wer diesen Antrag annehmen will den bitte
^' eine Hand zu erheben. Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität. Der Antrag ist
angenommen. . ^ .. «...

Jetzt kommen wir endlich einmal wieder zu unserem Haushaltsplan zurück. (Heiterkeit.)
Ich bi« der Meinuug, wir müssen noch darüber abstimmenlassen.

Wer für den Antrag der IV. Fachkommission ist. den bitte ich. eme Hand zu erheben.
Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität. Der Antrag ist angenommen.

Vorsitzender Gielen: Meine Damen und Herren! Der Aeltestenausschußist vorhin
zusammengetreten. Ich wollte Ihuen den Vorschlag machen, um 6 Uhr die heutige Tagung zu
schließenund sie morgen früh um 9V° Uhr fortzusetze». Ob wir morgeu fertig werden. ,st außnst
zweifelhaft. Der Wunsch ist wohl bei allen vorhanden, daß wir morgen unsere gesamte ^»ges-
"dnung erledigen; aber die Aussichten sind äußerst geriug. (Sehr richtig! links. W.e cl °
""tere Taguna a stalten wird wird sich heute noch nicht sagen lassen, sondern erst m Lause o s
"wrgigen wird also morgen früh um 9 Uhr 30 Minuten zusammentreten.
5H bitte, mir die Festsetzung der Tagesordnung zu überlassen.

Der Geschäftsordnnngsausschußwird morgen vormittag 9 Uhr 15 Minuten tage»
Abgeordneter Koch (zur Geschäftsordnung): Meine Damen und He en! Es ist doch

««Möglich, daß « w° >°ir seit hente morgen getagt haben, jetzt noch Frationss'tzungen abhalten,
^il wir doch nwr e" nicht fertig werden, bin ich der Ansicht,daß wir besser morgen eme Stunde
sp"ter beginnen, damit wir morgen früh unsere Fraktionssitzungenabhalten tonnen.

31»


	Seite 174
	Seite 175
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185
	Seite 186
	Seite 187
	Seite 188
	Seite 189
	Seite 190
	Seite 191
	Seite 192
	Seite 193
	Seite 194
	Seite 195
	Seite 196
	Seite 197
	Seite 198
	Seite 199
	Seite 200
	Seite 201
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207
	Seite 208
	Seite 209
	Seite 210
	Seite 211
	Seite 212
	Seite 213
	Seite 214
	Seite 215
	Seite 216
	Seite 217
	Seite 218
	Seite 219
	Seite 220
	Seite 221
	Seite 222
	Seite 223
	Seite 224
	Seite 225
	Seite 226
	Seite 227
	Seite 228
	Seite 229
	Seite 230
	Seite 231
	Seite 232
	Seite 233
	Seite 234
	Seite 235
	Seite 236
	Seite 237
	Seite 238
	Seite 239
	Seite 240
	Seite 241
	Seite 242
	Seite 243

